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Motto: „Zwischen Gerechtigkeit und Dis- 
ciplin kann kein Conflict entstehen" 

Damianit8ch. 
„Das Princip der Gerechtigkeit 
hat nicht nur im materiellen, sondern 
auch im formellen Strafrecht, im 
Strafprocesse zur Anwendung zu ge- 
langen". Dangelmai er. 

Die vorliegende Darstellung hat den Zweck, das 
vorzügliche Gesetz über den Militärprocess, welcher 
ein unvergängliches Denkmal derMensch- 
lichkeit und Gerech tigkeits - Lieb e des 
grossen Reformators Kaiser Alexander IL 
— aera perennius — bleiben wird, zur all- 
gemeineren Kenntnis zu bringen, der grossen Reform- 
bewegung, die in Deutschland, Oesterteich und Frank- 
reich sich geltend macht, durch Vorführung eines 
vortrefflichen Musters dienlich zu sein, und durch 
kritische Beleuchtung des Gesetzes seiner weiteren Ver- 
vollkommnung vorzuarbeiten, hiedurch aber schliess- 
lich den Gegnern der Reform des veralteten preussi- 
schen und österreichischen Gesetzes einen concreten 
Gegenbeweis zu liefern. 
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Als Hauptargument wider eine grundsätzlich mo- 
derne Umgestaltung des Militär-Strafverfahrens wird 
von gewissen hyperconservativen Kreisen angeführt, 
dass durch einen öffentlich-mündlichen Anklageprocess 
unter Zuziehung eines Berufsvertheidigers zur Haupt- 
verhandlung die militärischeDisciplin gelockert, 
das Subordinations-Verhältnis untergraben 
und das Dienstgeheimnis verletzt würde. 
Hingegen haben die Freunde der Reform aus den 
Principien des modernen bürgerlichen Strafverfahrens 
den Gegenbeweis zu liefern gesucht und habe ich 
in concreto auf das französische Heer*) verwiesen, 
das seit einem Jahrhundert des modernen Militär- 
Strafverfahrens theilhaft ist, ohne dass jene heer- 
zersetzenden Wirkungen — die übrigens dieselben 
reformfeindlichen Kreise vor mehr als einem Viertel- 
Jahrhundert, als zur Abschaffung der körperlichen 
Züchtigung im Heere in Deutschland und Oesterreich 
geschritten werden sollte, pochend auf ihr Verständnis 
für die Bedürfnisse der Heeresdisciplin, mit grosser 
Emphase und noch grösserem Selbstbewusstsein und 
doch, wie die Erfahrung lehrt, falsch vorhersagten 
— beobachtet worden wären. Vielmehr ist Frank- 
reichs Heeresdisciplin und Schlagfertigkeit eine der- 
artige, dass seine Nachbarn sich zur fortwährenden 
Steigerung ihrer Kriegsmacht veranlasst sehen. Dem 
beispielsweisen Hinweise auf Frankreich suchte man 
aber dadurch zu begegnen, dass man hervorhob 
dass das bürgerliche, mündliche und öffentliche Straf- 



*) VgL WeisVs »Frankreichs Militär-Strafprocessordnung« 
1887. 



— V — 

verfahren in Frankreich an und für sich viel älteren 
Datums sei, als z. B. in Deutschland, also der Be- 
völkerung, die zum Heeresdienst herangezogen werde, 
mehr in Fleisch und Blut übergegangen ist, weshalb 
die Auswüchse der neuen Institution dort entweder 
gar nicht mehr oder höchst vereinzelt zutage treten, 
dass ferner das französische Heer homogener, in 
nationaler und confessioneller Beziehung einheitlicher 
sei, was einen hohen Werth für die Festigung der 
Disciplin habe, und dass schliesslich der französische 
Soldat im Durchschnitt auf einer einheitlich hohen 
Culturstufe stehe. Es galt um ein concretes Ge- 
setz vorzuführen, bei welchem jene Einwände der 
Reformgegner aber auch nicht im entferntesten zu- 
treffen. 

Der russische Soldat steht, was Disci- 
plin anbetrifft, bekanntlich keinem Soldaten 
der Welt nach, und doch hat er ein Gesetz, 
das freiheitlich und modern ist! Dabei gelangte 
Russland erst in den siebziger Jahren dieses Jahr- 
hunderts zum Genüsse eines modernen, bürgerlichen 
Strafverfahrens. Weiters ist es weder national, noch 
confessionell, noch culturell einheitlich und der Durch- 
schnitts-Bildungsgrad seiner Soldaten steht nicht höher 
als der der Soldaten seiner westlichen Nachbarn, 
und gewiss nicht höher als der des 'deutschen Sol- 
daten.*) Und trotzdem ist Kaiser Alexander II. von 

*) Nach der officiellen Statistik über den Bildungsstand 
der Recruten betrug der Percentsatz der Analphabeten im euro- 
päischen Russland im Jahre I889 73 Percent und in Finnland 
weniger als 2 Percent. (!) Dagegen waren im Jahre 1892 in Kau- 
kasien von 2399 Mann Eingestellten 2006 Analphabeten. Von 
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Russland in weiser Einsicht und Liebe zum Heere 
zu einer Reform geschritten, die einen vollen Bruch 
mit dem veralteten Inquisitions-Militärrechte und volle 
Hingebung an die modernen Ideen der Humanität 
und Gerechtigkeit bedeutet und mit dazu beigetragen 
hat, dass das russische Heer ein Weltfaktor ersten 
Ranges geworden ist. Als ein Beispiel des vollen 
Vertrauens, das der Kaiser-Reformator in die Insti- 
tution der OefFentlichkeit und der Vertheidigung 
setzte, möge dienen, dass grundsätzlich, selbst bei 
Hochverraths-Processen wider Militär-Personen, 
die Oeffentlichkeit und selbst im Kriege der Bei- 
stand durch einen Vertheidiger zugelassen erscheint. 
Und dieses Vertrauen hat sich bewährt. Die Militär- 
Justiz ist eine starke Säule des russischen 
Heerwesens und das Heer die stärkste Stütze 
des russischen Weltreiche s! Dies mögen Jene 
bedenken, die vielleicht aus Unkenntnis der Ge- 
schichte des Militärrechtes und des geltenden fremd- 
ländischen Rechtes einer zeitgemässen Reform des 
veralteten Militärrechtes in Deutschland und Oester- 
reich-Ungarn und einer Weitausgestaltung des Militär- 
rechtes in Frankreich opponiren. 

In dem der eigentlichen Darstellung des Gesetzes 
vorangehenden geschichtlichen Rückblicke ist auch Ge- 
legenheit genommen worden, zu erweisen, dass das 

den Eingestellten waren circa 46 Percent Armenier, 43 Percent 
Grusinier, 7 Percent Ossetinen, welche sich auf drei Religions- 
schaften (Christen, Juden und Mohammedaner) vertheilten. 
Man sieht also, wie gross die Bildungs-, Cultus- und nationalen 
Gegensätze in Russland noch heute nach fast drei Decennien 
seit Erfassung de«* Gesetzes sind. 
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seinerzeit bestdisciplinirte Heer Europas, das 
Heer Gustav Adolfs von Schweden, schon vor fast 
drei Jahrhunderten sich jenes Militärverfahrens er- 
freute, das in Deutschland und Oesterreich vergeblich an- 
gestrebt wurde, des — öffentlichen, mündlichen 
Anklageprocess es. Zwischen wahrer G e- 
rechtigkeitundwahrerDisciplinkann eben 
kein Conflict entstehen! 

Im Anhange wurde die kurzgefasste Darstellung 
des französischen und deutschen Rechtes gegeben. 
Es geschah dies nicht blos deshalb, um durch eine 
Gegenüberstellung das Verständnis des russischen 
Gesetzes zu erleichtern, zumal es namentlich in den 
Grundzügen des Verfahrens und der Hauptgliederung 
der Gerichts-Organisation dem französischen Rechte 
systemverwandt ist, sondern auch weil das franzö- 
sische, preussische und russische Gesetz die Urtypen 
der in Europa geltenden Systeme des formellen Mili- 
tärrechtes bilden, und weil die Rechts vergleichung 
die Reform und Ausgestaltung des Rechtes befördern 
hilft. 

Der rechtsgeschichtliche Theil dieser Arbeit end- 
lich bezweckt — ausser Verbreitung von Kenntnissen 
auf diesem fast ganz brach liegenden Rechtsgebiete 
— den Nachweis, dass die Forderungen, welche die 
Neuzeit an die Reform des Militärrechtes stellt, in 
demselben voll begründet sind, und dass die Ver- 
wirklichung der anscheinend radikalsten Petiten der 
heutigen Reformbewegung eigentlich nichts Anderes 
wäre, als die — Rückkehr zum alt-europäischen Mili- 
tärrechte — d. i. zumAnklageprocess und 
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zur Oeffentlichkeit und Mündlichkeit 
des Hauptverfahrens. 

Da man aber eine fressende Wunde nicht durch 
Verbergen und Verheimlichen heilt, sondern nur durch 
ein zielbewusstes, wenn auch für den Augenblick 
schmerzliches Eingreifen, dem das Blossen der Schäden 
vorangehen muss, so hoffe ich durch diese Arbeit, 
welche die Schäden der systemverwandten Gesetze 
über das Militär-Strafverfahren in Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn zwar ohne heuchlerische Scheu 
aufdeckt, gleichzeitig aber durch Hinweis auf be- 
währte Mittel der Heilung zuzuführen^ sucht, eine p a- 
triotische That vollbracht zu haben. 



Wien, im December 1893. 



Der Verfasser. 



Die russische Militär • Strafpfocess- 

Ordnung. 






§ 1. 

Geschichtlicher Rückblick. 

Die auf uns überlieferten Anfänge des russi- 
schen Müitär-Strafrechtes reichen ins Jahr 1607. Die 
etwas zielbewusstere Thätigkeit beginnt jedoch erst 
mit der Regierung der Herrscherfamilie der R o ma n o w, 
welche mit Michael Feodoroviö (1612—1641) zum 
Throne gelangte. Die Kriege mit Schweden und 
Polen, die zu den Friedensschlüssen von Stolbowa, 
andererseits von Deulino (1611) und Wiasma (1631) 
führten, zeigten das Bedürfniss nach einer einheit- 
licheren Organisation auch üi militärrechtlicher Be- 
ziehung. Schon in den Jahren 1607 und 1621 wurde 
nach dem Vorbilde der kaiserlich deutschen Gesetze, 
wie sie bei Fronsperg in seinem Kriegsbuche (1575) 
zusammengestellt waren, eine kriegsrechtliche Arbeit 
verfasst, und unter Alexe j Michailovi**, dem 
Herausgeber des Gesetzbuches »Ulozenije«, wurde 
1647 zu Moskau zur Belehrung des Fussvolkes 
(Uceriije i chitrost ratnago strojenija pechotnych 
ljudej) eine Schrift gedruckt, welche sich wiederum 
nur als eine Uebersetzung eines Theiles des Buches 
des Dänen Walhausen darstellt; die neuerlichen Kriege 
mit Polen und seinen Verbündeten in den Jahren 
1654 und 1667 erwiesen aber die Unzulänglichkeit 
der Heeresorganisation in administrativer und juris- 
dictioneller Beziehung. Die Jurisdiction war näm- 
lich für jede Art des Waffendienstes, in Kriegs - 

l* 
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und Friedenszeiten verschieden und die Gewalt der 
Truppencommandanten in Kriegszeiten eine fast un- 
beschränkte. Dabei waren die für die einzelnen 
Waffengattungen, z. B. Fussvolk, Geschützwesen, 
Reiterei und so fort erlassenen Vorschriften und 
Artikel nichts Anderes, als eine unfreie Nachbildung 
fremder Institutionen und insbesond^Vs der kaiser- 
lichen deutschen, (wie z. B der Artikel für die Ka- 
noniere), die weder dem slavischen Volkscharakter 
noch den vorhandenen Einrichtungen entsprachen. 
Der deutsche Einfluss war übrigens anfänglich im 
russischen Heere so gross, dass das moskowitische 
Kriegsreglement 1706 in deutscher Sprache heraus- 
gegeben wurde, wiewohl schon dieses Reglement 
— eine Nachbildung eines sachsen-gothaischen Ar- 
tikels — eine merkbare Anlehnung an das schwe- 
dische Recht zeigt. 

Die Entlehnung fremden Rechtes war jedoch 
damals in Europa eine allgemeine Erscheinung, 
welche der rasche Fortschritt der Heereseinrichtung 
mit sich brachte, indem der später zur intensiveren 
Organisation schreitende Staat jene des bereits fort- 
geschritteneren Nachbars übernahm, und lässt sich der 
Zug der Fortpflanzung von Westen nach Osten 
leicht nachweisen, indem das französische Recht des 
16. Jahrhunderts und die holländischen Artikel vom 
Jahre 1590 aus dem Spanischen schöpften und dann 
den spanischen Inquisitionsprocess im Militärrechte 
über Deutschland nach Polen, Dänemark u. s. f. 
und schliesslich nach Russland verpflanzten. Denn 
während Leonhard Fronsperg in seiner Ausgabe 
der »CaroliV. Kriegs-Rechte« vom Jahre 1565 noch 
den Anklageprocess bei den Landsknechten • darstellt, 
ersieht man aus Cham ans »Ordonnances militaires 
touchent l'ordre reglement, discipline, police et devoir 
de rinfanterie franfaise«, welche die Ordonnanzen 
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Franz L, Heinrich IL und III., Karl IX. und Heinrich 
IV. von Frankreich aus den Jahren 1533 bis 1600 
enthalten, dass zu Ende des 16. Jahrhundertes in 
Frankreich bereits der spanische Inquisitionsprocess 
Geltung gefunden hat. 

Im 17. Jahrhundert war nun das kaiserlich deut- 
sche Militärrecht die hauptsächlichste Quelle für die 
militärstrafrechtlichen Verhältnisse Russlands, indem 
die vortrefflichen Verordnungen Heinrich's IV. (1589 
bis 1610) die Ordonnanzen Ludwig's III. vom Jahre 
1651 und Ludwig's IV. aus den Jahren 1661, 1665 
und 1690, die Reglements des Statthalters von Holland, 
Wilhelm von Oranien, und die mustergiltigen Gesetze 
Gustav Adolfs erst viele Jahre nach ihrer Publication 
in Russland Eingang und die letzteren Gesetze Ein- 
fluss fanden. Dafür war aber der Einfluss, den dann 
das schwedische Recht auf Russland gewann, ein aus- 
schliesslicher und dauernder geworden. 

^ Doch waren es nicht die ursprünglichen alt- 
schwedischen Gesetze, die dem grossen Reformator 
Peter d. Gr. (1689 — 1725) als Muster vorlagen, 
sondern die durch Karl XL im Jahre 1683 redigirte 
neue Ausgabe der Gesetze Gustav Adolfs, welche 
das sogenannte neu schwedische Recht enthalten. 
Die ziemlich verbreitete Ansicht, dass Peter d. Gr. 
deutsche Gesetze sich als Vorlage für seine Militär- 
Justizgesetze genommen habe, ist unrichtig. Eine 
auch nur ganz oberflächliche Vergleichung des alt- 
russischen Militär- Strafgesetzes mit dem Codex Karl XL 
zeigt eine solche Uebereinstimmung in der Gesammt- 
anlage, Einheitlichkeit in der Benennung der Ab- 
schnitte, Eintheilung des Materials, die es unzweifel- 
haft macht, dass dieser Codex vom russischen Refor- 
mator recipirt worden ist. Dass trotzdem im russischen 
Kriegsartikel das härtere Strafeystem des westlichen 
Europas (Dänemark, Holland, Deutschland und Frank- 
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reich) entgegen dem humanen System Gustav Adolfs 
hervortritt, lässt sich damit erklären, dass selbst der 
Schwede Karl XI. bei Revision der Gustav Adolf - 
sehen Gesetze dem inhumanen Zuge der Zeit zu Ende 
des 17. Jahrhundertes nachgeben musste. y 

Während nun Peter der Grosse in seinem Kriegs- 
artikel, an dessen Ausarbeitung schon im Jahre 1689 
herangetreten wurde, das westeuropäische Strafen- 
system für Militär- und gemeine Delicte annahm, hielt 
er sich hinsichtlich der Delictsbegriffe und dem Systeme 
der Militärdelicte streng an das schwedische Vorbild, 
Rücksicht seines Kriegsartikels -ex 1715 ist fest- 
zustellen, dass er sich also das schwedische Recht als 
Grundvorlage nahm, aber aus verschiedenen Rechts- 
quellen, insbesonders aus den Gesetzen Christian V. 
Leopold I., dann Friedrich's des Grossen und den 
französischen Rechtsquellen zur Erweiterung seines 
»Artikels« schöpfte. 

^Hinsichtlich seiner Militär - Strafpro- 
cessordnung, »kurze Darstellung der Processe 
oder gerichtlicher Rechtshändel«, ex 1716 muss 
man aber hervorheben, dass sie durchaus keine ein- 
heitliche Nachbildung des schwedischen Rechtes 
ist; sie ist vielmehr dem schwedischen Rechte bezüg- 
lich der Organisation der militärischen Gerichte und 
dem dänischen bezüglich der Stellung der Regiments- 
Auditore gefolgt, die Form des Processes ist — leider 
— dem damaligen sächsischen Rechte mit seinem gehei- 
men schriftlichen Inquisitionsprocess-Systeme, seinem 
Formalismus in der Beweiswürdigung, seiner Herab- 
drückung des Inquisiten zum willenlosen Objecte der 
Untersuchung und der Verhandlungsrichter zu Pro- 
tokoll-Lesern, entlehnt. / 

Gustav Adolfs (1621—1632) wichtigste Reform 
auf dem Gebiete des Militär-Strafrechtes bestand einer- 
seits in der Bildung eines General-Kreisgerichtes, . 
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Bestellung eines dem König, respective dem Feld- 
marschall, unmittelbar untergeordneten und mit der 
Controle der Justiz- und Polizeigewalten betrauten 
General-Auditors und Unterstellung der Regiments- 
gerichte der Infanterie und Cavallerie unter beson- 
dere Miltitär- Obergerichte, und andererseits in der 
Erlassung mehrerer Gesetze militär-strafrechtlichen In- 
haltes *), und zwar: 1 . Kriegsartikel, 2. General- und 
Obergerichtsordnung, 3. Gesetz vom Amte des Ge- 
neral-Auditors, 4. Gesetz vom Amte des Oberst- 
Profossen oder Generalgewaltigen und der Regiments- 
Profossen, 5. Gesetz vom Amte des Generaltross- und 
Wagenmeisters und der Regiments-Wagenmeister, 
und 6. Gesetz vom Amte des Rumormeisters. 

Die Grundzüge des altschwedischen Militär-Pro- 
cesses waren: Gleichheit der Soldaten vor 
dem Gesetze, Recht des Angeklagten 
aufVertheidigung vor Gericht, Oeffent- 
lichkeit der Gerichtsverhandlung, 
Oeffentlichkeit bei Verkündigung des 
Urtheiles, Mä s si gu n gsr ech t des Königs 
oder des Feldherrn b ei Strafurtheilen. Diese 
humanen und mit Hinblick auf die damalige bürgerliche 
Gesetzgebung Europas höchstfreiheitlichen Grundsätze, 
welche den modernsten Strafgesetz-Systemen ent- 
sprechen, herrschten zu Anfang des 17. Jahrhunderts 
im schwedischen Heere, dessen Disciplin und Schlag- 
fertigkeit unter Gustav Adolf von der Mitwelt als 
unerreicht angestaunt wurde, also zum offenbaren 
Gedeihen des Heeres. Und heute, am Ende des 19. 
fahrhunderts, wagen es einzelne Militärkreise, den 
patriotischen Bestrebungen, diese, dem Jahrhunderte 
alten Militärrechte charakteristischen Grundsätze, ins 

*) Die uns überlieferte erste Ausgabe des altschwedischen 
Rechtes ist aus dem Jahre 1621 und eine vermehrte aus Nürn- 
berg 1632. 
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Leben zurückzurufen, unter dem Vorwande, der Be- 
sorgnis für die Erhaltung der »Disciplin und Schlag- 
fertigkeit« entgegenzutreten ! 

Leider hat Peter der Grosse die Verfas- 
sung der Processordnung einem deutschen Ge- 
lehrten des römischen und kanonischen Rechtes 
überlassen, der, ohne Rücksicht auf das System des 
materiellen russischen Militär-Strafrechtes und ohne 
Verständnis für die Wahrung der historischen For- 
men des altrussischen Processes, aus Unkenntnis der 
Geschichte des alten Militär-Strafrechtes und in blin- 
der Nachahmungssucht seiner kanonisch-sächsischen 
Muster die Formen des Inquisitionsprocesses, wie sie 
sich unter dem Einflüsse des Leipziger Gerichtes 
herausgebildet haben, recipirte. Als Entschuldigung 
dürfte ihm vielleicht der Umstand dienen, dass vor 
dem reactionären Zuge jener Zeit nicht einmal 
Schweden das kostbare Vermächtnis des grossen 
Gesetzgebers Gustav Adolfs, den öffentlichen, münd- 
lichen Anklageprocess, in seiner classischen Reinheit 
erhalten konnte; jedenfalls muss man es aber be- 
dauern, dass das schwedische Recht nicht den voll- 
sten Einfluss erlangen konnte, denn schwer lastete 
auf Russlands bürgerlichem und militärischem Straf- 
verfahren durch über ein Jahrhundert die unselige 
Codificationsarbeit jenes sächsischen Gelehrten. 

Dem zweiten grossen Reformator, Kaiser 
Alexander IL, war es vorbehalten, dem rus- 
sischen Heere eine seiner Trefflichkeit und 
Ehre würdige Processordnung als Zeichen 
seiner hohen Meinung von der unerschütter- 
lichen Disciplin und dem Rechtssinne des 
russischen Soldaten zu gewähren und das 
kanonisch-deutsche Rechtssystem fast bis auf die 
Wurzel auszumerzen. 

Bis zum Jahre 1 812 nämlich waren Peter's d. Gr. 
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Militärgesetze fast ganz unverändert in Geltung, und 
erst kurz vor Beginn des Befreiungskrieges und 
gleichzeitig mit der Verbesserung der inneren Armee- 
Organisation wurden mit Hinblick auf die heran- 
nahende Kriegszeit besondere Gesetze erlassen, und 
zwar ein materielles Feld-Strafgesetz und ein Gesetz 
zur Regelung der Militärjustiz im Felde. Aber auch 
nach Erlassung dieser Gesetze behielten die Gesetze 
Peters I. volle Kraft für Friedenszeiten bis zum Er- 
scheinen der Sammlung der Militärgesetze unter 
Kaiser Nikolaus I. im Jahre 1838, welche eine syste- 
matische Sammlung aller aufs Heerwesen bezug- 
habenden Gesetzgebungsacte seit Peter I. in admini- 
strativer und judicieller Richtung bildet und welche 
im 12. Buche das Militär-Strafrecht besonders be- 
handelt. 

<^ Unter Kaiser Alexander IL erfuhren endlich die 
Grundlagen des Militär-Strafrechtes ihre volle zeit- 
gemässe Ausgestaltung. Fürs materielle Recht die 
Loslösung dergemeinenDelicte der Soldaten 
von den militärischen Delicten, der systema- 
tische Aufbau der Delictsbegriffe und die humane 
Regelung des Strafensystems, und fürs formelle Recht 
die öffentliche und mündliche Parteien-Ver- 
handlung vor einem unabhängigen, aus Com- 
battanten- Richtern bestehenden Collegial- 
gerichtshof unter Zulass einer freien Ver- 
teidigung — das ist die Reformthat dieses erhabenen 
Kaisers, der sich dadurch allein dem dankbaren russi- 
schen Heere*) und der europäischen Militär-Straf- 
rechtswissenschaft unsterblich gemacht hat. 



f Im Jahre 1867 (lö69 die 2. Ausgabe) erfolgte 



*) Unter Alexander IL wurden noch besondere Disciplinar- 
gesetze erlassen. Im Jahre 1863 erschien eine Vorschrift zur 
Regelung der Disciplinaruntersuchung, welche dem jetzt gelten- 
den Disciplinarstatute 1888 zu Grunde Hegt. 
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die Neuregelung des militärischen Strafverfahrens, 
indem jene modernen Grundzüge, die in der neuen 
bürgerlichen Gerichtsordnung vom 20. November 1 864 
niedergelegt sind, nämlich: Oeffentlichkeit, Mündlich- 
keit, Zulassung von Vertheidigung und contra- 
dictorische Parteiverhandlung, für den Militärprocess 
rückhaltslos angenommen worden sind. Nach der 
Reform des Processverfahrens erschien im Jahre 1868 
das neue materielle Militär-Strafgesetzbuch. ^ 

Diese beiden Gesetzbücher sind dermalen noch 
in voller Kraft bis auf die Veränderungen, welche 
die Aenderungen der Gesetzgebung über Leistung 
der Wehrpflicht und der 1 Armee-Reorganisation und 
Verbesserung, wie sie die gemachten Erfahrungen 
heischten, nöthig machten, was Neuausgaben der 
Gesetze zur Folge hatte. Die jüngste Ausgabe der 
Militäir-Strafprocessordnung erging in Theilen in den 
Jahren 1 883, 1 884 und 1 885 und schliessen sich daran 
einige Erlässe noch jüngeren Datums. 

Ausser der eigentlichen Militär - Strafprocess- 
ordnung wären noch endlich zu erwähnen: Die kriegs- 
ministeriellen Instructionen für die Regimentsgerichte 
und die innere Einrichtung der Militär-Kreisgerichte 
ex 1884, Nr. 323 und 1886, Nr. 16 t und über die 
Schriftführungen 1888, Nr. 32. 

Wenn nun auch die folgende kritische Darstellung 
doch auf einige Lücken und Mängel des Gesetzes 
hinzuweisen genöthigt sein wird, so muss wieder 
rühmend hervorgehoben werden, dass einerseits 
Mängel eben jedem, auch dem trefflichsten mensch- 
lichen Gesetzbuche, anhaften und bei dem Umfange 
der zu regelnden Verhältnisse selbe sogar beim vor- 
liegenden Gesetze noch ziemlich gering sind, 
und dass andererseits das russische Gesetz in 
seinen Grundzügen getragen ist von un- 
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sterblichen Ideen, der der Gerechtigkeit und 
der der Menschlichkeit. 

§ 2. 

System des Gesetzes. 

Die geltende russische Militär-Strafprocessordnung 
besteht aus vier Theilen, wovon der erste am 28. 
März 1883, der zweite und dritte am 9. Mär^ 1884 
und der letzte am 28. Juli 1885 publicirt wurde. Der. 
erste Theil enthält allgemeine Bestimmungen, behan- 
delt die Zusammensetzung der Gerichte und die Amts- 
pflichten der Gerichts- und Anwaltschaftspersonen, 
ist also mehr administrativ-organisatorischen Inhaltes, 
der zweite Theil erst normirt das eigentliche Militär- 
Strafprocessverfahren, während der dritte Theil die 
Ausnahmen vom allgemeinen Militärprocesse und der 
vierte Theil die im Kriegsfalle eintretenden Ver- 
änderungen bei den Gerichten und im Verfahren be- 
handelt. 

Das russische Gesetz steht zwischen dem fran- 
zösisch-italienischen und dem preussisch-österreichi- 
schen Strafprocess-Systeme, doch ist der überwie- 
gendere französische Einfluss unverkennbar. 

Die Basis des französischen Militär-Strafrechtes 
ist die Anerkennung des bürgerlichen Rech- 
tes und Rechts verfahren s als Grundlage 
desMjlitär-Strafprocesses ; seine Grundzüge sind : 1. der 
Anklageprocess mit der Verfolgung von Staatswegen 
und Aberkennung der sogenannten gerichtsherrlichen 
Rechte der militärischen Commandanten hinsichtlich 
des Rechtes der Einflussnahme auf die förmliche . 
Untersuchung, auf die Zusammensetzung des Ge- 
richtes, insbesonders aber des Rechtes zur Urtheils- 
bestätigung und Milderung, 2. die mündliche Streit- 
verhandlung zwischen dem vom Untersuchungsrichter 
und den Urtheilern unabhängigen und ganz verschie- 
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denen Ankläger und Angeklagten als Hauptmoment 
des Processes, 3. die Zuerkennung des gleichen 
Rechtes und gleichen Gehörs vor den Richtern in 
der Hauptverhandlung dem Ankläger sowohl als auch 
dem Angeklagten, 4. die Zulassung der formellen und 
sachlichen Vertheidigung und Anordnung des Ver- 
theidigungszwanges bei Verhandlungen wegen schwe- 
rer Delicte, 5. die Anerkennung einer freien (von posi- 
tiven oder negativen Beweisregeln unabhängigen) 
Beweiswürdigung durch Collegialrichter, 6. Vorschrift 
gewisser cautelarer Förmlichkeiten bei sonstiger Nich- 
tigkeit des ohne sie vorgenommenen Aktes, 7. Zu- 
lassung eines Rechts mittelzuges an eine vom Spruch- 
gericht ganz verschiedene Cassations-Instanz, und 8. 
Besetzung der Richterbank mit Laienrichtern. 

Dem französischen Gesetze systemverwandt ist 
das italienische Gesetz, das der meisten Balkanstaaten 
und Belgiens und die bayerische und — entfernt — die 
württembergische Militär- Strafprocessordnung. 

Die Grundzüge der preussischen Militär-Straf- 
processordnung oder nach ihrer Ausdehnung über 
Sachsen, Baden, Hessen, Elsass-Lothringen u. s. f. 
sogenannten deutschen Militär-Strafprocessordnung 
sind dagegen : 1. Zuerkennung gerichtsherrlicher 
Rechte an einzelne mit dem Milderungsrechte aus- 
gezeichnete Militärcommandanten, 2. fallweise Zu- 
ziehung von Laienrichtern zu der geheimen Schluss- 
verhandlung welcher der Untersuchungsrichter als 
Referent beziehungsweise Mitrichter beiwohnt und 
seinerseitige Vortragserstattung in Abwesenheit des 
Angeklagten, 3. Verlegung des Schwergewichtes des 
Processes in das geheime, schriftliche Inquisitions- 
verfahren (Untersuchung), in welcher der Inquisit 
(Beschuldigte) keine Processpartei, sondern Object 
der Untersuchung ist, 4. Ausschluss der persönlichen 
Vertheidigung in der Schlussverhandlung und Be- 
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schränkung in der formellen und sachlichen Ver- 
teidigung im Inquisitionsverfahren, 5. Gebundenheit 
der Beweiswürdigung seitens der Richter, 6. Be- 
schränkung des Rechtsmittelzuges und 7. Erfordernis 
der Bestätigung der Urtheile vom Gerichtsherrn 
(eventuell obersten Gerichtsherrn) zu ihrer Rechts- 
giltigkeit. 

Dem preussischen Gesetze ist systemverwandt 
das in Oesterreich-Ungarn geltende Militär-Strafver- 
fahren, welches letztere einer eigentlichen legislativen 
Codification überhaupt entbehrt und sich noch voll- 
ständiger an das alte Inquisitionsverfahren anlehnt, 
als es das preussische Recht thut, welches aber, 
ebenso wie das österreichische, auf einer dem bürger- 
lichen Strafprocessgesetze nicht nur fremden, son- 
dern in mancher Beziehung gegensätzlichen 
Grundlage beruht 

Was das Alter anbetrifft, so fusst das öster- 
reichische Gesetz auf der Theresiana (31. December 
1768) und ihren Nachträgen, die preussische Militär- 
Strafgerichtsordnung auf dem Gesetze vom 3. April 
1845, während das französische Gesetz am 8. August 
1857 und der italienische Codex am 28. November 
1869 promulgirt worden ist. 

Wiewohl nun die Textirung des russischen Ge- 
setzes eine genaue Kenntnis des französischen und 
deutschen Rechtes verräth, so lässt sich doch nicht 
annehmen, dass blos theoretische Rücksichten die 
Bearbeitung des Gesetzes zu der Eingangs gedachten 
Mittelrichtung veranlasst haben. Es war vielmehr hie- 
für zum Theile die geschichtliche Entwicklung, zum 
grössten Theile aber das Erfordernis für das eigen- 
geartete, über Welttheile ausgebreitete russische 
Reich mit seiner autokratischen Regierungsform und 
seinem gewaltigen Heere, zu dessen Aufstellung 
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Völkerschaften von der tiefsten bis zur höchsten 
Culturstufe herbeigezogen werden, massgebend. 

Wenn nun auch der Umstand, dass die Heeres- 
organisation, eine tiefe Scheidung zwischen Mann- 
schaftsstand und Officierscorps aufgerichtet hat und, 
wie zugestanden werden soll, aufrichten musste, dass 
die Nationen und Bekenntnisse Gleichberechtigung, 
beziehungsweise Gleichwerthigkeit nicht einmal ge- 
setzlich, geschweige denn faktisch gemessen, und dass 
endlich durch die gewaltige Ausdehnung des Reiches 
und Concentration der Regierungsgewalt eine Controle 
sehr erschwert wird, Gebrechen in der Justiz — 
vielleicht — leichter oder häufiger zeitigen kann, als 
in den westlichen Nachbarstaaten, so ist desto grösser 
das Verdienst und die Bewunderung, welche jenen 
Faktoren gezollt werden muss, welche trotz dieser 
ungünstigen Verhältnisse in der russischen Straf- 
processordnung ein Gesetz schufen, das fast allen 
heutigen Ansprüchen auf Rechtssicherheiten gerecht 
und so ausgestaltungsfähig ist, dass sein Princip selbst 
bei dem grössten Fortschritte wird beibehalten werden 
können und das allen Nachbarstaaten zum Muster 
dienen könnte, wobei Staaten, welche in ihrem Be- 
reiche verschiedene confessionell oder culturell un- 
gleichartigen Nationalitäten beherbergen, insbesonders 
in Betracht kommen. 

Wiewohl die Vorgängerin der heutigen Militär- 
Strafprocessordnung dem preussischen Gesetze sehr 
nahe gestanden ist, haben sich die Verfasser des 
neuen Gesetzes, wenngleich sie ihren eigenen ziel- 
bewussten Weg gingen, insbesonders was die For- 
derung und Gewährung von Rechtssicherheiten betrifft, 
ungleich mehr dem französischen Gesetze genähert 
als dem preussischen, durch welchen Umstand allein 
die Verfechter des preussischen und Verächter des 
französischen Gesetzes mit ihrem Hinweise, dass die 
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modernen französischen ProcessJnstitutionen die — 
Disciplin und Schlagfertigkeit des Heeres schädigen. 
— gelinde gesagt — ad absurdum geführt sind. 
Denn nicht nur dass man den russischen Compila- 
toren zumindest auch so viel Verständnis für Heeres- 
disciplin und Schlagfertigkeit zumuthen muss, als jenen 
gewissen, jede Justizreform anfeindenden Militär- 
kreisen, ist durch die fast ein Tricennium erreichende 
Wirksamkeit des neuen — im Vergleiche zum preussi- 
schen und österreichischen Militär- Strafverfahren ge- 
radezu radikalliberal zu nennenden — russischen 
Militär-Strafprocesses erwiesen, dass eine moderne 
Militärjustiz wohl der Gerechtigkeit unendlich nütze, 
der Disciplin aber zumindest nichts schade, denn das 
russische Heer nimmt unter den Culturstaaten einen 
ungemein hohen Rang ein und seine vortreffliche 
Disciplin ist einfach sprichwörtlich geworden. 

Das Gepräge ist aber, wie schon bemerkt, trotz 
dier Anlehnung ans französische Recht ein durchaus 
eigenartiges, was sich ganz besonders in der Gerichts- 
organisation zeigt. Die wenn auch sehr eingeschränkte 
Gerichtsherrlichkeit derMilitärcommanden und nament- 
lich die wenn auch ebenfalls sehr beschränkte und 
nur bei Urtheilen der Militärgerichte niederen Ranges, 
den Regimentsgerichten, zulässige Strafmilderungs- 
eewalt der Militärcommandanten ist aber wiederum 
auf deutschrechtlichen Einfluss zurückzuführen, der 
sich übrigens mit Erwägungen praktischer Natur deckt. 

§ 3. 
( Eintheilung der Militärgerichte. 

Trotz der nach französischem Muster vorge- 
nommenen Scheidung zwischen Spruchgerichten und 
dem Revisionsgerichte, welche insgesammt Collegial- 
gerichte sind, unterscheidet sich das russische Gesetz 
wesentlich vom französischen durch die Unterschei- 
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düng zwischen niedere und höhere Gerichtsbarkeit 
bei den Militärgerichten und dadurch, dass für die 
Regimentsgerichte die persönliche, für die Kreisgerichte 
die örtliche Zuständigkeit massgebend ist. 

Die Regimentsgerichte bestehen bei 
allen Regimentern und jenen Truppenabtheilungen, 
welche von einemOfficier mit den Befugnissen eines Re- 
giments-Commandanten befehligt werden, und werden 
gebildet aus einem Vorsitzenden (Stabsofficier) und 
zwei Mitgliedern (Rotten- oder Escadron-Comman- 
danten), welche stets im vorhinein für eine bestimmte 
Zeit (6 bis 12 Monate) bestimmt sind. Zur Führung 
der Untersuchung wird ein Oberofficier abgeordnet. 
Sie führen den Namen nach dem betreffenden Regi- 
mente, beziehungsweise der Brigade oder des Ba- 
taillons. 

Die Kreisgerichte bestehen in jedem Mili- 
tärkreise*), nach dem sie den Namen führen, und 
zwar aus ständigen und zeit weiligen Mitgliedern, 
zu welchen ersteren der Vorsitzende und eine be- 
stimmte Anzahl von Richtern und zu den letzteren 
auf eine bestimmte Dauer (4 Monate) vom Militär- 
Kreiscommandanten im Grunde eines Verzeichnisses, 
in welchem alle zum Richteramt qualificirten Officiere 
der nächstgelegenen Truppenkörper enthalten sind, 
abcommandirte zwei Stabs- und zwei Oberofficiere, 
welche eine gewisse Anzahl von Jahren im Linien- 
dienste ein Truppenabtheilungs-Commando geführt 
haben müssen, gehören mit der Bestimmung, dass je 
ein Stabs- und ein Oberofficier für zwei Monate für 
die durch Urlaub und dergleichen in ihrer Richter- 
function Behinderten eintreten. Die Bestimmung, dass 
zum Gerichtsdienst zunächst die Officiere des Gerichts- 
ortes zugezogen werden sollen, beabsichtigt die Ver- 

*) Mit Ausnahme des Finnländer Kreises, welcher zum 
Militär-Kreisgerichte in Petersburg gehört. 
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einfachung der Zutheilung; die Bestimmung aber, dass 
die Zutheilung, wo möglich, aus allen Truppengattun- 
gen geschehen und dass nach Ablauf der fixirten 
Richteramtsdauer der betreffende Officier erst wieder 
nach zwei Jahren zum gleichen Richteramt zugelassen 
werden kann, ist eine äusserst kluge, weil cautelare, 
da einerseits möglichst viele Officiere in den Gerichts- 
dienst eingeweiht werden, andererseits verhindert 
wird, dass die Richterfunctionen durch die fortgesetzte 
Uebung vielleicht laxe aufgefasst oder der erfahrungs- 
mässig mit der Dauer der Richteramts-Ausübung zu- 
nehmenden Härte oder Milde einzelner Functionäre 
begegnet werde. 

Das Richtercollegium der Kreisgerichte*) be- 
besteht, einschliesslich des Vorsitzenden, aus fünf Mit- 
gliedern. . 

Bei Strafprocessen wider Stabsofficiere und Re- 
giments-Commandanten werden über Entschliessung 
des Militär-Kreiscommandanten zwei Stabsofficiere, 
beziehungsweise vier Regiments-Commandanten oder 
Generale, und bei Processen wider Generale über 
Allerhöchste Entschliessung ein Mitglied des Obersten 
Militär-Gerichtshofes zum Vorsitzenden und zu Bei- 
sitzern der Vorstand des Militär-Kreisgerichtes und 
über Ernennung durch den Kriegsminister und des 
Commandanten des Militärkreises je zwei Generale 
zur Bildung des Gerichtshofes bestimmt 

Es ist also in dem letzteren Falle das System 
der Vorausbestimmung der Gerichtshofmitglieder 
zwar durchbrochen, jedoch der Umstand, dass ein 
Mitglied des Obersten Gerichtshofes und der Vor- 



*) Ziemlich häufig findet man im Deutschen die Bezeich- 
nung »Militärbezirk« oder »Militär-Bezirksgerichte«; bei dem 
grossen Umfange des betreffenden Sprengeis finde ich die Be- 
zeichnung » Militärkreis < und »Militär - Kreisgerichte« zu- 
treffender. 

2 
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stand des Militär- Gerichtshofes in den Gerichtshof 
wider Generale ernannt werden muss, und dass die 
Ernennung der übrigen Gerichtsbeisitzer durch zwei 
verschiedene Militärfunctionäre erfolgt, ist als eine 
genügende Garantie gegen eine odiose Zusammen- 
stellung der Richterbank anzusehen. 

Bei der colossalen Ausdehnung des Reiches und 
der nicht überallhin leicht bewerkstellbaren Verbin- 
dung zwischen dem Sitze des Militär-Kreisgerichtes 
und den einzelnen Theilen des Kreises musste jedoch 
ein Ersatz für die Kreisgerichte an den entfernten 
Oertlichkeiten bestellt werden, und zwar geschah es 
durch die Einrichtung interimistischer Militärgerichte. 
Der Commandant des Kreises bestimmt nämlich den 
Zusammentritt der zeitweiligen Kriegsgerichte 
in bestimmten Punkten des Kreises, falls nicht die 
Häufung von Delicten gegen die Disciplin die Auf- 
stellung nicht früher noth wendig macht, zweimal im 
Jahre durch Designirung eines Vorsitzenden und der 
vier Gerichtshofmitglieder von der gleichen Quali- 
fication jener für die ordentlichen Kreisgerichte. Die 
Bestimmung der Qualification der Mitglieder solcher 
ausserordentlichen Kriegsgerichte ist eine Garantie 
gegen willkürliche Besetzung der Richterbank. 

Der Oberste Militär-Gerichtshof*) 
endlich besteht aus einem ständigen Vorsitzenden 
und einer Anzahl (5) ständiger und (2) zeitweise 
zugewiesener Mitglieder und einem Ersatzrichter, 
welche letzteren nach eingeholter kaiserlicher Geneh- 
migung durch den Kriegsminister aus den Generälen 
(Commandanten) von in Petersburg und seinen Be- 
festigungen liegenden Truppen auf 6 Monate bestellt 



*) Die Uebersetzung der russischen Bezeichnung mit 
»Haupt-Militärgericht« finde ich unzutreffend, da ein »Haupt- 
gericht »Neben xgerichten entsprechen würde, hier aber »Unter*- 
Gerichten ein »Oberstes« Gericht entgegengestellt sein soll. 
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werden, und zwar ebenfalls mit der Beschränkung 
derWiederbestellbarkeit erst nach Ablauf dreier Jahre 
seit der letzten Amtsfunction und der Verfügung, 
dass nach je 3 Monaten je ein Mitglied auf Urlaub zu 
gehen hat. 

Diese fortwährende Fluctuation der Mitglieder 
des Obersten Gerichtshofes befördert ungemein die 
Gesetzeskenhtnis und Auslegung bei den hohen 
Militärs und verhindert die Verknöcherung der rich- 
terlichen Functionäre. 

Diese Gerichtsorganisation, welche vom redlich- 
sten Streben nach Erreichung eines unparteiischen 
Richterkörpers getragen ist, wird leider durch die Aus- 
nahmsbestimmung durchbrochen, dass in besonders 
bedenklichen Fällen von Disciplinverletzungen, welche 
sofortige Ahndung erheischen, der Commandant des 
Kreises am Orte der begangenen Delicte ein beson- 
deres Gericht, welchem dieselbe Gewalt wie dem 
Obersten Gerichtshofe zusteht, einsetzen kann. Diese 
Bestimmung ist wegen der Dehnbarkeit des Begriffes 
»Disciplinar Verletzungen in besonders bedenklichen 
Fällen« an und für sich bedenklich, sie kann aber 
unter Umständen zum missbräuchlichen Abschneiden 
der Beschwerde-Instanz werden. Der Militär-Kreis- 
commandant hat den Kriegsminister von der erfolgten 
Constituirung des besonderen Gerichtes zu verstän- 
digen. 

Trotz dieses entwickelten Ausbaues der Gerichts- 
organisation hat der russische Gesetzgeber an- 
schliessend an die geschichtliche Entwicklung des 
Militär-Strafverfahrens die Institution der Gerichts- 
herrlichkeit der Militärcommandanten, wenn auch 
sehr beschränkt, doch nicht gänzlich aufgehoben. 
Den Militärcommandanten ist nämlich 
das Recht zur formellen Einleitung 
der strafgerichtlichen Verfolgung ge- 

2* 
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w ahrt. Wenn auch mit Rücksicht auf die später 
zu besprechende Fülle von Cautelen wider Willkür, 
Parteilichkeit oder Rechtsunkenntnis des Comman- 
danten bei der Einleitung der Verfolgung und bei der 
Ablehnung von Klagen dieses Recht des Gomman- 
danten ein ganz formales ist, so entspricht es doch 
der historischen Entwicklung und lässt die Straf- 
verfolgung als einen Ausfluss der Commandogewalt 
erscheinen. Ist nun das gerichtsherrliche Recht der 
Strafverfolgung rein formal, ist jenes der Urtheils- 
bestätigung überhaupt nur bei der niederen Gerichts- 
barkeit eingeräumt und das der Begnadigung und 
Strafverschärfung den Commandanten bei der höheren 
Gerichtsbarkeit überhaupt ganz entzogen. Man kann 
also diese Institution im russischen Recht dahin 
skizziren, dass die faktische Gerichtsgewalt bei den 
Richtern, die formale, äusserliche, theilweise bei den 
Militär-Commandanten liege. Diese Lösung der Frage 
der Gerichtsherrlichkeit der Commandanten ist auch 
die einzig richtige. 

Was schliesslich die Nebenstellung der Civil- 
rechts-Ansprüche zu dem militärischen Strafprocesse 
anbetrifft, stellt sich das russische Recht auf den 
richtigen Standpunkt der nur bedingten Zusammen- 
gehörigkeit des Delictes mit dem Privatanspruche, 
so dass für den Fall der Einstellung der strafgericht- 
lichen Verfolgung die Ersatzansprüche auf den 
Civilrechtsweg gewiesen werden, der Rücktritt von 
den privatrechtlichen Ansprüchen die strafgericht- 
liche Verfolgung nicht behindert, und die letzteren 
bei der Entscheidung des Strafprocesses nur so 
weit, als sie ohne erhebliche Verzögerung der Sache 
erhoben werden konnten, mitentschieden werden, 
den Betheiligten aber — ebenso wie den anzeigenden 
Behörden — die Theilnahme an der Ueberführung 
des Beschuldigten im Strafverfahren freigestellt ist. 
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§4. 

Die Militär-Gerichtsbarkeit. 

Die Militär- Jurisdiction ist auf das strafgericht- 
liche Gebiet beschränkt. Weder bürgerliche, kirch- 
liche noch administrative Rechtssachen gehören ihr 
zu. Insbesonders sind der Militär- Jurisdiction noch 
entzogen: 1. Strafsachen, bei welchen im Strafgesetze 
nur eine Kirchenbusse festgesetzt ist (z. B. beim 
Selbstmordversuche); diese Strafsachen gehören auch 
bei Militärpersonen vor die geistlichen Gerichte. 
2. Rechtssachen, betreffend die Verletzung der Heilig- 
keit der Ehe durch Ehebruch, wenn der beleidigte 
Ehegatte nicht die Bestrafung nach dem Strafgesetze, 
sondern nur Trennung der Ehe und Ahndung nach 
dem Kirchengesetze verlangt; diese Rechtssachen 
gehören dann auch vor die geistlichen Gerichte. 
3- Pressdelicte, wenn sie ausser Beziehung zu einer 
Verletzung der militärischen Dienstpflicht stehen, 
werden nach den gemeinrechtlichen Bestimmungen 
erledigt. 4» Die minderen Uebertretungen der öffent- 
lichen Ordnung und Wohlfahrt und ärarischen Inter- 
essen, insoferne im Strafgesetze hiefür nur eine Geld- 
busse angedroht ist; diese Uebertretungssachen werden 
durch die Finanz- und Polizeiorgane erledigt, so z B. 
die Uebertretung der Zoll-, Forst- und Post-Verord- 
nungen, der Handels- und Gewerbeordnung etc. 

Diesem objectiven Geltungsgebiete der Militär- 
Jurisdiction ist die subjective Seite entgegenzuhalten. 
Nach dieser Richtung hin unterstehen der Militär- 
Gerichtsbarkeit 1. active Militärpersonen, 2. Beamte 
der Militär-Jurisdiction, 3. Ränge der Armee-Re- 
serve (Beurlaubtenstandes), 4. Personen der Reichs- 
wehr-Ergänzung, 5. verabschiedete militärische Ränge, 
6. Kriegsgefangene und 7. unter besonderen Ver- 
hältnissen Civilpersonen. Die Militärpersonen vom 
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General abwärts, Grenzwache und Gendarmerie inbe - 
griffen, unterstehen für die Zeit ihrer Activität hinsichtlich 
aller gemeinen oder militärischen Delicte den Militär- 
gerichten; die Beamten jedoch blos rücksichtlich der 
Delicte gegen ihre Dienstpflicht und die militärische 
Disciplin; die Ränge in der Reserve wegen Nicht- 
einrückens zur activen Dienstleistung oder Waffen- 
übung und rücksichtlich der Delicte gegen die mili- 
tärische Unterordnung und Disciplin, falls sie in 
ihrer militärischen Uniform oder auch ohne mili- 
tärische Uniform in militärischen Instituten erscheinen. 
Die Personen der Heeresergänzung unterstehen den 
Militärgerichten im nichtactiven Stande blos wegen der 
Delicte des Nichteinrückens zur activen Dienstleistung 
oder Waffenübung, und verabschiedete militärische 
Ränge blos wegen Delicte, welche während ihrer 
Activität und mit Verletzung der Dienstpflicht begangen 
wurden; schliesslich die Kriegsgefangenen wegen aller 
Delicte, insolange sie nicht der Gewalt bürgerlicher 
Behörden überantwortet sind. Civilpersonen endlich 
gelangen unter die Militär- Jurisdiction inOertlichkeiten 
über welchen der faktische Belagerungszustand schwebt 
oder gemäss der Verordnung vom Jahre 1881 zur 
Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung über Ver- 
fügung des General-Gouverneurs verhängt worden ist. 
Anschliessend an das deutsche Recht zerfällt 
die Militärgerichtsbarkeit in Russland (wie in § 3 
bemerkt) in höhere und niedere. Die niedere Gerichts- 
barkeit' üben die Regimentsgerichte über dem Regi- 
ments- oder Truppen-Abtheilungsverbande Ange- 
hörige dann aus, wenn die begangene Strafthat nur 
eine Besserungsstrafe (ohne Rechts- und Vorrechte- 
verlust) oder eine Geldbusse unter 150 Rubeln nach 
sich zieht. Von der Jurisdiction der Regimentsgerichte 
sind jedoch 1. gewisse, genau umschriebene Straf- 
thaten gegen die militärische Unterordnung und 
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Zucht und Ordnung, 2. Delicte, welche in Gemein- 
schaft mit bürgerlichen Personen begangen wurden, 
3. bei denen der erhobene Schadenersatzanspruch 
150 Rubeln überschreitet, und 4. welche ausserhalb 
der Reichsgrenze begangen wurden, ausgenommen 
und bis auf die gleich unten zu besprechende Aus- 
nahme den Kreisgerichten zugewiesen. Gemeinrecht- 
liche, ohne Bezug zu militärische Dienstpflichten 
stehende Strafthaten nämlich, welche von Soldaten 
in Gemeinschaft mit Givilpersonen begangen wurden, 
gehören gegen alle Delinquenten vor das Civilgericht, 
während auch bürgerliche Complizen eines Militär- 
delictes vor das Militärgericht gehören und ferner 
gegen Civil-Delinquenten in Orten mit ausschliesslich 
militärischem Gommando die Untersuchung vom 
militärischen Untersuchungsleiter geführt wird. Da- 
durch, dass der Gesetzgeber in Russland Soldaten 
auch den Civilgerichten zur Aburtheilung zuwies, 
gab er nicht nur ein schmeichelhaftes Zeugnis dem 
Verständnisse und der Rechtskenntnis der russischen 
Civilgerichte, während gewisse Kreise in anderen 
Staaten den heimischen Civilgerichten dieses Vetrauen 
offenbar nicht entgegenbringen — , sondern er machte 
zunichte die hohle Phrase, dass die Aburtheilung 
der Soldaten durch Civilgerichte — der Disciplin 
schade oder dass die Civilgerichte nicht in der Lage 
seien, den Fall auch nach der Richtung hin zu beur- 
theilen, welchen Einfluss das selbst gemeinrechtliche 
Delict auf die verletzte Disciplin habe. 

Die letztgedachte Bestimmung des russischen 
Gesetzes ist äusserst bezeichnend für die Frage 
nach der Unterstellbarkeit der Soldaten unter die 
bürgerliche Richtergewalt Eine principielle Ver- 
neinung, wie gewisse Militärkreise in Deutschland 
und Oesterreich sie anstreben, lässt sich eben von 
einem klugen Gesetzgeber nicht erwarten. Es geht 
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nicht an, zu behaupten, der Civilrichter, wiewohl 
er zumeist selbst noch Soldat ist oder war und so- 
hin die besonderen Pflichten des Soldaten aus eigener 
Erfahrung und Uebung kennt, könne nicht einmal 
bei gemeinen Delicten gegen Soldaten einschreiten* 
wohl aber über Verletzungen anderer Standes- 
pflichten, z. B. der Notare, Advocaten, Aerzte, Eisen- 
bahnpersonen, Apotheker etc., die ihm meistens viel 
ferner stehen, als die Soldatenpflichten und über die 
er sich doch entweder aus den betreffenden gesetz- 
lichen Vorschriften oder durch Einholung eines Gut- 
achtens der bezüglichen Körperschaft oder durch 
Beiziehung eines Sachverständigen die etwa man- 
gelnde Kenntnis verschaffen muss und wirklich ver- 
schafft, sogar aburtheilen. Ist also durch den Com- 
mandanten die Frage, ob die Disciplin oder Sicherheit 
des Dienstes durch die Strafthat gefährdet sei, ver- 
neinend gelöst, so unterliegt es nach russischem 
Gesetze keinem Anstände, den Soldaten eventuell 
einer bürgerlichen Behörde zu überliefern Das rus- 
sische Gesetz kennt also keine Furcht vor Un- 
zulänglichkeit bürgerlicher Behörden zur Beurtheilung 
der von Soldaten begangener Strafthaten, vielmehr 
weil der russische Gesetzgeber seine Soldaten dis- 
ciplinirt weiss und weil die militärische Disciplin 
auch die Achtung der Civilbehörden fordert, kann 
er seine Soldaten beruhigt den Civilbehörden rück- 
sichtlich gemeiner Delicte überantworten, wie er 
andererseits in Complicitätsfällen bei Militärdelicten 
die Civilisten den Militärgerichten überweist, ver- 
trauend auf die allgemeinen Gesetzeskenntnisse 
seiner Militärrichter. 

Selbstverständlich erleiden diese Competenz-Be- 
stimmungen in Kriegszeiten eine zweckentsprechende 
Aenderung, beziehungsweise Weiterung. 

Trotzdem kann diese Ausnahme von der Aus- 
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schliesslichkeit des militärischen Gerichtsstandes, inso- 
lange man — aus welchen Gründen immer — an 
diesem Principe festhält, nicht gebilligt werden, da 
unbedeutender und nicht zwingender Umstände wegen 
— hier wohl des Complicitätsprincipes wegen — kein 
Grundsatz durchbrochen werden soll. So lange man 
den Soldaten dem Civilrichter wegen aller gemein- 
rechtlicher Delicte nicht überantworten lassen kann 
oder will, soll der Soldat wegen aller Delicte (bürger- 
liches Standrecht ausgenommen ; vergl. § 438 österr. 
Civil-St P. O.) nur Militärgerichten unterstellt bleiben. 

§ 5. 
Abgrenzung der Gerichtsbarkeit. 

Das hauptsächlichste Kriterion für die Abgrenzung 
der Gerichtsbarkeit zwischen Militärgerichten liegt 
einerseits in der Subjectivität des Beschuldigten, anderer- 
seits in der Schwere des Delietes. Während die Militär- 
personen bis zu den Oberofficieren abwärts wegen aller, 
schwerer und leichterer, Strafthaten ausschliesslich 
den Kreisgerichten unterstehen, sind letzteren die 
niederen Ränge dann nicht unterworfen, wenn (abge- 
sehen von der Ausnahme der Complicität mit Civil- 
personen) die Strafthaten leichterer Natur sind, d. h. 
zu deren Ahndung das Gesetz blosse Besserungs- 
strafen festgesetzt hat, welche keinen Ehr- oder 
Vorrechts-Verlust nach sich ziehen. (Solche reine 
Besserungsstrafen für die niederen Ränge — welche 
jedoch mitunter immerhin reinen Dienstrecht s- 
Verlust zur Folge haben können — sind, die Abgabe 
an eine Disciplinar-Truppenabtheilung auf die Dauer 
eines Jahres bis 3 Jahre, Einzelnhaft in einem Militär- 
gefängnisse auf die Dauer von 1 — 4 Monaten und 
Einreihung in das Register der Gestraften, was zur 
Folge hat, dass die Betroffenen mit der Strafe des 
Fastens im Disciplinarwege und der körperlichen 
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Züchtigung im Disciplinar-, beziehungsweise Gerichts- 
wege und mit Verlust besonderer Dienstesvorrechte 
belegt werden können). Alle Delicte, welche nun 
schwerere Strafen nach sich ziehen, unterstehen der 
Judicatur der Militär-Kreisgerichte. 

Wegen der an und für sich schwerer sich dar- 
stellenden Eigenschaft sind folgende Delicte, wiewohl 
— falls keine weitere Qualification hinzutritt — für 
sie keine härtere "Strafe als die Abgabe in ein 
Disciplinar-Bataillon angedroht erscheint, der Judi- 
catur der Regimentsgerichte entzogen und der der 
Kreisgerichte zugewiesen: 1. Beleidigung eines Vor- 
gesetzten des Officiersstandes durch Worte, Schrift, 
Druck oder durch ungebührliches Benehmen; 2. 
Herausforderung des Vorgesetzten zum Zweikampf 
ohne Bezug auf dienstliche Ereignisse; 3. Subordi- 
nationsverletzüngen wider Vorgesetzte des Mann- 
schaftsstandes durch thätliche Beleidigung oder freches 
Benehmen; 4. Murren wider Anordnungen der Vorge- 
setzten oder über die Schwere und Mühseligkeiten 
des Dienstes, Vereinigungen zur Ueberreichung von 
Bittgesuchen, Anzeigen oder Beschwerdeschriften, 
oder Verbindungen zum Entgegenhandeln wider die 
Anordnungen der Vorgesetzten; 5. absichtliche Beschä- 
digung, oder Krankheitshervorrufung, oder Vorspie- 
gelung derselben zum Zwecke der Dienstes-Hinter- 
ziehung oder zur völligen Entziehung vom Dienste; 
6. Erhebung unwahrer Klagen wider Vorgesetzte; 7. 
körperliche Misshandlung durch Vorgesetzte vom 
Unterofficier abwärts, und 8. Entwendungen und Ver- 
untreuungen von Di entgegenständen. 

Diese auf den ersten Blick zu weit erscheinende 
Exemption von den Regimentsgerichten ist aber wohl- 
begründet einerseits durch das Bestreben, diese Unter- 
gerichte einfacher Ordnung nicht zu befassen mit 
Strafsachen, welche ein complicirteres Untersuchungs- 
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verfahren erfordern, als welches bei der Einfachheit 
der Zusammensetzung und Functionirung der Regi- 
mentsgerichte von diesen geleistet werden kann, und 
bei leichteren Delicten die Strafe so rasch als möglich 
der That auf dem Fusse folgen zu lassen, und anderer- 
seits die Unbefangenheit der Regimentsgerichte in 
Hinsicht der Subordinationsverletzung zu wahren, 
damit sie nicht in die missliche Lage versetzt werden, 
durch eine milde Bestrafung oder gar Freispruch 
sich indirect in Widerspruch mit der Person oder 
den Anordnungen des Vorgesetzten zu setzen, wider 
den die strafbare Handlung gesetzt wurde. 

Hinsichtlich der Abgrenzung der Gerichte gleicher 
Qualität gegen einander bestimmt das Gesetz als 
Hauptregel, dass das Gericht, das dem Orte, wo die 
Strafthat begangen wurde, am nächsten, respective 
in dessen Gerichtssprengel die That begangen ist, 
unter gleichartigen das competente sei, bei Regiments- 
gerichten aber jenes, dem der Beschuldigte, seiner 
Zugehörigkeit zum Truppenkörper nach, untersteht, 
respective falls für den betreffenden Truppenkörper 
kein besonderes Gericht bestände, das Gericht des 
nächsten Truppenkörpers. Hinsichtlich der Delicte 
der Veräusserung von Dienstgegenständen und der 
unbefugten Entfernung sind wohl Ausnahmen mit 
Rücksicht auf eine grössere Entfernung des Ortes 
der Betretung oder Ergreifung vom Standorte des 
eigentlich competenten Gerichtes zugelassen. 

Bei Competenzconflicten zwischen Militärge- 
richten entscheidet der gemeinschaftliche Obercom- 
mandant, und im Falle Meinungsverschiedenheit der 
Commandanten zweier Militärkreise, der Kriegs- 
minister. Competenzconflicte zwischen Militärcom- 
manden und der bürgerlichen o<ier der geistlichen 
Gerichtsbarkeit werden über Bericht des Comman- 
danten an den Kriegsminister und dessen Vorstellung 
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in einer allgemeinen Versammlung des Cassations- 
Departements des Senats erledigt. Dagegen gehören 
Zuständigkeitsstreite zwischen Militär - Commanden 
und den Civil- Administrationsorganen zur Entschei- 
dung durch das Civil-Kreisgericht des bezüglichen 
Ortes, und werden über eventuellen an den Civil- 
Procurator zu richtenden Recurs des abgewiesenen 
, Militär-Commandos nach den Bestimmungen der 
C i v i 1-Strafprocessordnung (§§242 flg.) mit der Mödifi- 
cation entschieden, dass der betreffende Gerichtshof 
zu seiner Sitzung den bezüglichen Gouvernements- 
Truppenchef einzuladen hat. Diese letzte Bestimmung, 
die die Entscheidung über die Competenzsphäre 
eines Militärcommandos in die Hände von — . Civil- 
behörden legt, beweist neuerdings, dass der russische 
Gesetzgeber auch Civilbehörden volles Verständnis 
für die militärischen Interessen zuerkannte und in 
Civil- und Militärgerichte gleiches Vertrauen setzte. 

Den Militär - Kreisgerichten als Gerichtshöfen 
I. Instanz steht die Gerichtsbarkeit einerseits gegen 
Generäle, Stabs- und Oberofficiere und Functionäre 
der Militärgerichtsbarkeit und andererseits gegen 
Mannschaft ohne Ränge oder niederer Ränge in den 
obengedachten, der Jurisdiction der Regimentsgerichte 
eximirten Fällen zu, und als Berufungs-Gerichtshöfen 
rücksichtlich jener Strafprocesse der Regiments- 
gerichte, welche über Verweigerung der Zustimmung 
zum erflossenen Urtheile seitens des Regiments- 
commandanten oder über Berufung des Privatbe- 
teiligten oder über Beschwerde der Processpartei 
an die höhere Instanz geleitet werden. 

Vor ein Militär-Kreisgericht gehören alle Straf- 
thaten, die in dem Kreisgerichts-Sprengel begangen 
sind. Da das Gesetz die Bestimmung trifft, dass, 
wenn demselben Beschuldigten mehrere strafbare 
Handlungen zur Last gelegt oder mehrere Personen 
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an derselben strafbaren Handlung betheiligt sind, 
oder wenn eine der letzteren Personen auch noch in 
Verbindung mit Anderen strafbare Handlungen be- 
gangen hat, in der Regel das Strafverfahren gegen 
alle diese Personen und wegen aller strafbaren 
Handlungen bei demselben Gerichte zu führen sei, 
ferner die Bestimmung getroffen hat, dass bei 
mehreren Delicten das schwerere die Competenz be- 
stimme, so geht die Competenz des Kreisgerichtes 
auch nur rücksichtlich Einer That oder Einer Person 
der der Regimentsgerichte voraus. 

Wir entnehmen daraus die Mittelstellung des 
russischen Gesetzes zwischen dem französischen 
Principe der örtlichen und dem deutschen Principe 
der persönlichen Competenz und zwischen dem fran- 
zösischen der reinen Spruch- und Cassationsgerichte 
und dem deutschen der gemischten Spruch- und Be- 
rufungs-Instanzen, welche Stellung jedoch aus den 
Grundzügen des russischen Gesetzes mit Not- 
wendigkeit sich ergibt und z. B. der öster- 
reichischen Civil -Strafprocessordnung hinsichtlich des 
Absorbirens der niederen Strafsache von der Com- 
petenz der höheren (§ 58) und der gemischten 
Spruch- und Berufs-Instanzen bei Landes- und Kreis- 
gerichten (§ 10) analog ist. 

Rücksichtlich der Qualification zu Functionären 
der Militärjustiz, die selbstverständlich ausschliesslich 
russische Unterthanen sein und in bürgerlicher 
und militärischer strafrechtlicher Hinsicht voll- 
ständig integer sein müssen, ist nachzutragen, dass 
zu Functionären eines Vorsitzenden des Militär-Kreis- 
gerichtes, der Militärrichter, Militär-Untersuchungs- 
führer, Militär - Procuratoren und ihrer Substituten 
ausschliesslich Militärränge der militär-juridi- 
schen Ausbildung, zu Secretäre und deren Stell- 
vertreter ausschliessend Civilbeamte der allgemein- 
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juridischen Ausbildung und im Mangelfalle der 
höheren oder Mittelschulbildung genommen werden. 
Die richterlichen Functionäre müssen vor Antritt ihres 
Amtes in öffentlicher Sitzung des Gerichtes, dem sie 
zugetheilt wurden, den Richtereid ablegen. 

Damit bei der Besetzung der Militär-Justizstellen 
eine jegliche Willkür, Protection oder gar Tendenz 
mit Hinblick auf bestimmte Strafprocesse vermieden 
werde, ist der Turnus des Aufsteigens und die 
Art der Ernennung der Justizpersonen genauest 
vorherbestimmt. Die Präsidenten des Obersten 
Gerichtshofes werden aus den ständigen Mitglie- 
dern dieses Gerichtshofes, die letzteren wieder aus 
den Präsidenten der Militär-Kreisgerichte, dem Obersten 
Militär-Procurator und den Militär-Procuratoren ent- 
nommen und über unmittelbare kaiserliche EntSchlies- 
sung bestellt; die Präsidenten der Kreisgerichte 
wiederum werden aus den Mitgliedern solcher Ge- 
richte oder den Militär-Procuratoren, die Mitglieder 
wieder aus Militär-Untersuchungsführern, Substituten 
der Militär-Procuratoren und den Beamten der 
Obersten Militär -Justizwerwaltung entnommen und 
so wie die Untersuchungsführer vom Kriegsminister 
ausgewählt und mittelst kaiserlicher Decrete bestellt. 
Der Oberste Militär-Procurator wird über Vorschlag 
des Kriegsministers mittelst besonderen kaiserlichen 
Erlasses bestellt und die übrigen Stellen der Militär- 
Procuratur über Vorschlag des Obersten Procurators 
in der Weise, wie die übrigen Stellen des Kriegs- 
ministeriums. 

Diese Turnus- und Bestellungs-Bestimmung muss 
als eine ganz besonders glückliche bezeichnet werden. 
Dadurch, dass genau vorherbestimmt ist, aus welchem 
Range die freie Stelle zur Besetzung gelangen muss, 
wird jene aufdringliche Geschäftigkeit und jene nach 
Zeit und Verhältnissen sich richtende bald übergrosse 
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Strenge, bald übergrosse Milde der Avancements- 
lustigen vermieden, welche nicht nur Personen, 
sondern selbst das Gesetz corrumpiren können. Die 
Trennung der Richterfunctionen von der Ankläger- 
schaft ist sogar bei der Art der Besetzung zum 
Ausdrucke gebracht und die Militär-Procuratur voll- 
ständig und unmittelbar dem Kriegsministerium unter- 
stellt und dem Obersten Procurator auf die Besetzung 
selbst der niedrigsten Richterstelle nicht die geringste 
Einflussnahme gewährt 

Zu bemerken wäre noch, dass zu Vorsitzenden 
der Kreisgerichte und des Obersten Gerichtshofes 
active Militärpersonen im Generalsrange, und zu 
ständigen Mitgliedern des Obersten Gerichtshofes 
neben Militärpersonen im Generalsstande auch Civil- 
beamte des Militär - Gerichtswesens in dem ent- 
sprechenden Range, jedoch immer in einer die An- 
zahl der Militärpersonen nicht erreichenden Minorität 
bestellt werden können. Der Oberste Militär-Pro- 
curator wird nur aus Militärpersonen des Generals- 
standes entnommen, sein Stellvertreter kann aber 
auch ein Civilbeamter des Militär-Justizwesens im 
entsprechenden Range sein. 

Als Candidaten für das Militär-Richteramt können 
bestimmt werden: 1. Officiere der Infanterie und Ca- 
vallerie, welche bis zur Absolvirung oder nach Ab- 
solvirung des militär-juristischen Curses mindest zwei 
Jahre eine Rotte oder Escadron commandirt hatten; 
2. Officiere der Artillerie, die nach Cursabsolvirung 
den Rang eines älteren Batterieofficiers durch min- 
dest zwei Jahre innehatten oder mindest drei Jahre 
in der Front bei der Feldartillerie dienten. Sämmtliche 
dieser Officiere sollen womöglich (vergl. Erlass vom 
30. December 1887) unmittelbar nach Absolvirung 
des Curses bei Kreisgerichten eine einjährige Gerichts- 
praxis durchmachen. 
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Die Militärjustiz - Candidaten werden bei den 
Militär-Kreisgerichten und der Militär-Procuratur in 
Verwendung gesetzt und können im Erfordernisfalle 
sogar mit der Führung von Untersuchungen betraut 
werden. 

Zur Beaufsichtigung der Ordnungsmässigkeit und 
Arbeits-Intensivität bei den Regimentsgerichten haben 
die Regimentscommandanten eine entsprechende 
Aufsicht zu führen und die gegen den Gerichts- 
vorsitzenden, die Richter oder den Untersuchungs- 
führer nach dieser Richtung hin überreichten Be- 
schwerden zu untersuchen und zu erledigen. Die 
höhere Aufeicht kommt den Vorgesetzten des Regi- 
mentscommandanten zu, welche anlässlich allgemeiner 
oder besonderer Inspectionen auch das Regiments- 
gericht zu inspiciren haben. Eine entsprechende Auf- 
sicht über die Regimentsgerichte kommt auch dem 
Kreisgerichte und hinsichtlich aller Militärgerichte 
und aller Militär- Justizpersonen, mit Ausschluss der 
Militär-Procuratur, dem Obersten Militär - Gerichts- 
hofe zu. 

Die allgemeine Aufsicht über alle Militärgerichte, 
mit Einschluss des Aufsichtsrechtes über die Militär- 
Procuratur, steht dem Kriegsminister zu, an den in 
allen wichtigeren Fällen die Militär-Procuratoren ihre 
Berichte über die bei den Gerichten wahrgenommenen 
Mängel zu richten haben, während in den anderen 
Fällen die bezügliche Mittheilung wahrgenommener 
Mängel an den Vorsitzenden des bezüglichen Ge- 
richtes geleitet werden. Der Kriegsminister hat das 
Recht, die Gerichte persönlich oder durch eine 
Militär-Justizperson wann immer revidiren zu lassen. 

Hinsichtlich der raschen und ordnungsmässigen 
Abwicklung der Geschäfte aller Militärjustiz-Institu- 
tionen in einem Militärkreise hat der betreffende 
Militär-Kreiscommandant das Aufsichtsrecht, weshalb 
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von Seite des Vorsitzenden des Militär-Kreisgerichtes 
und des Procurators an ihn die erforderlichen Be- 
richte zu erstatten sind. 

Alle Functionäre der Militärjustiz unterliegen 
endlich, abgesehen von ihrer Verantwortlichkeit nach 
den allgemeinen Gesetzen für Civil- und Strafsachen, 
hinsichtlich aller Verfehlungen wider das Amt oder 
den Dienst der besonders geregelten Disciplinar- 
behandlung. Als oberste Disciplinarorgane erscheinen 
diesfalls nach der Verschiedenheit der Functionäre, 
beziehungsweise der Delictsschwere, der Militär-Kreis- 
commandant, Oberste Militär- Procurator, Kriegsminister 
und der Oberste Militärgerichtshof. 

§ 6. 
Das strafgerichtliche Vorverfahren. 

Man unterscheidet ein < Hauptverfahren oder 
Spruchverfahren, in welchem über den Strafprocess 
abgeurtheilt wird, und ein Vorverfahren mit seinen 
einzelnen Stadien, als Erhebung der Beschuldigung, 
respective Einleitung des Processes, Vorerhebungen, 
Voruntersuchung, Versetzung in den Anklagestand 
und Abgabe an das Spruchcollegium. Vorstehend 
wurde bereits hervorgehoben, dass die Einleitung 
eines Militär-Strafprocesses als Ausfluss der Militär- 
commandogewalt nur den militärischen Vorgesetzten 
des Belangten zustehe, in Folge dessen gegen den 
Willen des zuständigen Commandanten, respective 
seiner Vorgesetzten, keine Militärperson als Be- 
schuldigter oder Angeklagter militär-strafgerichtlich 
verfolgt werden kann. Die Einleitung des Processes 
ist aber an bestimmte Voraussetzungen gebunden, 
und zwar: an 1. die unmittelbare Wahrnehmung des 
Commandanten, 2. die Anzeige der untergebenen 
militärischen Vorgesetzten, 3. die Anzeige der bürger- 
lichen Gerichts- oder Administrativ-Behörden, 4. die 

3 
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Klage oder Anzeige des Beschädigten oder Belei- 
digten, und 5. die Selbstanzeige. Während nun bei 
offenbar grundlosen Anzeigen der Commandant sie 
a limine zurückweisen kann, ist er bei Privat-Straf- 
klagen hiezu nicht berechtigt und bei Strafsachen, 
welche eine Beendigung durch einen Vergleich mit 
dem Beschädigten oder Beleidigten zulassen, ver- 
pflichtet, binnen drei, respective acht Tagen das , 
Vergleichsverfahren einzuleiten. 

Ueber Anzeigen von Privatpersonen und Klagen 
kann erst nach vorläufiger Vernehmung des Denun- 
cianten oder Accusanten vorgegangen und die ano- 
nyme Anzeige nur dann berücksichtigt werden, wenn 
bestimmte, die Strafthat glaubwürdig bezeichnende 
Umstände angeführt erscheinen. Um jedoch eine 
Willkür in der Zurücklegung von Anzeigen oder 
Klagen durch den Commandanten unmöglich zu 
machen, besteht die fernere Bestimmung, dass bei 
Zurücklegung einer von einer Nicht-Militärbehörde 
erstatteten Mittheilung dem Anzeiger freisteht, sich an 
die Militär-Oberbehörde zu wenden und vom Zurück- 
legen einer Privatstrafklage oder Anzeige der Kläger 
oder Beschädigte officiell zu verständigen ist, damit 
er sich im Beschwerdewege an die militärische Ober- 
behörde wenden könne*), endlich bei Strafsachen, 



*) Dadurch ist einem Vorgange, wie er z. B in Oesterreich 
möglich wäre, dass nämlich eine Privatstraf klage eines Civilisten 
gegen eine Militärperson wegen Ehrenbeleidigung ohne Ein- 
vernahme des Klägers und ohne Verständigung vom Comman- 
danten zurückgelegt werden kann, ein Riegel vorgeschoben. 
Der russische Gesetzgeber hat ein tiefes Verständnis für die 
Gefahr, welche der Rechtsordnung durch von Soldaten an 
Bürgern geübte und ungesühnte Delicte erwachsen kann, 
und für das noth wendige gute Einvernehmen zwischen Militär 
und Bürgerschaft dadurch gezeigt, dass er besondere Clausein 
für die Berücksichtigung von Privatstrafklagen und Strafanzeigen 
von Privaten und Civilbehörden normiite. 
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die in die Competenz der Kreisgerichte gehören, vor 
Versetzung des Beschuldigten in den Anklagezustand 
früher eine förmliche Untersuchung eingeleitet werden 
müsse. 

Ist die zur Anzeige gebrachte Handlung eine 
solche, die nicht blos der disciplinaren Ahndung an- 
heimzufallen hat, und geben die in der Anzeige 
niedergelegten Umstände genügendes Substrat für 
eine Strafverhandlung vor einem Regiments- 
gerichte, so kann der Commandant ohne weitere 
Vorerhebungen den Beschuldigten ans Regiments- 
gericht abgeben. Im gegentheiligen Falle ordnet er 
Vorerhebungen an, womit ein älterer Officier oder 
Militärbeamter, welcher dem Beschuldigten gegenüber 
im Range höher stehen muss, und wenn es sich um 
kein Delict gegen die Disciplin oder Sicherheit des 
Dienstes handelt, an Orten wo sich kein Militär- 
commando befindet, die bürgerliche (Polizei-) Behörde 
betraut werden kann. 

Die Vorerhebungen werden also durch Militär- 
organe geführt: 1. bei allen rein militärischen Delicten 
ganz unabhängig vom Orte ihrer Begehung, und 
2. bei den gemeinen Delicten, welche in Oertlich- 
keiten begangen wurden, die ausschliesslich dem 
militärischen Commando unterstehen (z. B. ein ge- 
meiner Diebstahl durch einen Soldaten innerhalb der 
Kaserne), oder 3. bei gemeinen Delicten, selbst wenn 
sie an Orten, die der Aufsicht der bürgerlichen Orts- 
behörde unterstehen, begangen wurden, falls die 
Verübung in die Zeit der Ausübung des Dienstes 
fällt (z. B. ein Diebstahl auf der öffentlichen Strasse 
im Wachdienste). In allen anderen Fällen fällt die 
Führung der Vorerhebungen den bürgerlichen Or- 
ganen zu. 

Die Vorerhebungen wider Militärpersonen werden 
also geführt entweder von Organen des militärischen 

3* 



— 36 — 

Commandos oder von den Polizeiorganen der bür- 
gerlichen Behörden, nämlich entweder von den eigent- 
lichen Polizeicommissären der Städte und Districte 
oder den Ueberwachungsorganen der Eisenbahnen, 
Beamten der Finanz- und der übrigen Verwaltungs- 
behörden, insoferne das zu untersuchende Delict 
gegen die Eisenbahn-, Finanz- und sonstigen Ver- 
waltungsvorschriften verstösst. 

Das mit der Vorerhebung betraute Militärorgan 
ist gehalten, die mit dem Beschuldigten und den 
Auskunftspersonen aufgenommenen Protokolle, wo 
möglich wörtlich und in der Sprechart des Verhörten 
niederzuschreiben. Er ist ferner gehalten, zum Zwecke 
des Verhöres von Zeugen sich an den Ort ihres 
Aufenthaltes oder ihres Dienstes zu begeben, und 
nicht befugt ausser niedern Rängen gegenüber und 
in Oertlichkeiten, die dem militärischen Commando 
unterliegen, eine Haus- oder Personendurchsuchung 
vorzunehmen, welche zum Schutze der persönlichen 
und häuslichen Integrität nur durch Organe der 
richterlichen Gewalt vorgenommen werden 
darf. Nur dann, wenn wegen Gefahr im Verzuge 
der Commandant gleichzeitig mit dem Auftrage zur 
Einleitung der förmlichen Untersuchung demjenigen, 
der die Vorerhebungen führt, anordnet bis zum 
Eingreifen des Untersuchungsrichters erforderliche 
Untersuchungshandlungen vorzunehmen, ist er hie- 
zu befugt. 

Nach Schluss der Vorerhebungen werden die- 
selben dem Commandanten, über dessen Anordnung 
sie eingeleitet wurden, mitgetheilt, der sohin — von 
der Abgabe der der Militärgerichtsbarkeit Nicht- 
Unterworfenen an die bürgerlichen Behörden abge- 
sehen — bei mangelndem Thatbestande oder Er- 
loschensein der Strafbarkeit oder blossem Disciplinar- 
Charakter der Handlung die Einstellung des Straf- 
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Verfahrens oder die Stellung des Beschuldigten vor's 
Gericht, beziehungsweise, wenn es sich um ein Delict 
handelt, das der Judicatur des Militär-Kreisgerichtes 
untersteht, die Einleitung der förmlichen Untersuchung 
verfügt, wovon der militärische Vorgesetzte oder die 
bürgerliche Behörde, von denen die Anzeige der 
strafbaren That oder des Thäters ausging, zu ver- 
ständigen sind. 

Die sofortige Abgabe des Beschuldigten an ein 
Kreisgericht kann nur ausnahmsweise dann erfolgen, 
wenn es sich um ein militärisches Delict handelt, 
welches ohne Complizen bürgerlicher Stellung be- 
gangen wurde und das schon durch die Vorer- 
hebungen unzweifelhaft festgestellt worden ist. 

§ 7. 
Die förmliche Voruntersuchung. 

Die förmliche Untersuchung wird blos in den 
den Militär-Kreisgerichten zustehenden Strafsachen ge- 
führt. Für diese Untersuchungen sind — von jeder an- 
deren richterlichen Function ausgeschlossene — beson- 
dere Untersuchungsführer imVorhinein in einer bestimm- 
ten Anzahl für den Militärkreis bestellt und nach Be- 
darf auf die Lager- und Garnisonsorte vertheilt ; nur 
in besonders wichtigen oder complicirten, auf den 
Dienst sich beziehenden Fällen wird die Untersuchung 
in Oertlichkeiten, die dem Militärcommando aus- 
schliesslich unterliegen, durch eine vom Kriegsmi- 
nister oder Kreiscommandanten eigens bestellte 
Commission, in welche mindest ein Mitglied des be- 
züglichen Militärgerichtes aufgenommen sein muss 
und die sich genau an die Vorschriften über Unter- 
suchungen zu halten hat, geführt. 

Das Einschreiten des Untersuchungsführers ist 
nur über Befehl des Commandanten zulässig; etwaige 
Competenzbedenken des ersteren werden über Gut- 
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achten der Procuratur vom Obercommando ent- 
schieden. 

Ist die Bestimmung der Ausschliessung vonRichter- 
functionen eine Garantie für die Unparteilichkeit des 
Inquirenten den Parteien gegenüber, ist die letzt- 
gedachte Competenz-Entscheidungsbestimmung eine 
Cautele gegen den Gerichtsherrn*) selbst, da unter 
Competenz nicht blos die örtliche sondern auch die 
sachliche verstanden werden muss, und diese An- 
rufung einer Entscheidung der höheren Militärstelle 
als ein Recht des Untersuchungsführers geachtet 
wird, während den »Anzeigen« eines gesetzwidrigen 
Herganges bei gleichzeitiger Ausführung der »anbe- 
fohlenen« Gesetzwidrigkeit — wie es andere Militär- 
Processordnungen kennen — etwas Erniedrigendes, 
der Würde des Inquirenten Herabsetzendes **) an- 
haftet. 

Der Untersuchungsführer, gegen den die allge- 
meinen Grundsätze der von allen Processparteien 
und Betheiligten geltend zu machenden Verwerflichkeit 
oder Bedenklichkeit von Richtern auch Geltung 
haben, hat die Belastungs- und Entlastungsmomente 
von Amtswegen wahrzunehmen, im Erfordernisfalle 



*) Das russische Gesetz ist daher in dieser Beziehung 
selbst das französische Gesetz überragend, vom preussischen 
Gesetz zu schweigen; denn das letztere gestattet dem »zuge- 
ordneten (§ 78)« Auditor blos, Vorstellungen dem Gerichtsherrn 
selbst zu machen und den Hergang in den Acten zu vermer- 
ken und dem General-Auditoriat davon Anzeige zu erstatten, 
die anbefohlene Verfügung jedoch auszuführen. 

**) Vergl. M o 1 i t o r, Kriegsgerichte und Militärstrafen 
1855: »Wie wenn noch nie ein Auditeur »vergessen« hätte, 
etwas in den Acten zu vermerken, wie wenn noch nie ein Act 
(mit oder ohne Vermerk) in Verstoss gerathen wäre, wie wenn 
sich nicht oft schon die Anzeige eines gesetzwidrigen Vor- 
ganges seitens eines Höheren an dem Rang untenstehenden 
(Anzeiger) bitter gerächt hätte.« 
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die Sicherstellung der staatlichen oder privatrecht- 
lichen Ansprüche auf das Vermögen des Beschuldig- 
ten im Einvernehmen mit dem Kreisgerichte und bei 
Verständigung des Commandos. hievon zu bewirken, 
und unter den unten zu bezeichnenden Beschrän- 
kungen die Einziehung des Beschuldigten zu ver- 
anlassen. 

Findet der Inquirent das Material zur Einstellung 
der Untersuchung hinreichend, so sendet er den Act 
an die Procuratur, welche mit ihrem Antrage die 
Sache an den Commandanten über dessen Er- 
schliessung die Untersuchung eingeleitet wurde, ge- 
langen lässt. Tritt der Procurator oder der Comman- 
dant dem Einstellungsantrage nicht bei,- so wird der 
Act an das -vorgesetzte Commando geleitet. 

Wir sehen also, dass der russische Gesetzgeber 
durch Einschiebung der Person des Procurators be- 
strebt war, den sonst sehr leicht eintretenden Fall 
zu verhindern, dass der Untersuchungsführer ent- 
weder durch parteiische Färbung der Sachlage oder 
des anzuwendenden Gesetzes einen weniger sach- 
und gesetzeskundigen Militär-Commandanten zur 
Untersuchungs-Einstellung verleite oder im Einver- 
ständnisse mit dem Commandanten die zur Verfol- 
gung geeignete Strafsache durch Einstellung unter- 
drücke, oder dass eine solche Einstellung durch Ge- 
setzesunkenntnis erfolge. *) 

Den Procuratoren, welche den Kreisgerichten be- 
ziehungsweise dem Obersten Militär-Gerichtshöfe zu- 



*) Dass der letztgedachte Fall leicht vorkommen kann, 
beweist der belehrende Befehl des Wiener Corpscommandanten 
an die unterstehenden Truppencommandanten im Jahre 1892, 
als in Folge Missverstehens des Gesetzes über den Waffen- 
gebrauch der Wachen das Verfahren wegen eines Todtschlages 
über Antrag des Auditors vom Gerichtsherrn rechtskräftig ein- 
gestellt worden ist. 
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geordnet sind, kommt nämlich neben der der deutsch- 
rechtlichen Staatsanwaltschaft analogen Stellung auch 
die Rechtsüberwachung zu, indem sie wahrgenommene 
Gebrechen oder Lücken im Gesetze dem Kriegs- 
minister anzuzeigen berufen sind. 

Nun ist zwar dem Procurator die unmittelbare 

m 

Führung der Untersuchung gänzlich entrückt, doch 
steht ihm die Ueberwachung der Untersuchungs- 
führer oder der Untersuchungs - Commissionen zu, 
und hat er dementsprechend das Recht, bei Unter- 
suchungshandlungen gegenwärtig zu sein und sie 
soweit zu prüfen, als hiedurch der Gang der Unter- 
suchung nicht gehemmt wird, und bezügliche Be- 
gehren an den Untersuchungsführer zu stellen, über 
deren Erledigung der Letztere protokollarische Auf- 
zeichnungen zu machen verpflichtet ist. 

Diese Bestimmung des russischen Gesetzes muss 
als eine verfehlte bezeichnet werden. Denn, wenn 
auch die russische Procuratur von der Staats- oder 
Kronanwaltschaft sich wesentlich dadurch unterschei- 
det, dass sie nicht ein blosses Institut der öffentlichen 
Verfolgung oder amtswegigen Anklägerschaft ist, so 
ist die Unterstellung des Untersuchungsführers doch 
geeignet, seine Selbständigkeit und die Einheitlich- 
keit seines Untersuchungsplanes zu behindern, und 
dem Procurator die Objectivität zu rauben, falls 
Untersuchungs-, Ergänzungs- oder andere Zwischen- 
fragen der Untersuchung an ihn herantreten. 

Eine sehr empfindliche und dadurch die Güte 
der Bestimmungen über die Untersuchung fast in 
Frage stellende Lücke weist aber das russische Gesetz 
in Hinsicht auf die Untersuchungshaft auf. 

Die Haft ist das denkbar strengste Sicherungs- 
mittel des Inquirenten wider den Inquisiten. Sie ist 
zulässig gegen Officiere und Militärbeamte nur bei 
Beschuldigungen schwerer Delicte, welche Verbrecher- 



— 41 — 

Hauptstrafen oder schwerere Besserungsstrafen, die 
den Verlust aller Standes- und persönlichen Rechte 
nach sich ziehen, bedingen, gegen niedere Ränge 
jedoch bei allen(I) gerichtlich verfolgbaren Delicten. 
Der Verhaftete wird im Arreste auf der Hauptwache 
in Orten, welche dem Militärcommando unterstehen, 
gehalten, oder unter Wache oder endlich bei Per- 
sonen höherer Intelligenz und Stellung im Hausarreste. 

Damit ist aber die äusserst wichtige Frage, wann 
und wer und unter welchen Voraussetzungen in Haft 
genommen werden könne oder müsse respective nicht 
genommen werden dürfe, nicht genügend beantwortet. 
Bei der für die Objectivität der Untersuchung 
grossen Wichtigkeit einer zweck- und sachentspre- 
chenden Lösung der Haftfrage ist es klar, dass durch 
die Verhängung oder Unterlassung der Verhaftung 
das Untersuchungsergebnis in vielen Fällen ein anderes, 
die Verantwortungsweise des Beschuldigten, die Art 
der Erbringung seines Entlastungsmateriales und die 
Bekämpfung des Belastungsmateriales eine wesent- 
lich geänderte und in vielen Fällen die Haft schon 
die Strafe, vielleicht sogar die empfindlichere sein 
kann, wodurch das Ergebnis der Hauptverhandlung, 
die doch noch immer allzuviel auf die Untersuchung 
zurückgreift, oder der Charakter der Haft als Siche- 
rungsmittel alterirt werden kann. 

Will man im Militär-Strafverfahren aus angeblichen 
Gründen der Disciplin nicht darauf verzichten, jeden 
eines schweren Delictes beschuldigten Soldaten in 
Verwahrsam nehmen zu können, so muss man diese 
Delicte genau umschreiben und, wenn man das Er- 
gebnis der Untersuchung nicht zum Nachtheile des 
Verhafteten beeinflussen will, bestimmen, dass jedem 
Verhafteten sofort ein Vertheidiger bestellt werde, 
mit dem er sich vor dem vom Untersuchungsrichter 
mit ihm aufzunehmenden Constitut berathen dürfe. 
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Das Recht zum Ausspruche über die Verhängung, 
Dauer oder Aufhebung der Haft steht übrigens dem 
russischen Untersuchungsführer nur nominell zu. Der 
Untersuchungsführer hat nämlich bei Erlass des Ver- 
haftsbefehles von den Gründen der Verhaftung un- 
verzüglich den Procurator zu verständigen, welcher 

— vermöge seines über die Anklägerschaft hinaus- 
gehenden Amtes — fordern kann, dass »der Inquirent 
sich auf weniger eingreifende Massregeln beschränke«, 
wenn der wegen eines Ehr- und Vorrechteverlustes 
nicht nach sich ziehenden Delictes Beschuldigte ihm 
nicht genügend verdächtig erscheint. Diese milderen 
Massregeln sind die Stellung unter besondere Auf- 
sicht des Commandanten und Hausarrest, welcher 
letztere gewöhnlich nur für Officiere, Beamte und 
Personen höherer Intelligenz in Anwendung kommt 

— und hat der Commandant, wenn er mit der Strenge 
oder Milde der verfügten Massregel nicht einverstanden 
ist, das Recht, die Frage durch den Procurator vor 
das Kreisgericht, das also hier als eine Art Raths- 
kammer erscheint, zur Entscheidung zu bringen. 

Damit ist aber die äusserst wichtige Frage, ob 
überall dort, wo ein Ehr- und Vorrechteverlust nach 
sich ziehendes Delict begangen und die Haft verhängt 
wurde, dem Procurator ein Einspruchsrecht zustehe, 
unzweifelhaft aus dem Gesetzestexte nicht zu lösen. 
Dagegen geht hervor, dass es die Regel sei, dass 
bei Strafthaten, die Ehr- und Vorrechteverlust nach 
sich ziehen, die Haft gegen Jedermann verhängt 
werden könne, da der Untersuchungsführer dem Pro- 
curator bei Delicten, welche Ehr- und Vorrechte- 
verlust nach sich ziehen, auch von den Gründen 
seiner Entschliessung, warum ein Delinquent nicht 
in Haft genommen, oder ausser Haft gelassen wurde, 
Mittheilung machen muss und, wenn er dem Vorschlage 
des Procurators auf Verhaftung nicht zu entsprechen 
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findet, den Antrag zur Entscheidung durch das Kreis- 
gericht zu bringen hat. 

Das Gesetz hebt übrigens ausdrücklich hervor, 
dass zur Beurtheilung der Noth wendigkeit der Haft* 
verhängung nicht nur auf die Höhe der eventuellen 
Strafe, sondern auch auf das Wesen des Delictes, 
die Stärke der vorliegenden Verdachtsgründe, die 
dienstliche Stellung des Beschuldigten, die Möglichkeit, 
die Folgen des Delictes zu verbergen oder zu ver- 
wischen, den Gesundheitszustand des Beschuldigten 
u. s. f. Rücksicht zu nehmen sei. Es ist daher leicht 
begreiflich, wenn die Praxis ein wenig zu weit geht 
und bei schweren Delicten gleichviel welcher Natur 
bei Personen des Mannschaftsstandes fast ausnahms- 
los die Haft bis zum Schlüsse des Verfahrens eintreten 
lässt, zumal ein ziemlich grosser Percentsatz stets 
auf Fluchtannahme entfällt, wiewohl durch die Siche- 
rungsmassregel der Stellung unter Aufsicht des 
Commandanten in vielen Fällen derselbe Erfolg, wie 
durch die Haft für die Untersuchung erzielt wird, 
ohne den Mann der Freiheit zu berauben und ihn 
dem Dienste zu entziehen. Das Gesetz schreibt näm- 
lich für die Verwirklichung der Stellung unter 
Aufsicht keine bestimmten Formen vor, da der 
Commandant sich nach dem speciellen Falle richten 
soll. Als ein bezügliches Beispiel diene, dass z. B. dem 
Unterofficier das Verlassen des Kasernhofes nur in 
Begleitung einer bestimmten, der Thorwache also 
bezeichneten Person gestattet wird, dass der Mann, 
ausser zum Dienste in Reihe und Glied, den Hof 
nicht betreten dürfe u. dergl. mehr. 

Jedenfalls ist dieses Sicherungsmittel sehr nach- 
ahmenswerth und ausbildungsfähig. *) 

*) Die österreichische Militär- Gerichtspraxis hat auch eine 
ähnliche Institution eingeführt, nur unterscheidet sie sich zu wenig 
von der Disciplinarstrafe des Kasernarrestes. 
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Im Falle des Erfordernisses einer Sicherstellung 
auf das Vermögen des Beschuldigten, z. B. zu Gunsten 
der beschädigten Civilpartei, hat der Untersuchungs- 
richter sich an das Kreisgericht um Vollzug der 
Sicherungsmassregel zu wenden und das Commando 
hievon zu verständigen. Den Requisitionen des Unter- 
suchungsführers ist von allen militärischen und bürger- 
lichen Behörden ohne Verzug zu entsprechen. 

Das russische Untersuchungsverfahren ist gleich 
den selbst humansten Militär-Strafprocessordnungen 
ebenfalls geheim und schriftlich, d. h. der Be- 
schuldigte und die Beweispersonen werden in Ab- 
wesenheit des Vertheidigers und Anklägers zu 
Protokoll vernommen. Dem Verfahren haften daher 
auch alle wiederholt schon hervorgehobenen Haupt- 
mängel des Inquisitionsverfahrens an; der Gesetz- 
geber hat aber eine solche Menge von höchst humanen 
und doch der Erforschung der Wahrheit zuträglichen 
entsprechenden Sicherheiten aufgestellt, dass insolange 
man nicht überhaupt mit dem geheimen, schriftlichen 
Vorverfahren bricht oder brechen kann, das russische 
Verfahren, abgesehen von. der Regelung der Haft, 
als das zutreffendste bezeichnet werden muss. Im 
Gegensatze zum preussischen Inquisitions-Systeme, 
das den Beschuldigten als O bj e et der Untersuchung 
ansieht und als solches behandelt, indem es — ganz 
im Sinne der spanischen Inquisition — das Geständnis 
durch Androhung der Erhöhung der seinerzeitigen 
Strafe förmlich zu erzwingen sucht, verbietet das 
russische Gesetz jede Handlung oder Fragestellung, 
wodurch ein Geständniss erschlichen oder erzwungen 
werden könnte, und umgibt den Beschuldigten durch 
strenge Frist- und Form-Bestimmung mit wirksamen 
Cautelen. 

Sofort nach Erscheinen oder Gestelligmachen 
des Beschuldigten vor Gericht muss binnen zwölf 
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Stunden das Verhör vor dem Untersuchungsführer 
beginnen, und im Falle das nicht möglich wäre, 
müssen die Verhinderungsgründe zu Protokoll ver- 
zeichnet und über Verlangen dem Beschuldigten 
schriftlich mitgetheilt werden. Durch diese Vorschrift 
wollte der humane Gesetzgeber bewerkstelligen, dass 
der Beschuldigte den physischen Qualen der Unge- 
wissheit und des Wartens entrissen werde, die seine 
Geisteskräfte lähmen und ihn zum willenlosen Object 
der Inquirirung machen könnten, zumal es eine er- 
fahrungsmässig festgestellte Thatsache ist, dass selbst 
bei einem intelligenten Menschen eine längere oder 
gar mehrtägige Erwartung eines sein Schicksal vor- 
aussichtlich ungünstig beeinflussenden Ereignisses, 
insbesonders wenn durch Isolirung des Betreffenden 
sein Geist sich fortwährend mit diesem einen und 
demselben Ereignisse beschäftigt, die Verstandeskräfte 
ungünstig beeinflusst. Und dass in dieser Abspannung 
ein schlichter Soldat in seiner Aufregung dem intel- 
ligenten und ruhig und planmässig vorgehenden 
Inquirenten nicht gewachsen sein sein kann und sein 
Constitut alles Andere, als der Ausdruck seines 
Wissens und Wollens wäre, steht fest. 

Aber auch der Vorgang beim Inquisitionsverhör ist 
zur Sicherheit des Beschuldigten an bestimmte Formen 
gebunden» Die zu stellenden Fragen an den Beschuldig- 
ten (oder an die Zeugen) müssen kurz und klar nachdem 
Bildungsgrade des zu Befragenden eingerichtet sein 
und dürfen keine Unterstellung einer erst durch die 
Antwort festzustellenden Thatsache (Suggestivfrage) 
enthalten. Da man in der Gerichtspraxis allüberall 
die Erfahrung gemacht hat, dass durch die vom In- 
quirenten bei dem Dictate der Aussage zu Protokoll 
vorgenommene, dem Einvernommenen oft ganz un- 
merkliche Aenderung der Aussage, ja zuweilen schon 
durch die blosse Anreihung in eine Periode oder 
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Trennung in mehrere Sätze der Aussage ein dem Ein- 
vernommenen ganz fremder Sinn unterschoben werden 
kann, und manche Widersprüche mit späteren Aus- 
sagen desselben Einvernommenen oft nur auf diese 
zufälligen oder willkürlichen Styländerungen durch 
den Inquirenten zurückzuführen sind, so ist weiter 
die Bestimmung getroffen, dass dem Schreibkundigen 
gestattet sei, seine Antwort selbst ins Pro- 
tokoll niederzuschreiben*), und in allen 
anderen Fällen die Antworten womöglich wörtlich 
zu Protokoll genommen werden müssen, wodurch 
wenigstens die Garantie geboten ist, dass nichts 
Anderes, als die wirkliche Aussage des Einvernommenen 
zu Protokoll komme. In weiterer Verfolgung dieses 
nicht nur humanen sondern der Gerechtigkeit und 
Wahrheitserforschung einzig entsprechenden Ge- 
dankens ist weiters die Bestimmung getroffen, dass 
der Inquirent nicht befugt sei, das Gewicht der Aus- 
sage durch seine Bemerkung zu Protokoll über die 
Art, wie der Einvernommene seine Angabe machte, 
über seinen muthmasslichen Gemüthszustand oder 
gar über seine Geberden und Mienen (vergleiche da- 
gegen das z. B. noch im österreichischen Militär- 
Process zugelassene Geberdenprotokoll) günstig 
oder ungünstig zu beurtheilen. 

Da das russische Gesetz dem Beschuldigten 
gegenüber bis zu seiner Ueberweisung die Unschuldig- 
Vermuthung aufstellt und ihn stets als Subject des 
Processes, als Partei, und keineswegs als blosses 
Object der Untersuchung angesehen wissen will, so 
gestattet es ihm, die Antwort ganz oder theil- 
weise zu verweigern, und ist es dem Inqui- 
renten strengstens untersagt, den Beschuldigten auf 



*) Was z. B. auch die österreichische Givil-Praxis, Personen 
von Ansehen und Rechtskenntnis, z. B. Advokaten etc. gestattet. 
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andere Weise zur Antwort zu vermögen, als durch 
den Vorhalt, dass vielleicht zu seinen Ungunsten 
über die Strafsache nicht volles Licht verbreitet sein 
werde. Irgend ein Versprechen oder eine Drohung, 
oder der Vorhalt, dass er bei Geständnis eine leichtere 
Strafe und bei Leugnen oder Antwortver Weigerung 
eine härtere Strafe erfahren würde, ist strengstens 
verboten, und selbstverständlich ganz ausgeschlossen, 
dass der Inquirent deshalb irgendwelche, auch nur 
Disciplinarstrafen, verhängen dürfe. Der Inquirent ist 
insbesonders verpflichtet, von Amtswegen alle Be- 
lastungs- und Entlastungsmomente festzustellen und 
daher auch, dem Beschuldigten bei seinen Deposi- 
tionen zur Klarstellung seiner Entlastungsumstände 
behilflich zu sein. 

Da der Procurator durchaus nicht die einseitige 
Rolle eines öffentlichen Anklägers zugewiesen hat, 
so ist es auch Pflicht des Procurators, dem die jeder- 
zeitige Einsicht in den Untersuchungsact und die 
Anwesenheit bei Untersuchungs-Commissionen frei- 
steht, eventuell den Inquirenten durch bestimmte 
Anträge, welche auf die Ergänzung der Untersuchung 
abzielen, zur Klarstellung der Entlastungsmomente 
(selbstverständlich auch der Belastungsmomente) zu 
verhalten* 

So weit es der Zweck zulässt, ist das Zeugen- 
verhör analog einzurichten. Zeugen haben sich über 
Vorladung persönlich vor dem Untersuchungsführer 
einzufinden, und zwar Militärpersonen bei sonstiger 
Ungehorsamstrafe und Civilpersonen bei einer Geld- 
busse bis 50 Rubel und Androhung der zwangs- 
weisen Vorführung im wiederholten Ungehorsams- 
falle« Nur ganz ausnahmsweise, wie z. B. bei Krank- 
heitsfällen oder bedeutender Entfernung des Zeugen 
vom Gerichtsorte, greift die Einvernahme vor einem 
requirirten Richter platz. 
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In Kriegszeiten, auf Märschen in grösserem Um- 
fange, bei Unruhen und sonstigen Fällen unaufschieb- 
baren Heeresdienstes obliegt die Entscheidung der 
Frage, ob der activ dienende Zeuge sich unverweilt 
zur Ablegung eines Zeugnisses (vor dem Unter- 
suchungsführer oder dem Gerichte) wegbegeben 
könne, seinem Commandanten, der jedoch, wie auch 
in allen übrigen Fällen der Verhinderung des Zeugen 
am Erscheinen, seinem unmittelbaren Vorgesetzten 
sofortigen Bericht mit Grundangabe erstatten muss. 

Der Zeuge wird zwar in der Regel unbeeidet, 
aber nach einer eindringlichen Belehrung über die 
Wichtigkeit einer Zeugenaussage und über den Um- 
stand, dass er gegebenen Falles seine Aussage werde 
beschwören müssen, zunächst abgesondert von übrigen 
Zeugen und dem Beschuldigten, verhört. Die Zeugen- 
aussagen, Sachverständigenbefunde, Local- Augen- 
scheinaufnahmen, Protokolle über Haus-, Personen- 
und Schriftendurchsuchung etc. sind ihm, dem Be- 
schuldigten, stets — nicht blos auszugsweise vorzu- 
halten, sondern — zur Gänze vorzulesen, damit er 
alles zur Widerlegung Erforderliche vorbringen, die 
Stellung bestimmter, weiterer Frag e n 
an dieZeugen und d i e C o nf r on t a ti on 
verlangen kann, welches Recht des Beschul- 
digten nur mit Rücksicht auf die militärische Unter- 
ordnung dahin beschränkt ist, dass die Confrontation 
zwischen Vorgesetzten und Untergebenen des Offi- 
ciersstandes und zwischen Officieren und Soldaten des 
Männschaftsstandes nicht zugelassen werde. 

Da aber erfahrungsgemäss selbst bei der grössten 
Aufmerksamkeit eines intelligenten Menschen die 
natürliche Aufregung bei Verlesung umfangreicherer 
Protokolle das intensivere Verständnis trübt und oft 
auch erst ein anhaltenderes Nachdenken das Gedächt- 
nis über halbvergessene Umstände wachruft, so hat 
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das russische Gesetz die höchst weise Bestimmung 
getroffen, dass dem Beschuldigten über sein Ver- 
langen Abschriften der Protokolle ertheilt werden. 

In allen Protokollen ist ferner genau der Zeit- 
punkt des Beginnes und des Endes jeder Einver- 
nahme zu verzeichnen, damit ersichtlich sei, dass der 
Richter den Zeugen oder Beschuldigten weder über 
Gebühr oder vielleicht gar bis zur Erschöpfung der 
geistigen Kräfte des Einvernommenen, noch durch 
kurze, sprunghafte Einvernahmen inquirirte. Es ist 
nämlich von manchen Inquirenten die geistige Folter 
einer stundenlangen Einvernahme in Anwendung ge- 
bracht oder versucht worden, durch sprunghafte 
wiederholte allzukurze Einvernahmen den Inquisiten 
zu verwirren und in scheinbare Widersprüche zu ver- 
wickeln ; dies wollte das Gesetz durch die Vorschrift 
der Zeitangabe verhindern. 

Dem russischen Gesetzgeber handelt es sich 
eben nicht um eine Ueberrumpelung oder Ueber- 
listung des Beschuldigten durch blos bruchweisen 
Vorhalt oder rasches Vorlesen der Gravamina, son- 
dern um reine Wahrheitserforschung, die nur dann 
möglich ist, wenn dem Beschuldigten Gelegenheit 
geboten wird, sich wirksam zu vertheidigen. Während 
in den Ländern anderer Processordnungen die Er- 
scheinung eine tagtägliche ist, dass der Beschuldigte 
sich vor seinen Richtern bei der Hauptverhandlung 
darüber beschwert, der Untersuchungsrichter habe 
ihm jenen oder diesen Umstand gar nicht vorgehal- 
ten, der Richter müsse die Zeugen oder ihn missver- 
standen haben, das Protokoll sei irrig abgefasst, man 
habe ihm den Zeugen nicht gegenübergestellt, oder 
habe seine Ausführungen zu Protokoll zu nehmen 
verweigert u. s» f., und es meist unmöglich ist, fest- 
zustellen, ob der Angeklagte mit Grund oder grund- 
los den Untersuchungsrichter beschuldigt, ist es beim 

2 
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russischen Verfahren, diesen Umstand festzustellen, 
meistens ganz leicht 

Aber auch um die Sicherheit, in der sich die 
Zeugen bei anderen Processordnungen wiegen, und 
die Manche verleitet, zum Schaden der Wahrheit 
auszusagen, ist es beim russischen Gesetze durch 
die Ausfolgung der Protokollsabschriften an den Be- 
schuldigten geschehen und das Ereignis ein durch- 
aus nicht seltenes, dass bei reiflichem Nachdenken 
und Studium dieser Protokolle es dem letzteren 
gelang, die Zeugen der falschen Aussage zu 
überweisen. 

Das russische Gesetz steht eben nicht auf dem 
Standpunkte der Inquisition, dass der Beschuldigte 
auch schon der Schuldige sei, der, »überführt« und 
in Unklarheit über die Tragweite der Anklage und 
des Beweismateriales gelassen, am ehesten zum »Ge- 
ständnisse« gebracht werden müsse. 

Umgekehrt könnte man eher sagen, dass den 
Zeugen ein gewisses Misstrauen entgegengebracht 
werde, — welches erfahrungsmässig bei dem Gros 
derselben zumindest hinsichtlich der Schärfe der Be- 
obachtung der Ereignisse und der Güte des Gedächt- 
nisses auch zutrifft. Demzufolge ist der Zeuge in der 
Untersuchung unbeeidet zu vernehmen und ihm also 
die Möglichkeit geboten, seine Aussagen noch später 
richtig zu stellen, falls seine unrichtigen Depositionen 
auf den letztgedachten zwei Mängeln beruhten. 

Beeidet darf er im Untersuchungsverfahren nur 
werden: a) wenn er eine weite Reise antritt und 
seine neuerliche Gestelligmachung zweifelhaft ist, 
6) wenn er in bedenklich krankem Zustande ver- 
nommen wurde, und c) der überaus weite Wohnort 
sein Erscheinen vor dem Richter der Hauptverhandlung 
zweifelhaft macht. 

Gegen jede Verfügung des Untersuchungsführers 
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oder wegen Saumsais in der Führung steht jeder 
Processpartei das Recht zu, Beschwerde an das 
Kreisgericht zu führen, welche, wenn sie wider eine 
Haftverfügung gerichtet ist, binnen 24 Stunden vor- 
gelegt sein muss. Das Recht der Beschwerdeführung 
steht aber auch dem Untersuchungsführer selbst zu, 
wenn er durch Anträge des Procurators oder Ver- 
fügungen des Commandos sich beschwert erachtet. 
Hiedurch ist also eine Cautel dafür geschaffen, 
dass der Untersuchungsführer wohl controlirt, aber 
nicht beeinflusst werde. 

§ 8. 
Stellung unter Anklage. 

Nach Durchführung der Untersuchung entsteht 
die Frage, ob die Sache dem competenten Spruch- 
gerichte übergeben oder die strafgerichtliche Ver- 
folgung eingestellt werden solle. 

Die Befugnis zur Abgabe der Sache ans com- 
petente Gericht, respective die Stellung des Beschul- 
digten vors Spruchgericht, steht, gleich der Befugnis 
zur Einleitung der strafgerichtlichen Befugnis, den 
militärischen Commandanten zu, und zwar hinsichtlich 
der niederen Ränge den Regimentscommandanten, 
der Oberofficiere den Divisionscommanden, der Stabs- 
officiere (Regimentscommandanten ausgeschlossen) 
den Corpscommandanten, der Regimentscomman- 
danten den Commandanten der Militärkreise. Hin- 
sichtlich der Generale und Personen im Generals- 
range ergeht bei gemeinrechtlichen Delicten die 
Verfügung vom Obersten Gerichtshofe und bei Militär- 
delicten durch eine Allerhöchste Entschliessung. 

Bemerkt sei hiebei noch, dass das höhere Com- 
mando die strafgerichtsherrlichen Functionen der ihm 
unterstehenden Commanden an sich ziehen kann, 
und alle gerichtsherrlichen Verfügungen, weil Ausfluss 

4* 



- 52 — 

der Commandogewalt, in Form von Befehlen ergehen, 
und bei Zusammentreffen von Beschuldigten ver- 
schiedener Ränge die Zuständigkeit sich nach dem 
höchsten Range eines der Beschuldigten für alle Be- 
schuldigten richtet. 

Der Vorgang nach Schluss der Untersuchung ist 
folgender: Nach Erhalt der geschlossenen, ihm vom 
Untersuchungsführer zugesandten Acten und nach 
Feststellung, dass eine Ergänzung der Untersuchung 
nicht erforderlich sei, beantragt der Procurator unter 
Ablieferung der Acten an den Commandanten ent- 
weder die Ueberstellung des Beschuldigten an das 
(Regiments- oder Kreis-) Gericht, oder seine Disci- 
plinarbehandlung oder die Einstellung des Verfahrens. 
Binnen acht Tagen — die Frist ist eine Clausel 
gegen Verschleppung — hat nun der Commandant 
seine Entschliessung zu treffen. Im Falle seines Ein- 
verständnisses mit dem Antrage des Procurators ver- 
fügt er sofort die Ausführung des Antrages; findet 
jedoch der Commandant, dass die Strafsache vors 
Kreisgericht gehöre, wiewohl der Procuiator die 
Competenz dieses Gerichtes negirt, so leitet er den 
Act ans Kreisgericht, in allen anderen Fällen der 
Meinungsverschiedenheit an das höhere Militärcom- 
mando, also an das Divisions-, beziehungsweise 
Corps- oder Militär - Kreiscommando, welches, im 
Falle es ebenfalls dem Antrage des Procurators nicht 
beizutreten findet, den Act zur Entscheidung dem 
Obersten Gerichtshofe im Wege des Obersten Militär- 
Procurators vorlegt. (In den im § 562 eximirten 
Fällen werden die Untersuchungsacte durch den Pro- 
curator an den Obersten Militär-Procurator zur 
Weitervorlage an den Kriegsminister, respective 
Obersten Gerichtshof, respective an den Obersten 
Kriegsherrn geleitet.) 

Aus diesen Bestimmungen findet man 
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jedoch klar, heraus, dass die Gerichtsherr- 
lichkeit derMilitärcommandennach dem neuen 
russischen Gesetze nicht vielmehr als eine 
nominelle ist, dass vielmehr die thatsäch- 
liche Entscheidung in die Hände derMilitär- 
Procuratur und des Obersten Gerichtshofes, 
also in die Hände juridisch geschulter Justiz- 
organe, gelegt ist. 

Man muss diese vermittelnde Lösung der Frage 
als eine überaus glückliche bezeichnen. Während 
nämlich also zum grössten Theile die thatsächliche 
Entscheidung in die Hände des juridisch geschulten 
Militär-Procurators gelegt ist, erscheint der Militär- 
commandant nach aussen hin, insbesonders dem Be- 
schuldigten gegenüber, als der Machtfactor, was viel- 
leicht zur Erhaltung seines Ansehens nothwendig ist. 
Dagegen ist aber dem Commandanten doch volle 
Gelegenheit /geboten, die Sache vom Standpunkte 
der militärischen Ordnung und Disciplin zu 
prüfen und zu erwägen, nach welcher Seite hin die 
Ansicht des militärischen Commandanten wiederum 
die competentere ist. Ueber die strafrechtliche Natur 
urtheile der Jurist, den Einfluss der Sache auf Dis- 
ciplin und Ordnung beurtheile der Commandant und 
im Falle Meinungsverschiedenheit entscheide das 
Oberste Gericht. 

§ 9. 

Grundsätze der strafgerichtlichen Haupt- 
verhandlung. 

Die Entscheidung, womit die Strafsache an ein 
Spruchgericht gewiesen wird, schliesst das strafgericht- 
liche Vorverfahren. Der Beschuldigte wird zum An- 
geklagten. Es steht nun die Hauptverhandlung und 
Entscheidung über Unschuld oder Schuld und Strafe 
des Angeklagten bevor. Da das Schwergewicht des 
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Processes in diesem Stadium liegt, so ist es selbst- 
verständlich, dass das Gesetz insbesonders Cautelen 
für die Wahrheitserforschung sich aufzustellen be- 
mühte. Es finden sich nun im russischen Gesetze 
folgende Grundzüge für die Spruchgerichte: 1. Die 
Mündlichkeit und Unmittelb a rkeit des Ver- 
fahrens, 2* Die O eff en tlichkeit, 3. die Un- 
unterbrochenheit desse lben, 4. die contra- 
dictorischeParteienverhandlung vor 
dem Spruchrichter und 5- die freie Beweis- 
würdigung durch die Richter. 

Diese Grundsätze sind beiden Spruchgerichten, 
den Regiments- und Kreisgerichten, gemeinsam. 

Ad 1. Das O e f fe nt 1 i ch k ei t s p rin cip in 
seiner äussersten Consequenz, nämlich die Zulassung 
des freien Zutrittes und der Beiwohnung einer jeden 
Strafverhandlung seitens eines unbescholtenen, er- 
wachsenen Staatsbürgers und die freie Besprechung 
der Verhandlung in Wort, Druck und Schrift ist in 
keinem Militär-Strafprocesse angenommen worden, 
und kann füglich, so lange nicht das Publikum vom 
classischen Rechtsbewusstsein durchdrungen und die 
Presse in allen ihren Gliedern nur vom sittlichen 
Bewusstsein ihrer Pflicht zur Volksbelehrung und 
Erziehung erfüllt ist, auch nicht zugelassen werden. 

Die Oeffentlichkeit ist aber ein unerlässliches 
Requisit für die Controle der Gesetzmässigkeit des 
Verfahrens und Gerechtigkeit der Urtheile. Sie gewährt 
nämlich die unmittelbare Wahrnehmung processualer 
Vorgänge durch ausserhalb des Verfahrens stehende 
und daher objective Personen und hiedurch einerseits 
Verbreitung von Rechtskenntnissen und andererseits 
den Schutz des Angeklagten gegen etwaige Rechts- 
beugungen, Schutz des öffentlichen Anklägers gegen 
den oft frivoler Weise ausgestreuten Verdacht wegen 
tendenziöser oder chikanöser Verfolgung und Anklage, 
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und Schutz der Richter gegen den leider auch nichc 
seltenen Verdacht der Beeinflussung. Es wird also 
damit eine Stärkung der so wichtigen Staatsinstitution 
der öffentlichen Anklägerschaft und des Richterthums 
erzielt und die in der öffentlichen Lossprechung 
liegende Rehabilitation und Genugthuung für un- 
schuldig Angeklagte oder Abschreckung von Delicten 
durch ein gerechtes Strafurtheil, die Schärfung der 
Gewissenhaftigkeit aller Betheiligten vom Richter 
bis zum Zeugen, die Erhöhung des Vertrauens und 
der Ehrfurcht vor der Rechtspflege und damit un- 
mittelbar die Repression rechtsverletzender Hand- 
lungen *) erreicht. 

Die Aufhebung der Oeffentlichkeit darf also 
eben nur soweit gehen, als höhere Zwecke es ge- 
bieten. Solche höhere Zwecke sind aber nur die Sicher- 
heit des Staates und des Heeres. Alle anderen Zwecke, 
z. B. der Sittlichkeit, der öffentlichen Ruhe etc., sind 
untergeordneter Natur, die übrigens ganz gut durch 
andere Massregeln, z. B. Aufgebot der entsprechenden 
Wachmannschaft, Beschränkung des Zutrittes auf 
Personen, deren sachliches oder persönliches Interesse 
an dem Straffalle feststeht, Verbot der Weiterver- 
breitung aller oder bestimmter Vorgänge bei einer 
Hauptverhandlung (ausschliesslich die Urtheilspubli- 
cation), in Gemässheit eines besonderen Gerichts- 
beschlusses u. dergl. erzielt werden könnten. 

Die Ausnahmen, die die russische Militär-Process- 
ordnung hinsichtlich des Oeffentlichkeitsprincipes zu- 

*) In Würdigung der Bedeutung der Volksöffentlichkeit 
für die Repression der Verbrechen hat z. B. das preussische 
Gesetz über den Belagerungszustand vom 4. Juni 18öl für das 
Verfahren vor den Kriegsgerichten, wie wohl das Strafverfahren 
vor den Militärgerichten geheim-inquisitorisch ist, die Volks- 
öffentlichkeit vorgeschrieben, (die wohl in besonderen Fällen 
aus Rücksichten auf die öffentliche Ordnung ausgeschlossen 
werden kann). 
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lässt, sind also zu weit gehend. Es werden nämlich 
bei geschlossenen Thüren vor den Militärgerichten, 
und zwar entweder der ganze Process oder nur ein- 
zelne Processacte, verhandelt bei: a) Delicten der 
Verletzung militärischer Unterordnung; b) der Ver- 
letzung von Familienrechten; c) der Verletzung weib- 
licher Ehre oder der Sittlichkeit und Zucht; d) Privat- 
Antrags - Delicten , wenn beide Theile den Aus- 
schluss der Oeffentlichkeit verlangen, und e) allen 
Delicten, bei denen der die Strafverfolgung verfügende 
Commandant aus Disciplinsrücksichten den Ausschluss 
der Oeffentlichkeit für nothwendig erachtet. 

Im Falle der Verhandlung mit Ausschluss der 
Oeffentlichkeit können aber vom Verhandlungs Vor- 
sitzenden als Zuhörer Justizpersonen ohne Ein- 
schränkung und über Begehr des Angeklagten und 
des Privatbeteiligten Vertrauenspersonen, höchstens 
je drei an der Zahl, zugelassen werden. In allen Fällen, 
wo der Oeffentlichkeits- Ausschluss aus Rücksicht auf 
Wahrung der Disciplin erfolgte, können auch Officiere 
und Militärbeamte als Zuhörer Zutritt finden, jedoch 
bei Verhandlungen wider Officiere nur ihnen höhere 
Ränge. Der Beschluss des Gerichtshofes auf Aus- 
schliessung der Oeffentlichkeit kann erst mit der Be- 
schwerde gegen das Endurtheil angefochten werden. 

Ad 2. Das Princip der Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit besteht in der effectiven 
Vorführung des gesammten Beweismateriales vor die 
Spruchrichter zu ihrer unmittelbaren und persönlichen 
Wahrnehmung und in dem mündlichen Vortrage aller 
processualen Handlungen. 

Dieses Princip ist das wichtigste für die Wahr- 
heitserforschung. Die Richter müssen, um einen Fall 
richtig beurtheilen zu können, nicht blos wissen, was 
der Zeuge aussagt, sondern selbst hören und sehen, 
wie er es aussagt, hören und sehen, wie sich der 
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Angeklagte zu diesen Aussagen verhält, sehen, ob 
der Zeuge auf eine ihm unerwartet gestellte Frage 
erst zögernd und Ausflucht suchend antwortet, während 
er vordem, gleichsam eingelernt, rasch antwortete, ob 
der Zeuge bei Antworten Intelligenz und Schärfe des 
Wahrnehmungsvermögens oder Beschränktheit ver- 
räth, ob seine Depositionen in ruhigem oder gereiztem, 
vielleicht gar feindseligem Tone abgegeben werden, 
ob er ,das Bestreben zeigt, dem Angeklagten heraus- 
zuhelfen oder denselben zu belasten, ob er Fragen 
auszuweichen oder ihnen übereifrig vorzukommen 
sucht und dergl. mehr. Alle diese Beobachtungen 
kann der scharfsinnigste Untersuchungsrichter im Pro- 
tokolle schon deshalb nicht fixiren, weil die Anwesen- 
heit des Angeklagten, die Möglichkeit der Stellung von 
unvorbereiteten Zwischenfragen, der feierliche Apparat 
der Hauptverhandlung, das von Zeugen mehr als das 
Verhör durch den Richter gefürchtete Kreuzverhör 
der fragenden Klageanwälte und Vertheidiger fehlt, und 
ganz besonders, weil durch die nothwendige Verzöge- 
rung der Protokollirung der einzelnen Aussagenabsätze 
der Zeuge schon genug Zeit zur Maskirung und zum 
Ersinnen von Ausflüchten etc. gewinnt. Aber auch das 
scharfsinnigste Geberdenprotokoll kann nicht alle diese 
Momente festhalten und ihre etwaige Feststellung 
wäre endlich doch sehr unverlässlich, da der Unter- 
suchungsrichter als einzelne Person keine Gewähr für 
die richtige Beobachtung bietet, die bei der Haupt- 
verhandlung von mindest fünf Personen angestellt wird, 
die alle das Recht haben, eben durch Kreuzfragen 
an Zeugen und Angeklagte die gravirenden Momente 
zu fixiren. 

Die Verlesung selbst des gewissenhaftest ver- 
fassten, mit Geberde und Constatirungen angefüllten 
Protokolles des geistreichsten Untersuchungsrichters 
kann aber ebenfalls nicht genügen, da man an das 
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todte Protokoll keine — Fragen richten, Unrichtig- 
keiten oder Zweideutigkeiten nicht richtigstellen und 
Aufklärungen nicht erhalten kann. Dazu kommt noch, 
dass die Vorlesung umfangreicherer Schriftstücke den 
Zuhörer so sehr ermüdet, dass eine übernatürliche 
Geistesschärfe und körperliche Kraft dazu gehören 
würde, in grösseren Processen das ganze vorgelesene 
Actenmaterial in voller Schärfe bei blossem Zuhören 
in sich aufzunehmen. 

Eine auszugsweise Vorlesung der Acte öffnet 
wiederum nicht nur Thür und Thor der Willkür 
oder Gedankenlosigkeit, sie ist auch ganz unbrauch- 
bar, da oft eine nebensächlich und unscheinbar 
erscheinende Zwischenbemerkung für die Beurtheilung 
des Zeugen und damit auch des Falles durch richtige 
und rasche Einsetzung des Kreuzverhöres in die 
Zeugeneinvernahme ausschlaggebend werden kann. 

Dass das Vorgehen der Processordnungen, wo 
bei der Schlussverhandlung ein Referent den Inhalt 
der Acten, eventuell auch nur »auszugsweise«, vorliest 
und die Richter und die Angeklagten die Zeugen 
und sonstigen Auskunftspersonen gar nicht zu Ge- 
sicht bekommen, zur Wahrheitserforschung ganz 
ungeeignet ist, liegt auf der Hand. 

Von gleich grosser Wichtigkeit für die Wahr- 
heitserforschung sind die von den Angeklagten zu 
den einzelnen Aussagen der Beweispersonen abge- 
gebenen Erklärungen und Aufklärungen, die Demon- 
strationen der Sachverständigen und die Confron- 
tationen, deren unmittelbarer Eindruck durch ein 
Protokoll nie ersetzt werden kann. 

Ad 3. Eine nothwendige Folge des Mündlichkeits- 
und Unmittelbarkeits-Principes ist das der Ununter- 
brochenheit der begonnenen Verhandlung. Selbst 
Unterbrechungen, welche die nothwendige körperliche 
Erholung der Richter u. s. f. erheischt, wirken oft 
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schon störend auf die gesammelten Eindrücke und 
den Zusammenhang der Sache und ist eine Erfahrungs- 
erscheinung, dass Anwälte oder Vertheidiger es als 
eine Beeinträchtigung der Wirkung ihrer Reden an- 
sehen, wenn eine solche Erholungspause gleich nach 
ihrer Rede eintritt. 

Ad4.Di ePartei-Activität und das con- 
tra di ctorische Ver f a hren ist gleichfalls ein wich- 
tiger Factor für die Wahrheitserforschung. Die Aus- 
nützung der Befugnis des Anklägers undVertheidigers 
zur Beanständung formeller Vorgänge, Fragestellung 
an die Beweispersonen und Mitangeklagte, Bean- 
tragung processualer Acte, Vorbringung von Ver- 
wahrungen u. s. f. schafft eine intensive Beleuchtung 
des Streitgegenstandes, garantirt meistens die Einhal- 
tung der processualen Formen und Gründlichkeit der 
Verhandlung, und verleiht ihr eine Lebendigkeit, die 
durch keine noch so umfangreiche Schrift halb- 
wegs ersetzt werden könnte. 

Da es für Menschen mit menschlich beschränkten 
Fähigkeiten, menschlich beschränktem Verstände und 
menschlich veranlagten Empfindungen ein Ding der 
Unmöglichkeit ist, in derselben Sache die hetero- 
gensten Functionen gleichzeitig zu erfüllen, so ist 
es unmöglich, eine und dieselbe Person einer Straf- 
that zu überweisen und gleichzeitig sie von dieser 
Ueberweisung schützen zu suchen und gleichzeitig 
ohne Ansehen der Person, ohne Mitgefühl für ihr 
Unglück und ohne Hass ihres Verbrechens wegen> 
unvoreingenommen und unbeeinflusst, weder zu milde 
noch zu hart zu urtheilen. Die Trennung der Pflicht 
des Anklägers von der des Vertheidigers und beider 
von der des Spruchrichters ist eine unerlässliche 
Vorbedingung eines jeden gerechten Strafprocesses. 
Vor dem objectiven Richter gegenüber müssen aber 
Ankläger und Vertheidiger sich gleichberechtigt 
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gegenüber stehen, sie müssen ohne Ansehen auf 
staatlichen Rang oder dienstliche Stellung blosse 
Parteien sein, die gleiches Gehör vor dem Richter 
gemessen, die in der Anklage, respective Vertei- 
digung, ihre ihnen übertragene Aufgabe erfüllen, da- 
her hiebei gleichen richterlichen Schutzes und gleicher 
Würdigung theil werden, und die durch die einseitige 
Beleuchtung ihres Standpunktes und Bekämpfung 
des gegnerischen dem Richter die beste Gewähr für 
die Vollständigkeit der zur Urtheilsfällung zu erhe- 
benden Momente bieten. 

Die Strafverhandlung erlangt hiedurch den 
Charakter einer Streitverhandlung zwischen 
zwei Parteien (Ankläger und Vertheidiger), über 
welche unparteiische Richter ihr Endurtheil fällen. 

Die Anklägerschaft bei amtswegig zu verfol- 
genden Delicten ist bestimmten Staatsorganen über- 
tragen und kann bei den Privat- und Antragsdelicten 
von den betheiligten Privatpersonen in Anspruch 
genommen werden, während die Vertheidigung eine 
freie, auf das Vertrauen des Angeklagten basirende 
Thätigkeit besonderer staatlich Befähigter beinhaltet. 

Aug Rücksicht auf Abkürzung und Vereinfachung 
des Verfahrens vor Regimentsgerichten, vor welchen 
überhaupt nur Strafsachen niederer Ordnung ver- 
handelt werden können, entfällt sowohl die Vertretung 
der Anklage durch den Militär-Procurator, als auch 
die Vertheidigung durch besondere Berufsvertheidiger, 
und beschränkt sich das Parteienprincip auf das 
Verhältnis des Angeklagten zu dem Privatkläger oder 
Beschädigten, beziehungsweise zu den Polizei- oder 
sonstigen öffentlichen Organen, auf deren, Anzeige 
hin die Verfolgung eintrat und denen das Recht 
der Betheiligung an der Hauptverhandlung*) zusteht. 

*) Der Beschädigte hat aber nicht das Recht zur Bethei- 
ligung an der Verhandlung über die Strafe, sondern nur über 
den Entschädigungsanspruch. 
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Adf. Das Princip der freien Beweiswür- 
digung besteht in der Freiheit der — unparteiischen 
und unabhängigen — Richter, die ihnen in der Haupt- 
verhandlung vorgeführten Beweise ohne Rücksicht 
auf etwaige gesetzliche Beweisregeln nur nach ihrer 
inneren Ueberzeugung zu würdigen und nach dieser 
inneren Ueberzeugung das Verdict über Nichtschuld 
und Schuld des Angeklagten zu fällen. Die unerläss- 
liche Controle für die Wahrhaftigkeit dieser Ueber- 
zeugung und ihrer Richtigkeit liegt in dem Erfor- 
dernisse der Abgabe der Gründe für das Urtheil 
und in dem — einer Revisions-Instanz zugänglichen — 
schriftlichen Actenmateriale. 

§ 10. 

Das Verfahren vor den Spruchgerichtshöfen. 

I. Das Verfahren vor den Regiments- 
gerichten. 

Jedem Befehle, mittelst welchem der Comman- 
dant den Angeklagten dem Gerichte überstellt, muss 
das Delict, hinsichtlich dessen die Verhandlung statt- 
finden soll, genau bezeichnet sein (damit das Gericht 
in der Lage sei, seine Competenz zu beurtheilen) 
und dem Gerichte der Vorerhebungsact zugemitttelt 
werden. 

Zur Vorbereitug des Hauptverfahrens stellt der 
Vorsitzende des Gerichtes, nach Acteneinsicht, zunächst 
ein Verzeichnis derjenigen Beweispersonen, deren 
Abhörung noth wendig erscheint, zusammen, ver- 
ständigt den Angeklagten von seiner Versetzung in 
den Anklagestand, und fordert ihn zur Aeusserung 
darüber auf, welche Personen, nebst den officiell zu 
Ladenden und hinsichtlich welcher Umstände vorgela- 
den zu haben er wünsche. 

Von der Befugnis des Vorsitzenden zur Vorladung 
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von Zeugen nach seinem arbiträren Befunde besteht 
eine Ausnahme hinsichtlich derjenigen Strafsachen, 
die durch einen Vergleich beendet werden können, 
indem im letzteren Falle die Bezeichnung der zu 
Ladenden den Parteien allein obliegt. 

Nach Mittheilung des Commandanten hinsichtlich 
des Tages und der Stunde der Verhandlung ergeht 
die Ladung an die Zeugen des Militärstandes durch 
ihr Commando, an die des Bürgerstandes durch die 
Polizei, beziehungsweise städtische oder ländliche 
bürgerliche Behörde. Vom Erscheinen vor Regiments- 
gerichten sind Personen der zwei höchsten staatlichen 
Classen, als: die Mitglieder des Reichsrathes, die 
Minister und ihre Amtsvertreter, die Staatssecretäre, 
die Senatoren etc., sowie die Generäle, Regiments- 
commandanten und ihnen Gleichgestellte befreit, falls 
sie binnen drei Tagen das Verlangen stellen, dass 
sie am Orte ihres Aufenthaltes verhört werden. Des- 
gleichen sollen aus Gründen der Wahrung der Unter- 
ordnung Officiere, gegen welche ein Insubordinations- 
Delict begangen wurde, wenn ihre Einvernahme nicht 
unumgänglich nothwendig ist, nicht zum persönlichen 
Erscheinen vor Gericht veranlasst vielmehr nur die 
mit ihnen aufgenommenen Protokolle verlesen werden* 

Bei besonders weiter Entfernung des Wohnortes 
des Zeugen vom Gerichtsorte oder im Falle sein 
Wohnort mittlerweile unbekannt geworden ist, ist 
von der Ladung Umgang zu nehmen. In Fällen 
des nicht persönlichen Erscheinens des Zeugen vor 
Gericht ist von seinem etwa im Vorverfahren abge- 
gebenen Zeugenprotokolle Gebrauch zu machen oder 
seine Abhörung am Orte seines Aufenthaltes durch die 
Militär- beziehungsweise Polizeibehörde zu veranlassen. 

Vor dem eigentlichen Beginne der Verhandlung 
ist es dem Angeklagten und Privatbetheiligten, aber 
nur unter Angabe von Gründen, gestattet, die Ab- 
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lehnung eines Mitgliedes des Gerichtshofes oder des 
Schriftführers — ein Oberofficier, der die Richter- 
Qualification besitzen muss — zu beantragen, worüber 
die übrigen Mitglieder des Gerichtshofes die Ent- 
scheidung treffen, die dem Commandanten zur Bestä- 
tigung vorgelegt wird, der im Stattgebungsfalle ein 
anderes Mitglied zur Theilnahme an der Verhand- 
lung bestimmt. 

Als Ablehnungsgrund kann Alles angeführt werden, 
was an der vollen Unbefangenheit des Richters Zweifel 
erregen kann. Gegen den Beschluss, womit dem Ab- 
lehnungsantrage keine Folge gegeben wurde, kann 
nur in Verbindung mit der Beschwerde gegen das 
Endurtheil remonstrirt werden. Der Richter oder Schrift- 
führer, dem ein Ablehnungsgrund in seiner Person 
bekannt ist, muss übrigens hievon sofort dem Vor- 
sitzenden Anzeige machen und sich bis zum einzu- 
holenden Gerichtsbeschlüsse der Betheiligung an der 
Berathung enthalten. 

Nach Vorführung oder Vortritt des Angeklagten 
theilt ihm der Vorsitzende in Kürze den Inhalt der 
Anklage mit und befragt ihn, »ob er sich schul- 
dig bekenne«. Bekennt sich der Angeklagte schuldig 
und ist kein Grund vorhanden, die Wahrhaftigkeit 
seines Bekenntnisses anzuzweifeln, so kann sich der 
Gerichtshof mit den Ausführungen des Angeklagten 
ohne weitere Beweisführung begnügen und sofort zur 
Urtheilsfällung schreiten. Schweigen des Ange- 
klagten auf die gestellte Frage ist nicht als Bekennt- 
nis der Schuld anzusehen. Bekennt sich der Ange- 
klagte als nicht schuldig, so muss zur Beweisführung 
geschritten werden. Rücksichtlich einzelner Militär- 
delicte, die erfahrungsmässig sehr einfacher Natur zu 
sein pflegen, z. B. die unerlaubte Entfernung, gestattet 
das Gesetz zur Abkürzung des Verfahrens, sich mit 
der Verlesung der schriftlichen Aufzeichnungen des 
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Vorverfahrens zu begnügen. In allen anderen Fällen 
ist die Förmlichkeit der Verhandlung strenge einzu- 
halten. Der Vorsitzende ist der Leiter der Verhand- 
lung und Sprecher des Gerichtshofes. Er sorgt auch 
für die Ruhe und Ordnung während der Verhandlung 
und übt die Sitzungspolizei aus. Zur Sache absolut 
ungehörige Erörterungen, die Religion, das Gesetz 
oder die Behörden und seitens der Militärpersonen — 
also nur von dieser Seite — den Dienst oder die 
Disciplin herabsetzenden Aeusserungen sind nicht zu 
dulden und eventuell mit der Wortentziehung vorzu- 
gehen. 

Der wichtigste Theil der Verhandlung ist die 
Abhörung der Beweispersonen (Zeugen und Sach- 
verständigen), welchen, falls sie weltlichen Standes 
sind, der Vorsitzende ihrem Bildungsgrade entsprechend 
die Wahrheits-Erinnerung macht. 

Das Militärgericht ist berechtigt, ohne hinreichende 
Entschuldigung ausgebliebene Civilpersonen mit einer 
Geldbusse bis 25 fl. zu belegen und Militärpersonen 
zur disciplinaren Bestrafung durch ihr Commando 
diesem anzuzeigen. An die Erschienenen hat der Vor- 
sitzende die Fragen so zu stellen, dass der Angeklagte 
sie selbst bei geringerem Bildungsgrade verstehen 
kann. Nach Stellung der allgemeinen Fragestücke sind 
die Processparteien und Betheiligten zu befragen, ob 
und welche Einwendungen sie gegen die Abhörung 
der Beweispersonen, oder deren Beeidigung erheben, 
resp. die letzteren, ob sie ein Recht auf Ablehnung 
der Zeugenschaft oder des Zeugeneides haben. 

Es werden nämlich absolut zur Zeugenschaft 
nicht zugelassen: a) Geisteskranke und b) Geist- 
liche rücksichtlich des Beichtgeheimnisses. Nur wenn 
sie sich des Rechtes der Zeugenschaft-Entschlagung 
ausdrücklich begeben haben, können — ohne Zu- 
lassung zum Eide — verhört werden. Ehegatten, 
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Ascendenten und Descendenten, Geschwister des An- 
geklagten. 

Ohne Zeugeneid sind ferner zu verhören: 
a) mittelst geistlichen Urtheiles aus der Kirchengemein- 
schaft Ausgeschlossene, b) Kinder unter 14 Jahren und 
c) Schwachsinnige. Ueber Protest der Processparteien 
sind ohne Zeugeneid ferner abzuhören: o) Ehr- und 
Vorrechte -Verlustige, bj der Processparteien oder 
Betheiligten Verwandte und Verschwägerte bis zum 
zweiten Grade, c) Personen, die ^zu Processparteien 
oder Betheiligten im Vormundschafts-, Adoptions- oder 
Pflegschafts -Verhältnisse stehen, d) Juden gegen zum 
Christenthum und Sectirer gegen zur Rechtgläubig- 
keit Uebertretene. 

Vom Zeugeneide sind befreit: a) Geistliche 
aller christlichen Confessionen, b) Angehörige der Sec- 
ten, denen die Religionssatzungen den Eid verbieten. 

Ueber Einverständnis der Parteien kann schliess- 
lich von der Ablegung des Zeugen- oder Sachver- 
ständigen-Eides Umgang genommen werden. 

Da die Beeidigung durch den Priester der be- 
treffenden Confession zu geschehen hat, so hat end- 
lich die Einvernahme ohne Eid zu erfolgen, wenn 
kein Priester zur Stelle ist, und ist sich mit der nach 
durch den Vorsitzenden erhaltenen Meineids-Erinnerung 
zu Protokoll zu nehmenden und zu unterschreibenden 
Erklärung des zu Vernehmenden, dass er seine Aus- 
sage eventuell zu beeiden bereit sei, zu begnügen« 

Vorerst werden, falls nach der Sachlage sich 
nicht die umgekehrte Ordnung empfiehlt, die Bela- 
stungs- und dann die Entlastungszeugen verhört und 
zwar nach der Reihe, so dass nur die schon Abge- 
hörten bei der Abhörung eines Zeugen im Gerichts- 
zimmer anwesend sein dürfen. 

Nach Beendigung des Verhöres durch den Vor- 
sitzenden und nach Stellung eventueller Fragen durch 
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die Richter-Beisitzer sind der Angeklagte und Bethei- 
ligte zu befragen, ob sie dagegen etwas anzuführen 
und ob sie irgend welche (kakie libo voprosy) 
zu stellen haben. 

Die letztere Bestimmung des russischen Gesetzes 
ist ein höchst an erkennens w er ther Fort- 
schritt gegenüber selbst modernen Civil-Processord- 
nungen, bei welchen Mangels dieser Bestimmung es 
Verhandlungsvorsitzenden möglich gemacht ist, das 
Fragerecht der Processparteien durch den Hinweis: 
»Zeuge habe diese Frage schon in anderer Form vor- 
gelegt erhalten«, oder »Die Fragen könnten den Zeugen 
verwirren« oder dergl. auf das empfindlichste zu 
schädigen. Ist der Vorsitzende aber verpflichtet, 
jede sachliche Frage zuzulassen oder über Partei- 
verlangen den Grund der Nichtzulassung der Frage 
protokolliren zu lassen, so kann er das Fragerecht 
nicht beschneiden. 

Aus naheliegenden Gründen derDisciplin 
sind von dem Zeugen-Confrontationszwange Officiere 
wider Personen des Mannschaftsstandes befreit und 
sind Fragen an Officiere, die von den Geklagten und 
Betheiligten niederer Ränge gewünscht werden, durch 
den Vorsitzenden zu stellen. 

Zeugen dürfen auf Hinweise auf Undeutlichkeiten 
oder Widersprüche in ihrer Aussage nicht die Ant- 
wort verweigern, sondern nur dann, wenn sie sich 
durch die Antwort selbst eines Delictes überführen 
würden. Bei Widersprüchen in ihrer Aussage ist ihnen 
das etwaige im Vorverfahren mit ihnen aufgenommene 
Protokoll vorhaltsweise vorzulesen. 

Während des Zeugenverhöres kann der Belangte 
entfernt werden, wenn das zur sicheren Durchführung 
des Verhöres oder wegen Unruhestiftung angezeigt er- 
scheint; der Vorsitzende hat ihn aber nach seiner 
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Wiedervorführung von allen Vorkommnissen in Kennt- 
nis zu setzen. 

Protokolle über Aussagen Verstorbener oder 
Nichterschienener werden nach Einholung der Parteien- 
anträge nach Befund des Vorsitzenden verlesen, Be- 
weisgegenstände werden immer den Angeklagten vor- 
gewiesen, dagegen dürfen Auszüge aus den Straf- 
protokollen vor Fällung des Schuldverdictes an die 
Richter-Beisitzer nicht mitgetheilt werden, um sie nicht 
zu Ungunsten des Angeklagten voreinzunehmen. 

Falls das Gericht (über Partei- Antrag oder aus 
eigener Initiative) die Vorladung neuer Zeugen, einen 
Augenschein, eine Durchsuchung und sonstige Process- 
handlungen für nöthig erachtet, hat sie der Vorsitzende 
zu verfügen. Zu Augenscheinvornahmen und Haus- 
durchsuchungen und dergl. werden Angeklagte nur 
dann beigezogen, wenn jene am Orte des Gerichts- 
sitzes vorgenommen werden ; die übrigen Processbe- 
theiligten sind behufs ihres allfalligen Erscheinens 
zu diesen Acten selbst ausserhalb des Ortes zu ver- 
ständigen. 

Nach Einlangen des Ergebnisses der verfügten 
Pröcesshandlung wird die Verhandlung fortgesetzt, 
wenn in den Personen der Richterbank keine Ver- 
änderung eingetreten und sich das Gericht in der 
Zwischenzeit auch nicht mit einer anderen Process- 
sache befasst hat, als sonst die Verhandlung ganz neu 
beginnen muss. 

Nach Schluss des Verfahrens erhalten die Process- 
parteien zu ihren Schlussanträgen das Wort, dem 
Angeklagten gebührt die letzte Aeusserung. 

Nach Schluss des Beweisverfahrens und nach 
Anhörung der Parteianträge zieht sich der Gerichts- 
hof zur Berathung zurück. 

Falls sich das Regimentsgericht für incompetent 
erachtet, übermittelt es seinen Beschluss dem Com- 

5* 
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mandanten, der nach Prüfung des Ac.es die Sache 
mit seiner Ansicht an den Procurator leitet, welcher, 
wenn er der Ansicht des Commandanten ist, den 
Act an das betreffende Gericht gelangen lässt, im 
ge gentheiligen Falle aber ans Kreisgericht leitet, falls 
er die Competenz des Regimentsgerichtes als gegeben, 
respective an den Divisions- oder Corpscomman- 
danten, falls er die Competenz des Regimentsgerichtes 
als nicht gegeben erachtet. 

Erachtet sich das Regimentsgericht für com- 
petent, so schöpft es das Urtheil nach freier Be- 
weiswürdigung, jedoch nur auf Grundlage des 
in der Haupt Verhandlung Wahrgenommenen. 
Die Mehrheit der Stimmen entscheidet und bei 
Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden. Die 
Stimmenabgabe erfolgt von den niederen Rängen 
aufwärts. 

Im Falle eines Schuld-Verdictes wird der Ange- 
klagte zum Gerichtskostenersatze, und, falls der 
Privatbetheiligte einen diesbezüglichen Antrag gestellt 
hat und der Privatanspruch klar gesetzt werden 
konnte, zum Ersatz des Pri v atanspruches ver- 
urtheilt, sonst aber der Privatbetheiligte auf den 
Civilrechtsweg gewiesen. Im Falle der Verurtheilung 
zu einer Geldbusse ist gleichzeitig für den Unein- 
bringungsfall die entsprechende Freiheits- oder sonstige 
Strafe zu bemessen. 

Dem Regimentsgerichte — im Gegensatz zu den 
Kreisgerichten — steht das Recht der Strafmil- 
derung bei Vorhandensein besonderer Milderungs- 
umstände nicht zu. Dieses Recht steht vielmehr dem 
Regimentscommandanten zu, an welchen das Urtheil 
zur Bestätigung gelangt, und dem das Regiments- 
gericht einen fürsprechenden Vorschlag zur Strafer- 
mässigung erstatten kann. Das Urtheils-Enunciat wird 
in Kürze vom Vorsitzenden niedergeschrieben, von 
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den Gerichtsbeisitzern unterschrieben und wird noch 
in derselben Sitzung öffentlich verlautbart. 
und der Verurtheilte darüber belehrt, dass ihm die 
Beschwerde an den Regimentscommandanten, welche 
mündlich oder schriftlich vorgebracht werden kann, 
offenstehe. Das förmliche Urtheil sammt Gründen und 
das Hauptverhandlungsprotokoll sind längstens binnen 
drei Tagen endgiltig auszufertigen und vom Vor- 
sitzenden und Schriftführer zu unterschreiben und bei 
Verhandlungen mit abgekürztem Verfahren längstens 
binnen 24 Stunden. 

Die Vorschrift der Ausfertigung von Urtheils- 
gründen und eines über die Vorgänge und Ergeb- 
nisse der Hauptverhandlung referirenden Protokolles 
ist unerlässlich wegen der Controle hinsichtlich der 
Gesetzmässigkeit der Vorgänge bei der Hauptver- 
handlung und der Richtigkeit des Urtheiles und der 
Angemessenheit der Strafe, Dadurch, dass die Richter 
gezwungen sind, für ihr Urtheil Gründe anzugeben, 
und die Wahrheit und Richtigkeit der Angaben dieser 
Gründe mit den Acten und dem Hauptverhandlungs- 
protokolle verglichen, also controlirt werden können, 
ist nicht blos für die Oberrichter ein Substrat für 
die Ueberprüfung geboten, sondern schon für die 
ersten Richter ein Zwang, sich mit der Sache genauest 
zu befassen und sich also vor einem falschen oder 
vorschnellen Verdict zu bewahren. Dadurch aber, dass 
der Vorsitzende an die Mitunterschrift des Schrift- 
führers in Ansehung des Urtheiles und umgekehrt der 
Schriftführer in Ansehung des Protokolles gebunden 
ist, wird verhütet, dass Etwas nachträglich einge- 
schmuggelt oder gar gefälscht werde. 

Die förmliche Urtheilsausfertigung wird längstens 
den der Fertigstellung nachfolgenden Tag sammt 
Acten und der eventuellen Beschwerde dem Regi- 
mentscommandanten vorgelegt. 
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IL Das Verfahren vor den Kreis- 
gerichten. 

Mit Rücksicht auf die grössere Schwere der vor 
diese Gerichtshöfe gelangenden Delicte ist die Förm- 
lichkeit der Hauptverhandlungen vor denselben auch 
eine grössere. Zunächst muss hervorgehoben werden, 
dass dem Angeklagten ein persönlicher Ver- 
treter der Anklage, der Kreisgerichts-Procurator, ent- 
gegentritt, welchem die Erhebung und Vertretung 
der Anklage als amtliche Pflicht obliegt. Dem 
persönlichen Ankläger tritt aber auch ein persön- 
licher Verthe idige r entgegen, welcher neben 
und für den Angeklagten die förmliche Vertheidigung 
führen kann. Auch der auf freiem Fusse befindliche An- 
geklagte muss sich zur Hauptverhandlung persönlich 
stellen; Privatbetheiligte können sich aber durch 
Bevollmächtigte vertreten lassen. 

Nachdem der Commandant den Untersuchungs- 
act an den Procurator übersandt hat, geht dieser an 
die Verfassung einer förmlichen, mit Gründen 
versehenen Anklageschrift, welche er binnen 
acht Tagen unter Anschluss des Processactes und 
eines Verzeichnisses der vorzuladenden Beweis-Per- 
sonen bei Gericht zu überreichen und hiebei seine 
Anträge wegen Vorführung des etwa Verhafteten zu 
stellen hat. 

Die Anklageschrift sammt Gründen und das Ver- 
zeichnis der Geladenen werden in Abschrift dem 
Angeklagten und dem Privatbetheiligten behufs Be- 
kanntgabe derjenigen Beweispersonen, die sie noch 
ausserdem vorgeladen wünschen, zugestellt. Längstens 
drei Tage vor der Hauptverhandlung müssen dem 
Angeklagten die Personen des Gerichtshofes bekannt 
gemacht werden, damit er sich über etwaige Ab- 
lehnungsgründe informiren könne. 
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Ueber die Anträge wegen Vorladung neuer Be- 
weispersonen erkennt das Gericht in nicht öffentlicher 
Sitzung. Um jedoch die Processparteien vor einer 
Willkür oder Beschränkung ihrer Rechte zu schützen, 
ist die Bestimmung getroffen, dass trotz der Ablehnung 
der amtswegigen Vorladung seitens des Gerichtes, 
die Partei die Vorladung auf eigene Kosten verlangen 
oder selbe selbst zum Erscheinen vor Gericht veran- 
lassen darf, durch welche Bestimmung die allgemeinen 
und sonst fasst unausbleiblichen Vorwürfe wegen 
Nichtladung von neuen Zeugen gründlich abgethan 
erscheinen. 

Das eigentliche, mit der Verlesung der Anklage- 
schrift einzuleitende Hauptverhandlungs-Beweisver- 
fahren unterscheidet sich nicht wesentich von dem 
vor den Regimentsgerichten, indem es eben nur jene 
Aenderungen erfährt, die das persönliche Eintreten des 
Procurators und Vertheidigers und das diesen zu- 
stehende Recht zur Stellung von Fragen, Anträgen 
und Erklärungen zur natürlichen Folge hat ; da- 
gegen ist das Schlussanträge- Verfahren wesentlich 
anders. 

Das Schlussverfahren besteht aus den Vorträgen 
der Parteien, und zwar: a) aus der Anklagerede 
des Procurators, beziehungsweise in Processen, die 
eine Beendigung durch Vergleich zulassen, aus der 
Schlussrede des Privat anklägers, b) aus dem Antrage 
des Beschädigten, d. i. Privatbetheiligten, und c) aus 
der Rede des Vertheidigers und den Schlussaus- 
führungen des Angeklagten. Die Rede des Procurators, 
beziehungsweise des Privatanklägers enthält die 
Auseinandersetzung der Ergebnisse der Hauptver- 
handlung, die Schlussfolgerung für die Schuld des 
Angeklagten und den Strafantrag unter Anführung 
der anzuwendenden Gesetze. Der Privatbetheiligte 
hat nur das Recht zur Besprechung jener Umstände^ 
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die auf seinen privatrechtlichen Anspruch Bezug 
haben. Die Rede des Vertheidigers zielt auf Wider- 
legung oder Abschwächung der Anklage. 

Nach Schluss der Partei-Anträge zieht sich der 
Gerichtshof zurück. Die Fragen an den Gerichtshof 
stellt der Vorsitzende schriftlich nach der Anklage 
fest, und schreitet nach der Schuldfrage zu jener 
nach den Erschwerungs- undMilderungsumständen und 
sohin zur Frage nach der Höhe und Art der Strafe 
und des eventuellen Ersatzes an den Beschädigten. 
War der Angeklagte bei Verübung der That unter 
17 Jahren, so ist die Frage zu stellen, ob er mit 
Ueberlegung gehandelt habe. Findet der Gerichtshof, 
dass die That strenger zu qualificiren sei, als es die 
Anklage thut, so weist er die Sache zur Erhebung 
einer neuen Anklage, eventuell zur neuerlichen Unter- 
suchung zurück. 

Falls das Gericht findet, dass besondere, die That 
mildernde Umstände vorliegen, so kann es selbst die 
gesetzliche Strafe um 1 — 2 Stufen massigen. Bei ganz 
besonderen Milderungsumständen hat der Gerichtshof 
die Strafmässigung über 2 Stufen hinaus und, wenn 
der Thäter durch besondere unglückliche Umstände 
und Zufälle zur That getrieben oder in solche ver- 
wickelt wurde, seine gänzliche Begnadigung beim 
Kaiser zu beantragen, in welchem Falle die Acten 
im Wege des Commandanten des Militärkreises mit 
dessen Vorschlag dem Kriegsminister — und bei 
eingelangter Nichtigkeitsbeschwerde dem Obersten 
Gerichtshofe — vorgelegt werden. 

Nach Niederschrift des Verdictes über Schuld 
und Strafe in eine sogenannte Resolution wird das 
Urtheil des Gerichtes im Namen des Kaisers 
vom Vorsitzenden in öffentlicher Sitzung ver- 
lautbart und im Falle Freispruches des Ange- 
klagten, sofortige Enthaftung verordnet, falls 
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er verhaftet war. Die förmliche Urtheilsausfertigung 
ist längstens binnen acht Tagen fertig zu stellen, 
eine Urtheilsabschrift dem Angeklagten unentgeltlich 
und an die sonstigen Processbetheiligten gegen 
Entgelt auszufolgen. Das förmliche Urtheil wird 
in einer besonderen Sitzung den Parteien, die hiezu 
vorgeladen werden und zu der der etwa verhaftete 
Angeklagte vorgeführt wird, durch ein Mitglied des 
Gerichtshofes verlesen und sie über die ihnen zu- 
stehenden Rechtsmittel und die Frist ihrer Ueber- 
reichung belehrt. 

III. Cautelen des Verfahrens. % 

a) Die Militärjustiz in Russland wird nicht, wie 
anderswo, im Namen eines höheren oder niederen 
Militärcommandanten, sondern nur im Namen des 
Kaisers, des obersten Kriegsherrn, geübt, 
in dessen Namen auch die Urtheile ergehen und dem 
allein das Begnadigungsrecht zusteht. 

Wenn nun der russische Gesetzgeber mit der 
Institution derGerichtsherren, aus historischen 
und in den Armeeverhältnissen gelegenen Rücksichten, 
nicht ganz gebrochen und ihnen sogar das Präro- 
gativ der Einleitung des Strafverfahrens und der (für 
Delicte niederer Kategorie) Urtheilsbestätigung be- 
lassen hat, so ist einerseits durch die vollständige 
Entziehung des jus agratiandi in Straffällen, die vor die 
Militär-Kreisgerichte gehören, und andererseits durch 
die Machtfülle des Militär-Procurators, durch das aus- 
gebreitete Beschwerderecht der Processparteien und 
die Unabhängigkeit des Anklägers und des Gerichts- 
hofes in processualer Beziehung von den Militär- 
kommanden die Machtsphäre der Gerichtsherren eine 
ziemlich unbedeutende, und hat man es mehr mit dem 
äusseren Glänze einer Gerichtsherrlichkeit als mit 
einer positiven Justizgewalt zu thun. 
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Durch ganz streng umschriebene Cautelen im 
russischen Gesetze ist dem Commandanten ebenso 
die willkürliche oder sach- und gesetzwidrige Straf- 
verfolgung oder Einstellung der Verfolgung, als auch 
die willkürliche oder aus Sach- oder Gesetzesunkennt- 
nis stammende Nichtanerkennung des Regiments- 
gerichts-Urtheiles fast unmöglich gemacht. Dabei ist 
ihm bis auf die Anordnung des Verhandlungstages 
jede Ingerenz auf die Leitung oder gar Ent- 
scheidung des Gerichtes versagt. Er ist nichts 
Anderes als eine Repräsentanz und nur aus Gründen 
der Wahrung der Disciplin ist ihm eine Reihe von 
Befugnissen zumeist controlirender Natur zuerkannt 
worden. Dem russischen Gesetze ist die profuse 
Gnaden- und Strafminderungsgewalt der 
Gerichtsherren, wie sie z. B. das österreichisch-unga- 
rische Gesetz kennt, die noch durch Delegationen 
und Subdelegationen zu einem förmlichen Zerrbild 
verwandelt wird, ganz fremd, nach ihm erkennen über 
Recht — Richter, über Soldaten — Soldatenrichter ! 
Dabei sei nochmals hervorgehoben, dass den Ge- 
richtsherren nur bei den Urtheilen der Militär- 
gerichte unterster Kategorie, den Regiments- 
gerichten, bei denen ob der etwas summarischen Ver- 
handlung der Strafsachen, sich eine gewisse Controle 
immerhin rechtfertigen lässt, ein Urtheils-Bestätigungs- 
recht zukommt, während die Urtheile der Militär- 
Kreisgerichte an die Bestätigung der Militär- 
commandanten nicht nur nicht gebunden sind, 
letztere gar nicht einmal das Recht haben, 
ein Urtheil der Kreisgerichte in Beschwerde zu ziehen, 
dieses vielmehr nur den Processparteien, also in 
amtswegiger Beziehung dem vom Commandanten 
ganz unabhängigen Militär-Procurator zusteht. 

Da aber alle, namentlich in militärischer 
Hinsicht wichtigeren und schwereren Delicte vor die 
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Kreisgerichte gehören, so ist aufliegend, wie gering 
der Einfluss der russischen Militärcommanden auf 
die Militär- Justiz, und wie gering die Bedeutung der 
Militär-Gerichtsherrlichkeit dieser Commanden ist 

Dagegen hat das russische Gesetz für gewisse 
Straffälle (siehe § 15) die Bestätigung des Urtheiles 
durch den Kaiser festgesetzt. Soweit diese Ausnahme 
zu Gunsten gewisser Personen als Angeklagte, 
z. B. Officiere, Adelige u. s. f. statuirt erscheint, muss 
sie als dem vom russischen Militärgesetze sonst 
ziemlich streng eingehaltenen Principe der Gleich- 
heit Aller vor dem Strafgesetze widerstrebend 
gerügt werden, denn erfahrungsgemäss ist die Aus- 
sicht auf Vorlage eines Urtheiles an die Oberbehörde, 
geschweige denn an den Kaiser, für den Richter ein 
Stimulus zu besonderer Genauigkeit und eingehendster 
Erwägung, der bei den Straffällen, wo ihnen kein 
Vorlagebericht bevorsteht, zumeist zum Schaden des 
Angeklagten entfällt. Und wenn noch mit Rücksicht 
auf die fürs heutige Heer noch unerlässliche 
grosse Scheidung in Officiers- und Mann- 
schaftsstand die preussische Cabinets-Ordre vom 
1. Juni 1867, wonach alle (freisprechenden oder con- 
damnirenden) Urtheile wider Officiere dem 
Obersten Kriegsherrn vorzulegen sind, Begründung 
findet, so kann die Scheidung der Militärurtheile 
nach dem russischen Gesetze wider »Adelige« und 
»Bürgerliche« nicht begründet gefunden werden, da 
der Adel für's Heer kein unterscheidendes Kriterion 
sein darf, selbst wenn man seine dermal ige 
Wichtigkeit fürs russische Officierscorps und damit 
fürs Heer selbst nicht unterschätzen will Während 
also die Bestimmung der Vorlage von Urtheilen 
wider Officiere zur Bestätigung an den Kaiser sich 
aus der Heeres-Individualität erklären lässt, ist die Be- 
stimmungbezüglich der Adeligen darin nicht begründet. 
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b) Da die Autorität eines Fachmannes oder 
eines Höheren die Bildung einer freien und selbst- 
ständigen Ansicht beim Laien oder Niederen beein- 
trächtigt, so ist im russischen Gesetze die Be- 
stimmung getroffen, dass einerseits der Berathung 
der Soldatenrichter kein Berufs- Jurist, also weder 
der Militärprocurator noch der Vertheidiger zugegen 
sein dürfe, und andererseits bei Abstimmungen der 
niedrigste, beziehungsweise jüngste Rang zuerst 
sein Votum abzugeben und zu begründen habe. 
Dadurch ist verhindert, dass die Richter unter dem 
Uebergewichte einer Autorität in Rechtssachen, als 
welche z. B. im österreichisch-ungarischen Rechte der 
Auditor zumeist den Combattanten - Mitrichtern und 
immer den Soldatenrichtern aus dem Mannschaftsstande 
gelten wird, ihre Selbständigkeit verlieren und aus 
Autoritätsglauben oder Respect oder erheuchelter 
Unterordnung sich der Ansicht des höheren Ranges 
blind oder sich blindstellend fügen. Während nun in 
Oesterreich in Urtheilsf allen, wo z. B. der Auditor 
mit den Personen der Mannschaft gegen die com- 
battanten Officiere die Majorität bildet, das Urtheil 
meistens nichts anderes sein wird, als das Geistes- 
product eines einzigen Menschen, des Auditors, ist 
das russische Urtheil ein wirkliches Majoritäts-Urtheil. 

c) Die Verlautbarung jedes Urtheiles in öffent- 
licher Sitzung verfolgt ethische Zwecke, nämlich 
die Rehabilitirung des freigesprochenen Angeklagten 
vor der Oeffentlichkeit oder die Bekanntgabe der 
Sühne, die das Delict erheischt. Nicht zum geringen 
Theile hält die Ueberzeugung, dass eine gerechte 
Strafe dem Uebel auf den Fuss folge, von vielen 
Delicten zurück. Die Urtheilspublication hat daher 
auch delictpräventive Bedeutung. 

Da aber wohl das Urtheils-Enunciat, nicht aber 
die meist umfangreicheren Urtheilsgründe bei einer 
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Verlesung von dem sich meist in Aufregung befind- 
lichen Angeklagten genügend verstanden werden 
können und es vielmehr eines genaueren Studiums 
des Urtheiles bedarf, wenn gegen dasselbe mit Erfolg 
ein Rechtsmittel ergriffen werden soll, so ordnet das 
russische Gesetz an, dass dem Angeklagten eine 
vollständige Urtheils- Ausfertigung unentgeltlich zu- 
gestellt werden müsse. Das Gesetz geht aber noch 
weiter. Es verfügt, dass der Verurtheilte über die 
ihm zustehenden Rechtsmittel und die Frist und 
die Form ihrer Anbringung ordnungsmässig belehrt 
werde, aber erst einen Tag oder einige Tage nach 
der Hauptverhandlung, um dem Angeklagten Zeit 
zur Sammlung zu lassen und vorschnelle Ver- 
zichte auf die Anfechtung des Urtheiles, wie sie 
gerade die Depression nach einer Verhandlung sehr 
häufig zeitigt, zu verhindern. Die Bestimmung des 
österreichischen Militärgesetzes, dass demVerurtheilten 
auf sein »Verlangen« die Beweggründe des Urtheils 
»mündlich« bekanntzugeben seien, oder des preussi- 
schen Gesetzes, dass dem Angeschuldigten auf 
sein »Verlangen« die Entscheidungsstunde be- 
kanntzugeben seien und ihm »auf seine Kosten«, 
wenn kein Missbrauch davon zu besorgen ist, auch 
eine Urtheils- Abschrift ertheilt werden >kann(!)« etc., 
zeigen erst ganz deutlich, wie wenig das russische 
Gesetz sich vor der Publicität seiner Urtheile fürchtet 
und wie es bestrebt ist, dem Verurtheilten vollste 
Gelegenheit zur Anfechtung eines eventuellen Fehl- 
urtheiles zu bieten, und durch die genaue Rechts- 
belehrung, die es dem Verlautbarer des Urtheiles 
aufträgt, förmlich hiezu auffordert. 

d) Da der Angeklagte kein Object des Straf- 
verfahrens ist, vielmehr bis zu seiner rechts- 
kräftigen Verurtheilung die Vermuthung der Schuld- 
losigkeit für ihn streitet, so bestimmt das russische 
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Gesetz in ganz consequenter Weise, dass der Frei- 
gesprochene sofort nach Urtheilsfallung und ohne 
Rücksicht auf ein von irgendwo einzubringendes 
Rechtsmittel, wenn er verhaftet war, enthaftet 
werde. 

e) Da für die Beurtheilung der Ordnungsmässig- 
keit des Processganges, für die Existenz von Partei- 
Anträgen, für die Vorgänge während der Haupt- 
verhandlung, kurz für die Beurtheilung des im 
Grunde der Begebnisse der Verhandlung nur ein 
gewissenhaft und unparteiisch geführtes Protokoll 
Aufklärung schaffen kann, hat das russische Gesetz 
ganz im Gegensatze z. B. zum preussischen Gesetze 
die Bestimmung getroffen, dass die Protokollführer 
von den richterlichen, Referenten- oder gar Partei- 
functionen ganz losgelöst, einem besonderen und 
unabhängigen Organe, dem Schriftführer, über- 
tragen werde, und verlangt zur Legalität des Proto- 
kolls, in welches über Verlangen der Processparteien 
jede Erklärung, jeder Antrag und jede Bestreitung 
der Rechtmässigkeit einer Processhandlung aufzu- 
nehmen ist, die einverständliche Unterschrift des 
Schriftführers und des Vorsitzenden. 

§ U. 
Die Verteidigung. 

Mit Ausnahme vor den Regimentsgerichten, den 
Gerichten für geringfügigere Strafsachen, ist im 
russischen Gesetze die formelle und sachliche Ver- 
teidigung, das ist die Berechtigung des Angeklagten 
zur Wahl eines Vertheidigers seines Vertrauens 
und der Berechtigung des Vertheidigers, unbeschränkt 
Alles vorzubringen, was zur Entlastung des Ange- 
klagten zweckdienlich erscheint, zugelassen. 

Der Gesetzgeber hat in seiner Weisheit erkannt, 
dass ohne Beihilfe eines intelligenten und gesetzes- 



— 7* - 

kundigen Mannes, ohne genaue Kenntnis des An- 
klagemateriales und der einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen selbst dem intelligenten Officier — 
geschweige dem ungebildeten Soldaten des. Mann- 
schaftsstandes — es zuweilen unmöglich ist, sich vor 
einem zum Theile aus Höhergestellten bestehenden 
Gerichte wirksam vertheidigen zu können, dass aber 
diese schwierige Stellung des Angeklagten ganz 
unhaltbar ist, falls ihm ein geschulter und fach- 
kundiger Ankläger gegenübergestellt wird. Die 
Gegenüberstellung eines gleichfalls geschulten und 
fachkundigen Vertheidigers dem Ankläger gegenüber 
hat aber ausserdem die hohe Bedeutung, dass einer- 
seits der Ankläger auf die Laienrichter nicht sein 
Uebergewicht als Fachmann beeinflussend wirken 
lasse, und andererseits durch die gegenseitige Be- 
kämpfung der Anträge und Erklärungen die Sache 
den Richtern von verschiedenen Seiten beleuchtet, 
vorgeführt und ihnen die Entscheidung wesentlich 
erleichtert wird. 

In der grundsätzlichen Einseitigkeit der Auf- 
fassung der Processsache durch den geschulten An- 
kläger und Vertheidiger und ihrer contradictorischen 
Behandlung des Gegenstandes liegt aber auch für 
die Richter die für die unbefangene Urtheilsschöpfung 
höchst wichtige Beruhigung, dass zu Lasten und zu 
Gunsten des Angeklagten alles Wesentliche vorge- 
bracht wurde, so dass sich die Richter auf das 
gewissenhafte Abwägen der gegentheiligen Er- 
örterungen einlassen können, ohne befürchten zu 
müssen, dass etwas Wesentliches gar nicht vorge- 
bracht worden sei. 

Der Gesetzgeber blieb aber nicht blos bei 
diesen Erwägungen stehen, sondern ging noch zu 
der Erwägung über, dass die Vertheidigung nur 
dann eine für den Angeklagten und für die Erfor- 
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schung der Wahrheit wirksame, nur dann eine wahre 
Verteidigung sein könne, wenn ihr Träger, d. i. 
der Vertheidiger, sowohl vom Ankläger als 
den Richtern vollkommen unabhängig ist, so 
dass er weder aus einem Verstoss gegen die Ansicht 
oder gegen den Antrag des Anklägers, noch aus einer 
ungeschminkten Kritik einer Processhandlung oder 
eines richterlichen Beschlusses oder einer Verfügung 
des Vorsitzenden für seine Stellung oder weiteres 
Fortkommen auch nur unmittelbar etwas zu fürchten 
habe. 

Das neue russische Gesetz hat also nicht blos 
mit dem Inquisitionsgrundsatze, der noch heute im 
österreichisch-ungarischen Militärverfahren volle Gel- 
tung hat, dass eine Vertheidigung des Angeklagten 
durch eine vom Richter verschiedene Person unstatthaft 
sei, vollständig gebrochen, es hat wohlweislich auch die 
Monstrosität vermieden, die Vertheidigung aus der- 
selben Körperschaft genommen wissen zu wollen, 
aus der die öffentlichen Anwälte entommen werden*), 
und doch aus Rücksichten der Disciplin gewisse 
Beschränkungen in der Wahl der Vertheidigungs- 
personen zu verfügen befunden. 

Das Gesetz verfügt nämlich Folgendes : 
Bei Uebergabe der Anklageschrift an den An- 
geklagten ist derselbe darüber zu belehren, dass er 
binnen sieben Tagen sich erklären müsse, ob und 
wen er zum Vertheidiger bestelle. Der Angeklagte 
hat das Recht, sich selbst zu vertheidigen oder einen 
Vertheidiger zu wählen aus den d) beeideten Rechts- 
freunden, b) Candidaten der Militär-Justiz, c) Officieren, 
die der obersten Militär-Justizverwaltung zugetheilt 
sind und den Curs in der Militär-Rechtsakademie 



*jVergl. dagegen das Project einer österreichischen Militär- 
Sti afprocessordnung nach der Mittheilung des Reichs-Kriegs- 
Ministers in den Delegationen des Jahres 1893. 



- 81 - 

absolvirt haben, und d) Personen der bürgerlichen 
und Militär- Gerichtsbarkeit, mit der Beschränkung, 
dass Officiere, die Eignung zum Mitgliede eines 
Militär-Kreisgerichtes haben und die Einwilligung 
ihres Commandos für jeden einzelnen Veftheidigungs- 
fall einholen müssen, und die bürgerlichen Personen 
den Bedingungen resp. Anforderungen, die gesetz- 
lich an Berufs-Vertheidiger gestellt werden, ent- 
sprechen. 

Ueber Bitte des Angeklagten, es möge ihm. 
von Amtswegen ein Vertheidiger bestellt 
werden, ist ein solcher aus den : ä) Candidaten 
der Militär-Justiz, oder b) Officieren, die der ober- 
sten Militär-Justizverwaltung zugetheilt sind, oder 
c) bürgerlichen, beeideten Rechtsanwälten zu ent- 
nehmen, und von Letzteren jene, die am Orte des 
Gerichtssitzes ansässig sind, und zwar über An- 
suchen des Militär- Gerichts Vorstandes im Wege des 
Vorstandes des Civilgerichtes. 

Der Angeklagte hat das Recht, den von ihm 
erwählten Vertheidiger durch einen anderen zu er- 
setzen, beziehungsweise um Ernennung eines anderen 
amtswegig bestellten Vertheidigers zu ersuchen. 

Bei einzelnen Militärdelicten, welche 
besonderen Einfluss auf die Disciplin oder 
den Dienst äussern können, wie z. B. bei Sub- 
ordinations-Verletzungen, Missbrauch der Dienstgewalt, 
Verletzungen der Dienstordnung u. dgl. m. (§§ 96 — 196, 
XXII. B , 2, Ausgabe des R.-G.-B. 1869) ist die Wahl 
der Vertheidiger auf Candidaten der Militär- 
Justiz und Officiere der Militär- Justizverwaltung, im 
Mangelfalle auf Officiere mit Qualification zum 
etwaigen Mitgliede des Militär-Kreisgerichtes be- 
schränkt. 

Durch diese Bestimmung hat der Gesetz- 
geber, der den bürgerlichen Berufsvertheidigern selbst 

6 
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bei der grösseren Anzahl von Militärdelicten und 
bei allen gemeinrechtlichen Delicten der Militär- 
personen die volle Vertheidigungsberechtigung und 
Befähigung vertrauensvoll zuerkannte, jene Beschrän- 
kung getroffen, die für Wahrung der Disciplin und 
Exactheit des Dienstes von militärischen Berathern 
geheischt worden war. Dass eine Beschränkung der 
Oeffentlichkeit der Verhandlung und der Publicität 
durch die Presse und eine strenge Sitzungspolizei 
des Vorsitzenden vollauf genügen würde, um die 
militärischen Interessen vor Ausnahmsfällen eines 
Missbrauches der Vertheidigungsrechte durch bürger- 
liche Vertheidiger hinreichend zu schützen, ist zwar 
erfahrungsmässig feststehend ; andererseits ist bei 
der engherzigen Auffassung dieses Schutzes der 
militärischen Interessen in den Nachbarstaaten Russ- 
lands die Aufnahme dieser Sonderbestimmung im 
russischen Gesetze um so leichter erklärlich, als bei 
den vorgedachten Delicten meistens ex offo-Verthei- 
diger eingreifen dürften und die Militär-Justiz-Can- 
didaten die Last der amtswegigen Verteidigungen 
in erster Linie trifft. 

Dem erwählten oder bestellten Vertheidiger steht 
das hochwichtige Recht, mit dem Angeklagten unge- 
stört e Rücksprache zu pflegen und zu jeder Zeit 
und in sämmtliche Acten Einsicht und von ihnen 
Abschriften zu nehmen, uneingeschränkt frei. 

Die Bestimmung hat nun nicht blos deshalb 
grosse Bedeutung, weil nur durch eine minutiöse 
Acteneinsicht und ungehinderte Rücksprache mit dem 
Angeklagten der Vertheidiger in die Lage gesetzt 
wird, sich zumindest so genau wie der Ankläger 
und Vorsitzende zu informiren und den ganzen 
Process zu beherrschen, sondern auch deshalb, weil 
der Untersuchungsführer, die nachträgliche Acten- 
einsicht und Prüfung durch einen Vertheidiger be-. 
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fürchtend, auch im Untersuchungsverfahren sich der 
Ordnungsmässigkeit befleissen wird. 

Der Vertheidiger hat zur Verfechtung seines 
Standpunktes zwar volle Redefreiheit, Beleidigungen 
von Personen oder Herabsetzung der Religion, der 
Gesetze und der Behörden ist ihm untersagt, und 
hat über Einhaltung dieser Bestimmung der Vor- 
sitzende zu wachen. 

Nach der Schlussrede des Vertheidigers gebührt 
dem Angeklagten das Wort zu seiner Schluss- 
bemerkung. 

§ 12. 
Das Rechtsmittelverfahren. 

I. Ur th e ile der Regimentsgerichte. 

Die Urtheile der Regimentsgerichte erlangen ihre 
Rechtskraft erst durch Bestätigung des Comman- 
danten des Regimentes, dessen Gericht in Action war. 
Sie werden deshalb, nachdem sie in die solenne Form 
übertragen worden sind, sofort oder längstens den 
folgenden . Tag dem Commandanten vorgelegt. Falls 
die vom Gerichte ausgesprochene Strafe die dem 
Commandanten zustehende Disciplinargewalt nicht 
übersteigt, so steht ihm die Befugnis zu, die urtheils- 
mässig verhängte Strafe bei sonstiger Urtheilsbestäti- 
gung um ein oder zwei Stufen innerhalb der 
Grenzen seiner Disciplinarstrafgewalt zu 
erhöhenoderzumindern. Uebersteigt die Strafe 
diese Grenzen (wenn z. B. auf Strafe des, Militär- 
gefängnisses, Abgabe in ein Strafbataillon u. s. w. 
erkanpt wurde), so steht ihm blos das ein- oder zwei- 
stufige Minderungsrecht zu. 

Findet der Commandant das Urtheil überhaupt 
nicht der Bestätigung würdig, so legt er den Act 

6* 
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nebst seiner Meinungsäusserung längstens binnen 
drei Tagen dem Kreisgerichte als Gerichtshof IL In- 
stanz vor. 

Sowohl dem Verurtheilten als dem privatbethei- 
ligten, respective Privatankläger steht das Recht der 
Anfechtung des Urtheiles des Regimentsgerichtes zu, 
jedoch muss der Verurtheilte seine Beschwerde 
(mündlich zu Protokoll oder in einer besonderen 
Eingabe) längstens vor erfolgter Bestätigung des 
Urtheiles durch den Commandanten vorbringen, 
während die Beschwerde der Privatbeteiligten auch 
später tiberreicht werden kann; doch während der 
Verurtheilte seine Beschwerde gegen alle Punkte des 
Urtheiles (Schuld, Strafe, privatrechtliche Entschädi- 
gung) erheben kann, steht sie dem Privatbeteiligten 
nur hinsichtlich des Entschädigungs-Anspruches zu 
und da nur, falls er Ersatz über 30 Rubel gefordert 
hat. Die Beschwerde des Verurtheilten wird an den 
Commandanten geleitet, welcher sie bei Erledi- 
gung des Urtheiles selbst dahin erledigt, dass er das 
Urtheil bestätigt, die Strafe mindert oder die Sache 
dem Kreisgerichte vorlegt. Hat aber der Commandant 
das Urtheil bestätigt (respective gemildert), so steht 
dem Verurtheilten weitere Beschwerde nicht zu, 
namentlich nicht dahin, dass der Act nicht dem Kreis- 
gerichte vorgelegt wurde. Dem Privatbetheiligten steht 
jedoch frei, selbst das vom Commandanten bestätigte 
Urtheil — binnen 24 Stunden nach ihm gewordener 
Mittheilung — und gegen das abgeänderte Urtheil 
— binnen 7 Tagen — im Beschwerdewege anzu- 
fechten, worauf der Act ebenfalls dem Kreisgerichte 
vorgelegt wird. 

Das Kreisgericht behandelt in beiden Fällen — 
über Vorlage des Commandanten oder Berufung des 
Privatbetheiligten — die Sache nur mit Hinblick auf die 
erhobenen Beschwerdepunkte, so dass das Nicht-in- 
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Beschwerde-Gezogene einer Entscheidung nicht unter- 
zogen wird. 

Das Verfahren vor dem Kreisgerichte als Be- 
rufungs-Instanz unterscheidet sich von dem allgemeinen 
Verfahren vor diesem Gerichte in folgenden Punkten : 
Die Vorladung von bereits abgehörten Beweis- 
personen erfolgt nur ausnahmsweise im Falle beson- 
deren Erfordernisses ; das Nichterscheinen des Be- 
schwerdeführers oder die Nichterstattung von Er- 
klärungen seinerseits hat keine hemmende Wirkung; 
die Mittheilung des Actenmateriales an die Gerichts- 
hofmitglieder geschieht durch Verlesung und durch 
den Vortrag des Referenten, der die Wesenheit des 
Processes bekanntgibt, das Urtheil des Regiments- 
gerichtes, den Antrag des Commandanten und die 
Beschwerde vorliest und die in Anwendung stehenden 
Gesetze beleuchtet ; der etwa, anwesende Angeklagte 
und die sonstigen Processbetheiligten können ihre 
Erklärungen und Aeusserungen nur im Rahmen der 
bereits geltend gemachten Beschwerde vorbringen. 

Bei Ueberprüfimg eines Urtheiles der Regiments- 
gerichte durch das Kreisgericht über Vorlage durch 
den Commandanten kann eine Straferhöhung wider 
den Verurtheilten und eine Strafverfällung wider den 
Freigesprochenen nur dann platzgreifen, wenn ein 
dahingehender Antrag des Commandanten vorliegt. 

Die vom Kreisgerichte als Berufungs-Instanz ge- 
fällten Urtheile sind gleich den Urtheilen dieses Ge- 
richtes als Spruch-Instanz der Anfechtung im Cassa- 
tionswege unterworfen. 

II. Urtheile der Kreis- als Regiments- 
gerichte. 

Alle Urtheile der Kreis- (oder der zeit- 
weiligen Militär-) Gerichte, seien sie von diesen 
Gerichten als Spruch- oder Prüfungsgerichte gefällt, 
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sind Endurtheile und bedürfen zu ihrer 
RechtskrafteinerBestätigung des Co m- 
mandanten nicht, können aber von dem Ver- 
urtheilten und den sonstigen Processbetheiligten und 
von den Militär-Procuratoren im Cassationswege ange- 
fochten werden. Die gegen diese Urtheile von wem 
immer erhobenen Beschwerden können aber die 
Wesenheit der im Grunde der freien Beweiswürdi- 
gung getroffenen richterlichen Feststellungen 
nicht anfechten, sondern nur die Richtigkeit 
des Urtheiles vom Standpunkte des materiellen oder 
formellen Rechtes, also die Gerichtscompetenz, die 
Rechtmässigkeit gewisser processualer Förmlichkeiten 
oder der in Anwendung gebrachten gesetzlichen 
Bestimmungen bei Feststellung des Delictsbegriffes 
und der Strafe. Man hat es daher mit keinem weiteren 
Berufungsrechtsmittel, sondern mit einer reinen 
Revisions- oder Cassationsbeschwerde zu thun. 

Die Frist zur Ueberreichung von Cassations- 
beschwerden wider Urtheile der Kreisgerichte ist ge- 
wöhnlich eine siebentägige, gerechnet vom Tage der 
Verlautbarung des anzufechtenden Urtheiles, die für 
Fälle, wo es sich um schwerere Militärdelicte oder 
Anwendung der für Kriegszeiten normirten Strafen 
handelt, auf zwei Tage herabgesetzt ist. 

Die Beschwerden gehen an den obersten Militär- 
gerichtshof, der als reine Cassations-Instanz nur 
befugt ist, die Beschwerde abzuweisen oder in ihrer 
Stattgebung die Sache an dasselbe oder ein anderes 
Kreisgericht zur nochmaligen Verhand- 
lung der Strafsache, respective, wenn kein 
formaler Fehler hinsichtlich der Abführung unterlief, 
sondern blos eine unrichtige Anwendung des mate- 
riellen Gesetzes, zur neuerlichen Urtheils- 
fällung zu weisen. Wohl ist das mit der Straf- 
sache neuerlich oder neubefasste Gericht an die 
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R e ch t s an s i c h t des C a s s a ti o ns h o f e s 
gebunden, weshalb gegen das neuerliche, auf dieser 
Ansicht beruhende Urtheil ein Rechtsmittel nicht mehr 
zugelassen wird. 

Dem Verurtheilten steht eine Cassationsbeschwerde 
»Cassationsklage« genannt, unbeschränkt hinsichtlich 
aller Processumstände und aller Theile des Urtheils- 
nunciates zu, und kann er sie persönlich oder 
durch einen Vertheidiger, mündlich zu 
Protokoll oder schriftlich in besonderer Eingabe 
überreichen. Ihm, respective seinem Vertheidiger oder 
Rechtsvertreter, oder im Falle der Minderjährigkeit 
des Verurtheilten seinen gesetzlichen Vertretern oder 
deren Rechtsfreunden, sowie allen sonstigen Process- 
betheiligten steht die uneingeschränkt e Acten- 
einsicht und Abschriftnahme zu. 

Der Militär-Procurator hat das Recht zur Cassa- 
tionsbeschwerde, » Cassationsprotest« genannt, nur 
dann, wenn und insoweit das Gericht seinen Schluss- 
anträgen nicht stattgegeben hat. Der Privatkläger 
kann Cassationsklagen nur in dem beschränkten Um- 
fange, der dem öffentlichen Ankläger zusteht, führen, 
und der Privatbeteiligte nur hinsichtlich seiner privat- 
rechtlichen Ansprüche. 

Gegen die Cassationsbeschwerden kann die Ge- 
genseite bis zum Tage der Cassationsverhandlung 
ihre Gegenausführung überreichen. 

Nach Ueberreichung der Cassationsbeschwerde 
wird der Act sofort dem Cassationshofe vorgelegt 
Sie hat aber keine aufschiebende Wirkung, indem 
einerseits trotz Beschwerde des Verurtheilten re- 
spective Verhafteten die Haft aufrecht bleibt, und 
trotz der Beschwerde des Anklägers der Freige- 
sprochene respective Angeklagte enthaftet wird; nur 
die Execution von Urtheilen wegen Criminaldelicte 
bleibt in Schwebe. (Ueber das Ausnahms-Revisions- 
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gericht bei Ueberhandnahme von bedenklichen Fällen 
der Disciplinarverletzungen vergleiche § 3.). 

§ 13. 

Verfahren vor dem obersten Militär gerichtshofe. 

I. Der Tag der Cassationshof- Verhandlung über 
eine Cassationsklage oder einen Gassationsprotest 
wird vom Vorsitzenden des obersten Gerichtshofes 
im Einverständnisse mit dem obersten Militär-Procu- 
rator bestimmt und durch Anschlag an der Thüre des 
Gerichtsgebäudes verlautbart, ohne dass an Jemanden 
eine besondere Einladung erginge. 

Niemandem darf aber der Zutritt verweigert 
werden ; selbst der Verhaftete, wenn er am 
Gerichtsorte in Haft steht, kann sich vorführen 
lassen. 

Als Vorbereitung zum Gerichtstage erörtert der 
oberste Militär-Procurator in einem schriftlichen Be- 
richte an den Cassationshof die gesetzlichen Bestim- 
mungen, insoweit sie durch die Beschwerde in Be- 
sprechung zu ziehen sind, welcher Bericht einem 
ständigen Mitgliede des obersten Gerichtshofes zum 
Zwecke der Berichterstattung zugetheilt wird. 

Dieser Referent bringt in der öffentlichen und 
mündlichen Cassationsverhandlung seinen 
Bericht zur Verlesung, in welchem er die Wesenheit 
des Processes unter Bezug auf den Gegenstand der 
Beschwerde, das angefochtene Urtheil, die Gegen- 
stände , hinsichtlich deren eine Urtheilscassirung 
begehrt wird, die bezughabenden gesetzlichen Be- 
stimmungen und die in analogen Fällen schon 
erflossenen Cassationshof-Ent Scheidungen 
erörtert. Der Vorsitzende bringt etwaige auf die 
Cassationsverhandlung besonders Bezug habende 
Actenstücke noch insbesonders zur Verlesung. Sohin 
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stellt und begründet der oberste Militär-Procurator 
seinen Schlussantrag, und die übrigen Processbethei- 
ligten, respective der Angeklagte, erbringen ihre 
Schlusserklärungen. Der Referent legt dann dem Ge- 
richtshofe einen Entwurf der in Betracht zu ziehenden 
Fragen vor, worauf die Parteien ihrerseits Entwürfe 
vorlegen können. Sohin zieht sich der Gerichtshof 
zur Berathung zurück, der Vorsitzende stellt endgiltig 
die zu lösenden Fragen fest, welche nach Einholen 
der Antworten vom jüngsten Mitgliede aufwärts, 
mit Stimmenmehrheit erledigt werden. Bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden 
und bei Stimmenzersplitterung die dem Ange- 
klagten günstigste Ansicht. 

Die Entscheidung wird öffentlich verlautbart und 
behufs Einhaltung einer constanten Spruchpraxis und 
zur allgemeinen Rechtsbelehrung veröffentlicht 
und sämmtlichen Militärgerichten bekanntgegeben. 

Gegen Entscheidungen des Cassationshofes be- 
steht kein weiterer Rechtszug. 

II. Vor die Schranken des Cassationshofes können 
aber nicht nur Endurtheile der Kreisgerichte, sondern 
auch Incidenz-Entscheidungen gezogen werden. Solche 
Cassation-Einsprüche oder -Proteste sind zulässig 
gegen Verfügungen a) zur Hintanhaltung (vermeint- 
licher) Entziehung des Geklagten von der Verfolgung 
durchs Gericht oder Stellung vors Gericht (z. B. 
wider Haftbefehle), b) zur Sicherung privatrechtlicher 
Ersatzansprüche (z. B. Wegnahme des Geldes zur 
Sicherstellung), c) womit Strafen wegen Nicht- 
erscheinens vor Gericht über Beweispersonen verhängt 
werden, d) womit die Vorlage der Cassationsklagen 
verweigert wurde, und e) über Beschwerden der 
Processparteien wider den Untersuchungsrichter. 
Schliesslich sind Cassationsanzeigen zu- 
lässig wegen Verschleppung der Unter- 
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suchung und wegen rechtswidrigen Vollzuges 
eines Urtheiles. Wegen anderer untergerichtlichen 
Verfügungen, Beschlüsse, Unterlassungen u. s. f., 
kann die Beschwerde an den Cassationshof nicht 
anders und nicht früher, als mit der Cassationsklage 
gegen das Endurtheil erhoben werden. 

Die Cassations-Einsprüche oder -Proteste sind 
längstens binnen sieben Tagen vom Tage der Be- 
kanntgabe der anzufechtenden Verfügungen oder 
ihres Vollzuges und die Cassationsanzeige wegen 
Verschleppung wann immer im Laufe des Verfahrens 
einzubringen, doch haben sie nur dann aufschiebende 
Kraft, wenn das verfügende Untergericht oder das 
Cassationsgericht sie ihnen für den concreten Fall 
zuerkennt. Die Vorlage der Cassations-Einsprüche 
und Anzeigen, die von den Parteien oder ihren Ver- 
tretern oder Rechtsfreunden mündlich und schriftlich 
beim Untergerichte zu erheben sind und hinsichtlich 
welcher die Einsicht in den Strafact zu gestatten ist, 
hat ohne Verzug zu geschehen. 

III. Die Thätigkeit des obersten Militär-Gerichts- 
hofes erstreckt sich aber ausser auf Entscheidungen 
von Incidenzstritten im Laufe des strafgerichtlichen 
Vorverfahrens oder des Urtheils-Vollzugsverfahrens der 
Untergerichte und auf Entscheidungen und Be- 
schwerden wider Endurtheile der Kreisgerichte, in 
welchen Fällen er reine Gassations-Instanz ist, und 
auf Entscheidungen in Gerichts - Competenz- und 
Delegirungs-Angelegenheiten, auf Abgabe von Gut* 
achten und Vorschlägen in gesetzgeberischen 
Fragen und auf Erledigung von Disciplinar-Unter- 
suchungen wider Functionäre der Militär- Justiz, 
in welchen Fällen er als obere Aufsichtsbehörde 
in Justizsachen erscheint, noch auf zwei Gebiete, 
die eigentlich den unteren Instanzen zugehören 
würden, die aber ihrer Wichtigkeit wegen dem 
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obersten Gerichtshofe zur ersten und ausschliesslichen 
Entscheidung übertragen worden sind, nämlich auf: 
1. das Verfahren zum Zwecke der Entscheidung 
über das abgeschlossene Vorverfahren wider beson- 
ders hochgestellte Militärpersonen, und 2. das Wieder- 
aufhahmsyerfahren. 

Ad 1. Zum ersten Punkte sei bemerkt, dass alle 
Personen im Generalsrange wegen nicht-militärischer*) 
Delicte nur über Beschluss des obersten Militär-Ge- 
richtshofes, welcher nur über Einschreiten des obersten 
Militär-Procurators gefällt wird, in strafgerichtliche 
Verfolgung gesetzt werden können* Die Vorunter- 
suchungsacte werden in solchen Fällen (nicht öffent- 
lich) durch den obersten Gerichtshof nach Anhörung 
des Referates eines seiner ständigen Mitglieder in 
Abwesenheit des obersten Militär-Procurators geprüft 
und sohin der Beschluss auf Ergänzung der Unter- 
suchung, Einstellung derselben, der Setzung unter 
Anklage gefasst, in welchem letzteren Falle der Be- 
schluss so vollständig und mit Gründen versehen 
sein muss, dass er als Anklageschrift dienen kann. 
Ueber diese Anklage wird dann aber so verfahrep, 
wie über die des gewöhnlichen öffentlichen Anklägers. 

Ad 2. Wiederaufnahme des Straf- . 

Verfahrens» 

Ein durch Versäumnis der Ueberreichung eines 
Rechtsmittels oder Verwerfung desselben in Rechts- 
kraft getretenes Endurtheil kann, von der Aller- 
höchsten Gnade abgesehen, nur im Wege der Wieder- 
aufnahme des Verfahrens wirkungslos gemacht 
werden» Eine solche hat platzzugreifen, wenn a) zwei 
oder mehrere Personen durch verschiedene Urtheile 



*) Wegen militärischer tielicte steht die gerichtsherrliche 
Gewalt zur Verfolgung dem obersten Kriegsherrn zu. 
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einer und derselben Strafthat, deren Begehung durch 
den Einen die Begehung durch einen Anderen aus- 
schliesst, verurtheilt worden sind, b) nachträglich 
der angenommene objective Thatbestand sich als 
unrichtig erweist (z. B. der angeblich Ermordete lebt) ) 
c) das Urtheil durch Fälschung eines Documentes, 
einer falschen Aussage einer Beweisperson u. s. f. 
veranlasst worden ist, und d) die am Urtheile bethei- 
ligten Richter eines persönlichen Interesses an dem 
Processe tiberwiesen werden. Die Eingaben um 
Wiederaufnahme — seitens der Verurtheilten oder 
ihrer Familien, der Procuratoren oder der Comman- 
danten, denen die Strafverfolgung zukommt — sind 
an den obersten Gerichtshof zu richten und werden 
ohne Rücksicht auf eine Frist, ja sogar ohne Rück- 
sicht auf den erfolgten Tod eines Processbetheiligten 
angenommen, da es sich hier um Abthuung eines 
objectiv falschen Ürtheiles handelt, dessen Fortbestand 
eine Beleidigung der Gerechtigkeit wäre. Der oberste 
Gerichtshof, wenn er ein Wiederaufnahmsgesuch für 
begründet erachtet, behebt das alte Urtheil und leitet 
die Sache zum neuerlichen Verfahren und zur neuen 
Entscheidung an das früher befasste oder ein anderes 
Gericht erster Instanz, indem er eventuell den Voll- 
zug des alten Ürtheiles sistirt. Ist der Verurtheilte 
gestorben, so ist zur Vertretung seiner Rechte seine 
Familie berufen, eventuell bestellt der oberste Ge- 
richtshof für ihn einen amtswegigen Vertheidiger. 

Ist die Wiederaufnahme bewilligt, so tritt das 
allgemeine Verfahren unverändert in Geltung. 

Hinsichtlich der Urtheile der Regimentsgerichte, 
denen der Gesetzgeber, mangels der vollen Gautelen 
während des Verfahrens, weniger Vertrauen in Rücksicht 
auf ihre Richtigkeit schenkt, ist eine Wiederaufnahme 
noch gestattet, wenn der Straffall — trotz der Bestä- 
tigung des Ürtheiles durch den Commandanten — der 



- 93 - 



Competenz eines Regimentsgerichtes nicht unterstand 
oder die verhängte Strafe nicht der Strafbefugnis 
eines blossen Regimentsgerichtes entspricht, oder 
wenn neue Umstände für die Unschuld des Verur- 



theilten hervorgekommen sind. 



§ 14. 
Stellang des obersten Militär-Gerichtshofes. 

Der russische Gesetzgeber hat durch die Ge- 
staltung und den Wirkungskreis, den er dem obersten 
Militär-Gerichtshofe gab, ein schwieriges Problem 
glücklich gelöst. 

Es handelt sich im Strafverfahren darum, einer- 
seits eine obere Aufsichts- und Cassations-Instanz 
zu erhalten, welche weder durch Sachen untergeord- 
neter Natur überlastet, noch durch allzu rigorose 
Einschränkung ihrer Thätigkeit zu einem Scheindasein 
verurtheilt werde, und andererseits die Unter-Instanzen 
einer möglichst eingreifenden Controle zu unter- 
werfen, ohne das Verfahren bei den Unter-Instanzen 
zu verzögern und letztere chicanösen Beschwerden 
auszusetzen und schliesslich dennoch die Process- 
pairteien vor Willkür oder Verschleppung seitens der 
Gerichtsorgane zu sichern. 

Gleich den ersten Punkt hat z. B. die bürger- 
liche Strafprocessordnung Oesterreichs gründlich ver- 
fehlt Sie hat nämlich zwei Ober-Instanzen, das Ober- 
landesgericht und den obersten Gerichts- als Cassa- 
tionshof, bestellt. Das Oberlandesgericht in CiviU 
Strafsachen ist aber durch diese Zwischenstellung, 
durch den Mangel an Arbeit, durch die geringere 
Autorität, die es den Gerichten gegenüber geniesst, 
weil seine Aussprüche, was den Einfluss auf die Praxis 
betrifft, mit dem obersten Gerichtshofe nicht con- 
curriren können u. dgl. m., eine todtgeborene In- 
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stitution. Denselben Fehler, nur nach der umgekehrten 
Richtung, hat auch die österreichische Militär-Straf- 
processordnung begangen, indem sie dem obersten 
Militär-Gerichtshofe nur einen so bescheidenen Wir- 
kungskreis zukommen Hess, dass er an Bedeutung 
und Fülle der Arbeit dem Militär-Obergerichte fast 
nachsteht. Dem österreichischen Militär-Obergerichte 
steht eine geradezu profuse Macht zu, indem es als 
zweite Instanz die von Gerichten erster Instanz vor- 
zulegenden Untersuchungs- und Verhand- 
lungsacte zu prüfen, nach Befund die Erkennt- 
nisse oder Beschlüsse der Unter-Instanz entweder zu 
bestätigen oder abzuändern oder an den 
obersten Militär-Gerichtshof zu leiten, eventuell das 
Strafverfahren aufzuheben und ein neues 
anzuordnen, Gerichte zur Untersuchung und Ab- 
urtheilung zu delegiren hat etc., und das Be- 
gnadigungsrecht (!) in Fällen, in denen zur Ent- 
scheidung es berufen ist, ausüben kann. 

Die preussische Strafprocessordnung wiederum 
bezeichnet als obersten Militär- Gerichtshof das — 
General-Auditoriat, und zwar als Recurs - Instanz, 
begutachtende Behörde, zweite Instanz in Straf- 
sachen der Militärbeamten und vorgesetzte Dienst- 
behörde der Auditeure und Actuarien. Man könnte 
Sagen, dass ebenso unzutreffend, wie die ge- 
setzliche Bezeichnung*) auch die Stellung des Ge- 
neral- Auditoriates sei, welches in seiner Wesen- 
heit eine — Administrationsbehörde ist, die nur 
Dank der ganz ausserordentlichen Tüchtigkeit ihrer 
Functionäre für die Militär- Justiz in Preussen ganz 
Bedeutendes leisten konnte, die aber, wenn die Tüch- 



*) Die Bezeichnung als »oberster« Militär-Gerichtshof ist 
nicht correct, da eine Berufung im preussischen Verfahren 
nicht anerkannt ist. Der Begriff »Recurs-Instanz« ist unrichtig 
und müsste »Beschwerde-Instanz« heissen etc. 
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tigkeit ihrer Persönlichkeiten diese Institution nicht 
über den Rahmen des Gesetzes heraus empor- 
gehoben hätte, im Rahmen des Gesetzes längst ver- 
dorrt wäre. 

Den einzig richtigen Weg hat das russische Ge- 
setz betreten, indem es nur eine einzige Ober-, und 
zwar Gerichts-Instanz, den obersten Militär-Ge- 
richtshof, schuf, wodurch einerseits Continuität der 
Rechtsanschauungen bei der Ober-Instanz gewahrt, 
eine rechtsbelehrende Directive für die Unter-Instanzen 
geschaffen, eine der Würde und Bedeutung der 
Ober-Instanz entsprechende Arbeitsmenge und Wich- 
tigkeit der Fälle zugewiesen und die Collision zwischen 
richterlichen und administrativen Geschäften ver- 
mieden ist. Diesen Weg hat der Gesetzgeber Russ- 
lands ganz selbständig betreten, denn das französische 
Recht kennt keinen obersten Militär-Gerichtshof, 
sondern blos reine Revisions- (Cassations-)Ge- 
richtshöfe (in Paris und Algier), deren Competenz 
auf Cassation der kriegsrechtlichen Endurtheile be- 
schränkt ist. 

Was nun den zweiten Punkt betrifft, so ist eine 
wirksame Controle der Unter-Instanzen nur dann 
möglich, wenn den Parteien (dem Ankläger, Beschul- 
digten und Beschädigten) nicht blos gegen End- 
urtheile, sondern auch im Vorverfahren, in der Unter- 
suchung, ein Beschwerderecht eingeräumt wird. Es 
ist ein Erfahrungssatz, dass die nach Fristen und 
Straffällen von den Unter-Instanzen geforderten minu- 
tiösen Ausweise, Vorlagen, Berichte etc. oder die 
Nachschau der Strafacten durch Commissionen viel 
weniger Licht über die Gewissenhaftigkeit und Ge- 
setzmässigkeit richterlicher Functionen verbreitet, als 
oft eine einzige von Fachjuristeti, d. i. vom öffent- 
lichen Ankläger oder vom Vertheidiger, respective 
Vertreter des Beschädigten überreichte Beschwerde. 



- 96 — 

Denn Ausweise, Berichte, Vorlagen etc. können ent- 
weder gekünstelt sein oder zufällig den wunden Punkt 
nicht berühren, während der Beschwerdeführer aus 
einer Unmasse von correcten Fällen just die eine 
Uncorrectheit hervorhebt Die Bestimmung, die z. B. 
§ 195 der preussischen Militär-Strafprocessordnung 
trifft, dass von drei zu drei Monaten die bestätigten 
rechtskräftigen Erkenntnisse (gegen Soldaten 
des Soldatenstandes) zur Revision dem General- 
Auditoriate einzusenden seien, bedingt nur eine in 
den meisten Fällen ganz unnütze Arbeit, die in den 
seltensten Fällen dem Verurtheilten oder dem ver- 
letzten Rechte mehr etwas helfen wird. Voll helfen 
und abhelfen kann nur eine Beschwerde wider noch 
nicht rechtskräftige Erkenntnisse und Beschlüsse, 
Die Beschwerde muss aber von einem Fach- 
juristen, der vom Richter, wider den die Be- 
schwerde geht, unabhängig sein muss, überreicht 
werden können, weil einerseits nur diesem es möglich 
ist, den rügenswerthen Vorgang scharf zu erfassen 
und nur er die Objectivität hat, Gesetzliches vom 
Ungesetzlichen zu scheiden. Es ist deshalb eine 
tägliche Erscheinung, dass z. B. eine ohne Anwesen- 
heit eines Vertheidigers begonnene, salopp geführte 
Verhandlung beim Eintreffen des Vertheidigers gleich 
einen anderen, streng formellen Gang nimmt und 
dergl. mehr. Es ist daher ein Unding, wenn die öster- 
reichische Processordnung z. B. anordnet, dass der 
Auditor (der an der Verurtheilung des Angeklagten 
nicht vielleicht blos Theil, sondern als Referent zu 
ihr meist auch den wichtigsten Anstoss gegeben hat) 
den Recurs des Verurtheilten zu Protokoll zu nehmen 
und dem Recurrenten thunlichst »Beistand zu leisten« 
habe; denn, da auch Auditore »Menschen« sind, so 
können sie doch nicht plötzlich als »Beistand des 
Recurrenten« die Fehler herausfinden, die sie ganz 
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kurz vorher als Richter selbst begangen haben, und 
die sie wahrscheinlich nicht begangen hätten, wenn 
sie sie hätten bemerken können ; und noch weniger 
ist ihnen die geradezu engelhafte Selbstüberwindung 
zuzumuthen, dass sie, wenn sie nachträglich doch die 
Fehler erkannt haben, im Recurse über sich selbst 
herfallen und sich Leichtsinn, Unfähigkeit oder Will- 
kür vorwerfen werden. Ein solcher Recurs ist in den 
meisten Fällen nichts Anderes als eine Farce. 

Damit aber die Beschwerdeführung nicht zur 
Processverschleppung und Chicane der Gerichte 
missbraucht werden könne, sind die Fristen zur Be- 
schwerde und die Fristen zur Weitervorlage mög- 
lichst kurz zu stellen, die Fälle, wo Beschwerden zu- 
gelassen werden, prägnant zu fassen, und den Be- 
schwerden nur dort eine aufschiebende Wirkung zu- 
zuerkennen, wo entweder ein unwiederbringlicher 
Nachtheil zugefügt oder der Erfolg der Beschwerde 
illusorisch gemacht würde. 

Nach allen diesen Richtungen ist das russische 
Gesetz der Aufgabe gerecht geworden, weshalb der 
russische oberste Militär- Gerichtshof auch jene Auto- 
rität geniesst, die ihm als oberste Gerichtsstelle und 
Aufsichtsorgan zukommt, die durchaus keine Ein- 
busse dadurch erfahren kann, dass ihm ein Präro- 
gativ, das nicht den Gerichten, sondern 
nur der Majestät des Staatsrepräsentanten 
zukommt, nämlich das Begnadigüngs- oder Straf- 
minderungsrecht, nicht verliehen wurde, und der 
oberste Gerichtshof, wenn eine über den Wirkungs- 
kreis hinausgehende Strafmilderung vom Gerichte 
vorgeschlagen wird, die Acte vor Rechtskraft des 
Urtheiles an den obersten Kriegsherrn zur Entschei- 
dung vorlegen muss* Ein profuses Begnadigungs- 
und Strafmilderungsrecht, wie es z* B. nach dem 
österreichischen Gesetze den Gerichtsherren erster 

7 
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Instanz und dem Militär-Obergerichte und obersten 
Militär - Gerichtshofe sogar nach bereits er- 
folgter Kundmachung des Urtheiles (!) 
zusteht, ist dagegen viel weniger geeignet, die Rechts- 
sicherheit zu wahren, das Rechtsbewusstsein im Heere 
zu stärken und die Liebe zum und die Dankbarkeit 
gegen den obersten Kriegsherrn, den Repräsentanten 
der Gnade, im Heere zu festigen. 

§ 15. 
Urtheilsvollzug. 

Das Urtheil erwächst in Rechtskraft, wenn 
entweder kein Rechtsmittel überreicht oder ein über- 
reichtes ordnungsmässig abgewiesen erscheint 

Urtheile der Kreisgerichte — und selbstver- 
ständlich Entscheidungen des obersten Gerichtshofes 

— bedürfen zu ihrer Vollstreekbarkeit der Bestätigung 
durch den Commandanten nicht. Dagegen werden 
Urtheile in folgenden Fällen erst durch die kaiserliche 
Entschliessung vollstreckbar, wenn a) Officiere, Beamte, 
Adelige oder Geistliche zu einer Strafe verurtheilt 
wurden, die Ehr- oder Vorrechteverlust nach sich 
zieht, oder die Ersteren (Officiere und Beamte) zur 
Degradirung verurtheilt sind; b) die Urtheilssentenz 
Ordensverlust nach sich zieht ; c) schon zur Strafver- 
folgung die kaiserliche Entschliessung eingeholt 
werden musste; und d) das verurtheilende Gericht 

— einschliesslich den obersten Gerichtshof — eine 
über ihren Wirkungskreis hinausgehende Strafmilde- 
rung vorschlägt. 

Das vollstreckbar gewordene Urtheil wird (falls 
Krankheit des Delinquenten es nicht hindert, oder eine 
Strafänderung voraussichtlich, oder wegen neuvorge- 
kommener Delicte ein neuerliches Strafverfahren 
einzuleiten ist) ohne Verzug vollzogen, so zwar, dass 
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bei einem Flüchtling wenigstens der vermögensrecht- 
liche Theil des Urtheils schon vor seiner Einbringung 
zum Vollzuge gebra'cht wird. 

Ein Todesurtheil wird durch Intermural-Hin- 
richtung vollstreckt. 

§ 16. 

Ausnahmsverfahren. 

Von dem allgemeinen Verfahren bestehen — 
aus der Eigenthümlichkeit des Gegenstandes fliessende 
— folgende Ausnahmen bei : 

1. Criminalprocessen wegen Delicte gegen den 
Glauben und die kirchlichen Vorschriften und wegen 
Delicte der geistlichen Personen; 

2. Majestäts- und Hochverraths-Delicten ; 

3. Amtsdelicten der Personen der Militär» Justiz ; 

4. Delicten wider das Aerar oder Anordnungen 
administrativ-politischer Natur ; 

5. Delicten bei Concurrenz der Militär- und 
Civilgerichtsbarkeit ; 

6. Pressdelicten, und 

7. Processen in Kriegszeiten. 

Diese Ausnahmen sind aber bis auf den letzt- 
genannten Process durchwegs untergeordneter Natur, 
und zwar : 

Ad i. a) Wiewohl, wie schon oben vermerkt, 
Delicte, wider welche das Strafgesetz nur Kirchen- 
strafen- oder Abgabe des Beschuldigten ans geist- 
liche Geficht vorschreibt, ausschliesslich der geistlichen 
Jurisdiction unterstehen, gehören jene, bei welchen 
ausserdem noch eine andere Ahndung gesetzlich an- 
gedroht ist, zur Aburtheilung vor die Militärcom- 
manden oder Militärgerichte, deren Urtheil zur Ver- 
hängung einer eventuellen weiteren Kirchenbusse an 
das geistliche Gericht abgegeben werden. Solche 

7* 
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letzteren Delicte sind: Gotteslästerung, Verleitung 
zum Abfall vom Christenthum überhaupt oder vom 
orthodoxen Glauben insbesonders, Sectirerei oder 
Ketzerei, Kirchetiraub und Meineid. Militärrichter 
können bei Kirchendelicten wider die orthodoxe 
Kirche nur Anhänger des orthodoxen Glaubens sein. 

Bei Processen w§gen durch Gewalt, Benützung 
des Wahnsinns oder Irreführung einer oder beider 
Ehepersonen herbeigeführten Ehe werden die Urtheile 
der Militärgerichte dem geistlichen Gerichte behufs 
Absprechung über die Giltigkeit der Ehe und wegen 
Verfolgung etwa mitschuldiger geistlicher Personen 
übermittelt. Processe wegen Bigamie werden erst 
nach Einlangen der Entscheidung des geistlichen Ge- 
richtes über den Bestand einer ersten Ehe, und 
solche wegen Eingehung der Ehe beim Hindernis 
der Verwandtschaft oder Schwägerschaftj der Reli- 
gionsverschiedenheit und der vierten Ehe bei Or- 
thodoxen nach Beendigung des Verfahrens vor dem 
geistlichen Gerichte , vom Militärgerichte erledigt, 
vor welch' letzteres auch die Processe wegen Ehe- 
bruchs nur dann gehören, wenn der beleidigte Ehe- 
gatte die Behandlung des Ehebruches nach dem 
Strafgesetze verlangt. 

b) Die Angehörigen des geistlichen Standes 
unterliegen der Militärgerichtsbarkeit zwar gleich den 
übrigen Personen des bürgerlichen Standes in den 
vom Gesetze angeführten (vorgedachten) besonderen 
Fällen, doch ist von der strafgerichtlichen Verfolgung 
von Priestern und Mönchen durch Militär-Kreis- 
gerichte der geistliche Vorstand zu verständigen, dem 
in allen Phasen des Processes die Erstattung auf- 
klärender Mittheilungen zusteht, der auch von allen 
Sicherungsmassregeln in Kenntnis zu setzen ist und 
dem die Untersüchungsacte zur Einsicht zu über- 
mitteln sind, damit er im Wege des Militär-Procu- 
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rators seine Aeusserung über den Untersuchungsfall 
(binnen zwei Tagen) an den MiKtär-Commandanten 
zur endgiltigen Verfügung durch den letzteren er- 
statten könne, welche Aeusserung über Verlangen 
einer der Processparteien bei der Hauptverhandlung 
vorgelesen werden muss. 

Die Urtheile sind ebenfalls dem geistliehen Vor- 
stande bekanntzugeben. 

Ad 2. Die Majestäts- und Hochverraths-Delicte 
der Militärpersonen werden entweder 1 durch die 
gewöhnlichen Militärgerichte oder 2. durch das Ober- 
strafgericht oder durch ein besonderes Militärgericht 
nach den folgenden Bestimmungen verfolgt. Die 
Entscheidung, welches Gericht sich mit der Straf- 
sache befassen soll, kommt dem Kaiser zu. Diese 
Delicte, als die schwersten, sind im Falle Concurrenz 
mit anderen Delicten für die Bestimmung der Gom- 
petenz die entscheidenden. Vor jedem Anzeichen eines 
solchen Delictes ist der Militär-Commandant gehalten, 
den Obercommandanten des Militärkreises sofort zu ver- 
ständigen, welch' Letzterer nach der Glaubwürdigkeit 
der Indicien die sofortige Untersuchung oder die Vor- 
erhebung anordnet. Die Untersuchung führt nach der 
Schwere des zu verfolgenden Delictes ein ständiges 
Mitglied des Militär - Kreisgerichtes bei persönlicher 
Anwesenheit des Militär-Procuratörs, oder eine beson- 
dere Untersuchungs-Commission, bestehend aus einem 
General, zwei Stabsofficieren und dem Militär-Unter- 
suchungsführer in der Eigenschaft eines Protokoll- 
führers. 

Nach Fertigstellung des ersten Einvernahms-Pro 7 
tokolles des in Haft genommenen Beschuldigten 
können mildere Sicherungsmassregeln nur im Falle 
Einverständnisses des Militär - Gommandos ergriffen 
werden. Nach Schluss der Untersuchung sind die 
Acten durch den Militär-Kreisobercommandanten dem 
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Kriegsminister vorzulegen, welcher verfügt, dass die 
Sache einzustellen oder ans gewöhnliche Militärgericht 
oder nach eingeholter kaiserlicher Genehmigung an 
ein besonderes Militärgericht zu leiten sei. In beson- 
ders schweren Fällen wird mit der Sache über kaiser- 
liche EntSchliessung das Ober-Strafgericht betraut. 

Das besondere Militärgericht besteht 
aus einem durch den Kriegsminister mit kaiserlicher 
Genehmigung aus den ständigen Mitgliedern des 
obersten Militär - Gerichtshofes entnommenen Vor- 
sitzenden und vier beisitzenden Generalen. Die An- 
klage vertritt eine vom Kriegsminister bestellte Person 
der Militär-Procuratur, der auch die Zusammenstellung 
des Anklageactes zukommt. 

Der Ort der Haupt Verhandlung wird ebenfalls 
vom Kriegsminister bezeichnet. Die Hauptverhand- 
lung selbst wird nur bei Beleidigungen des Kaisers 
und der Mitglieder des kaiserlichen Hauses grund- 
sätzlich bei geschlossenen Thüren verhandelt, während 
bei allen übrigen Majestäts- und Hochverraths-Delicten 
die Hauptverhandlung grundsätzlich öffentlich ist, die 
nach Ermessen des Gerichtes wohl theilweise oder 
für die ganze Verhandlung aus gewichtigen Gründen 
geheim erklärt werden kann. Die Urtheile, die selbst- 
verständlich die inkriminirten Worte nicht wieder- 
holen dürfen, sondern sich mit einer anderweitigen 
Bezeichnung des inkriminirten Thatbestandes begnügen 
müssen, sind aber immer öffentlich zu verlautbaren, 
zu ihrer Rechtskraft bedürfen sie aber der im Wege 
des Kriegsministeriums einzuholenden kaiserlichen Be- 
stätigung. 

Im Falle, dass das Ober-Strafgericht vom Kaiser 
mit der Strafsache über Militärpersonen wegen Maje- 
stäts- und Hochverraths - Delicte betraut wird, so 
gelten die bezüglichen bürger-strafrechtlichen Vor- 
schriften mit der Modification, dass die Zusammen- 
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setzung des Gerichtshofes in jedem einzelnen Falle 
mittelst kaiserlicher EntSchliessung erfolgt, und irrt 
Falle der Complicität von Bürgern und Soldaten der 
Vorsitzende und ein General nach kaiserlicher Er- 
schliessung bestimmt wird. 

Ad 3. Amtspersonen der Militär - Justiz werden 
wegen Amtsdelicte, mit Ausschluss des Vorsitzenden 
und der Mitglieder des obersten Militär- Gerichtshofes, 
des obersten Militär -Procurators und seines Stell- 
vertreters, über die im Cassations-Departement des 
Senates geurtheilt wird, vor die Militärgerichte gestellt 
und nach den allgemeinen Bestimmungen mit folgen- 
den Ausnahmen behandelt. Die Ueberstellung dem 
Gerichte kann auch ohne vorhergegangene Vorunter- 
suchung erfolgen, falls nicht Privatpersonen als Com- 
plicen erscheinen, oder durch das Amtsdelict ein 
privatrechtlicher Anspruch erwuchs, oder das ange- 
schuldigte Delict den Verlust aller Standesrechte nach 
sich zieht. 

Die Ueberstellung dem Gerichte geschieht hin- 
sichtlich der Secretäre der Militär-Kreisgerichte und 
der Militär-Richteramts-Candidaten durch Verfügung 
der Militär - Kreisgerichte, die der Vorsitzenden und 
Beisitzer der Militär-Kreisgerichte einschliesslich der 
zeitweiligen Militär-Kreisgerichte, der Militär-Procura- 
toren, der Untersuchungsführer und der Protokoll- 
führer des obersten Militär - Gerichtshofes in Betreff 
der Verletzung gerichtlicher Amtspflichten durch Ver- 
fügung des obersten Militär-Gerichtshofes, des obersten 
Militär-Procurators und seines Stellvertreters gleich- 
falls in Betreff ihrer richterlichen Amtspflichten über 
besondere kaiserliche Verfügung, endlich die Ueber- 
stellung der Militär - Procuratoren nach Vorlage an 
den Kriegsminister. 

Wegen etwaiger Befangenheit ist die Unter- 
suchung und Hauptverhandlung durch ein anderes 
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Militär-Kreisgericht als jenes, bei dem der Beschul- 
digte angestellt war, zu führen. 

Ad 4. a) Bei Verletzungen des Aerars gelten wider 
Militärpersonen dieselben allgemein- und gefällstraf- 
rechtlichen Bestimmungen, wie gegen Civilpersonen, mit 
einigen Ausnahmen, von denen hervorzuheben wäre, 
dass nach Schluss der Untersuchung der militärische 
Untersuchungsführer den Act an die bezügliche Aerar- 
behörde zu leiten hat, welche (binnen zwei Tagen) 
ihre Aeusserung an den Procurator gelangen lässt, 
der sie mit seiner Aeusserung den Militär-Comman- 
danten zumittelt. Falls der Militär - Commandaht im 
Einverständnisse mit dem Procurator die Einstellung 
verfügt, so steht der davon zu verständigenden 
Aerarbehörde (binnen zwei Wochen) die Beschwerde 
an den Kriegsminister zu. Zur Vertretung der Inter- 
essen des Aerars kann die Behörde einen Vertrauens- 
mann namhaft machen, der jedoch blos bei Ver- 
handlungen vor dem Militär-Kreisgerichte anwesend 
sein kann und dann die Rechte eines Processbethei- 
ligten geniesst. Aus diesem Grunde steht ein Be- 
schwerderecht nur hinsichtlich der Urtheile der Re- 
gimentsgerichte zu. Bei Verhängung einer Geldbusse 
ist die im Falle der Uneinbringlichkeit eintretende 
Freiheitsstrafe auszusprechen. 

6) Bei Delicten, begangen an ärarischem Gute, 
falls dabei die Interessen des Kriegsministeriums be-. 
rührt sind, sind wegen eventueller Einstellung des 
Verfahrens besondere, nach der Schadenshöhe ver- 
schiedene Berichte zu erstatten und Incidenz - Ent- 
scheidungen einzuholen. Die ärarischen Interessen 
werden aber im Strafverfahren nur vom Militär-Pro- 
curator vertreten. 

c) Die strafrechtlichen Uebertretungen der öffent- 
lichen Wohlfahrt und Ordnung, z. B. die Quarantaine- 
Verletzungen, werden nach den allgemeinen Bestim- 
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mungen mit der wichtigeren Ausnahme verfolgt, dass 
die bezügliche Administrativ-Behörde in ihrer Eigen- 
schaft als Processbetheiligte auftreten kann, falls ein 
civilrechtlicher Schade zugefügt worden ist. 

Ad 5. a) Wenn an der Begehung eines Delictes, 
welches keine Verletzung der Vorschriften über Disciplin 
undMilitär dienst beinhaltet, zusammen mit Civilpersonen 
auch Militärpersonen theilgenommen haben, so unter- 
liegen alle Complicen dem bürgerlichen Gerichte, 
während im umgekehrten Falle auch die Civilpersonen 
den Militär^Kreisgerichten unterworfen sind. Doch 
gilt die Abweichung, dass rücksichtlich der Sicherungs- 
massregel wider Civilpersonen auch Militärgerichte 
sich nach den bürgerlichen Vorschriften zu halten 
haben, die bürgerlichen allgemeinen Strafgesetze 
wider sie auch vor Militärgerichten in Anwendung 
kommen, und der Vollzug des Urtheiles des Militär- 
gerichtes wider sie durch das entsprechende Civil- 
Kreisgericht erfolgt. 

b) Wenn Jemand mehrerer Delicte beschuldigt 
wird, von denen eines oder einzelne der Civil- 
gerichtsbarkeit und das andere oder die anderen der 
Militärgerichtsbarkeit unterstünden, so richtet sich die 
Competenz nach der Zugehörigkeit des schwersten 
der begangenen Delicte, und desgleichen die Abur- 
theilung nach dem schwersten unter Rücksichtnahme 
auf die übrigen Delicte. Wenn aber unabhängig von 
der Complicität bei einem begangenen gemeinschaft- 
lichen Delicte mit Civilpersonen durch Militärpersonen 
die Gesetze über Disciplin und Dienst verletzt wurden, 
so wird die Aburtheilung aller Theilnehmer an dem 
gemeinen Delicte dem Civil- Strafgerichte überlassen, 
späterhin aber über das Delict wider Disciplin und 
Dienst, falls es eine strengere Ahndung als 
das gemeinrechtliche Delict erheischt, noch 
besonders vom Militärgerichte abgesprochen. Wenn 
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sich also das Civil- und das Militärgericht mit einem 
Delinquenten nach einander befassen muss, ist das 
frühere Urtheil dem später urtheilende Gerichte zur 
Rücksichtnahme auf die nach der gesetzlichen Be- 
stimmung über Delictsconcurrenz einzurechnende, 
früher ausgesprochene Strafe, in die später einschliess- 
lich auszusprechende Strafe mitzutheilen. 

Ad 6. Pressdelicte, welche gleichzeitig eine Ver- 
letzung der Dienstpflicht beinhalten, gehören wider active 
Dienstpersonen auschliesslich vor die Militär-Kreisge- 
richte. Reine Pressdelicte werden nach den allgemeinen 
Pressbestimmungen behandelt mit der Beschränkung, 
dass auch auf das Militär-Disciplinarstatut Rücksicht zu 
nehmen sei, und zu der betreffenden Gerichtssitzung 
vom bezüglichen Militär - Kreis - Obercommandanten 
ein ihm unterstehender Vertrauensmann entsendet 
werden kann. 

§ 17. 

Militärprocess im Kriege. 

Eine grössere Abweichung von dem Normal- 
verfahren zeigt das Verfahren im Kriege. Diese Er- 
scheinung ist aber eine natürliche, weil der Krieg 
glücklicherweise für den modernen Staat selbst ein 
Ausnahmezustand ist, in welchem fast alle staatlichen 
Pflichten und Functionen eine Aenderung erfahren, 
und von der sich freizuhalten der Militär- Justiz nicht 
möglich ist. Bei einem guten Militär- Justizgesetze 
darf aber diese noth wendige Abweichung vom Friedens- 
stande weder das System noch die Grundzüge des 
Systems betreffen, weil der Frieden für das Heer 
doch nur die Vorbereitung für den Krieg ist, und 
daher nur jene Einrichtungen des Friedensstandes als 
zutreffend bezeichnet werden können, die in der 
Wesenheit unverändert für den Kriegszustand 
verwendet oder angepasst werden können, und nur 
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jene Militär-Process Ordnung als gerecht und human 
bezeichnet werden kann, die das Kritische des Kriegs- 
zustandes nicht überschätzend, die Erfordernisse der 
Beweglichkeit und Schlagfertigkeit des Heeres in Ein- 
klang zu bringen weiss mit den Erfordernissen der 
Gerechtigkeit und Menschlichkeit. Und jede Militär- 
Processordnung, die Anspruch auf Anerkennung als 
zweckentsprechend erheben will, muss den Erweis 
erbringen, dass ohne Schaden für die militärischen 
Interessen der Schlagfertigkeit und Beweglichkeit 
ihr es selbst im Kriege möglich ist, den Spruch »inter 
arma silent leges« zu Schande machend, menschlich 
gerecht Justiz zu üben. 

Die Unerlässlichkeit von Ausnahmsbestimmungen 
für den Kriegszustand liegt aber auf der Hand, da im 
Kriege wegen der eminenten Gefahr für den Staat 
alle staatlichen Interessen, ja alle staatlichen Pflichten 
in den Dienst der einen grossen Aufgabe, den Feind 
zu überwältigen und den Staat von ihm zu befreien, 
gestellt werden müssen. Insoweit also das Kriegs- 
interesse die anderen Interessen in den Hintergrund 
stellen muss, sei auch das Interesse auf Uebung der 
Gerechtigkeit zurückgestellt, insoweit aber dieses 
letztere Interesse neben dem kriegerischen bestehen 
kann, ist es möglichst voll zu wahren. Der Gesetz- 
geber kann sich nicht darauf einlassen, dem Einzelnen, 
der als Feldsoldat übrigens eine höchst problematische 
Lebensdauer besitzt, die ganze Fülle von Gautelen 
zu bieten, die ihm im Frieden zukommen und unbe- 
dingt zu gewähren sind, und wegen allzugrosser 
Gründlichkeit des Justizverfahrens Kriegsoperationen 
in Frage oder in Verzug zu stellen; trotzdem kann 
aber eben dieser Einzelne fordern, dass sein Leben 
und seine Ehre, da beide dem Vaterlande geweiht 
sind, und die Justiz dort, wo ein geordnetes Ver- 
fahren möglich wäre, nicht bagatellisirt werde, denn 
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Gerechtigkeit ist die Grundlage des Heeres, 
und die Geschichte lehrt, dass das Kriegs- 
volk leichter die schwersten Entbehrungen 
des Körpers als Entbehrungen der Gerech- 
tigkeit erträgt, und die Wunden, die dem ver- 
letzten Gerechtigkeitsgefühle geschlagen werden, im 
Heere am schwersten heilen und das hiedurch er- 
zeugte Missvergnügen in den Reihen der Krieger 
oft für die Integrität der Armee furchtbarere Ver- 
heerungen anrichtet, als feindliche Waffen. Das 
russische Gesetz hat nun diesen Interessen-Conflict 
folgend zu lösen gesucht: 

L Gerichtsbarkeit im Kriege. 

Die Militär-Justiz wird in Kriegszeiten geübt von 
folgenden über kaiserliche Erschliessung aufzu- 
stellenden Militärgerichten : 1. Regiments- oder 
Etappengerichten, 2. Armee-Corpsgerichten 
(und das Gericht der Etappentruppen), entsprechend 
der Gerichtsgewalt der Militär - Kreisgerichte in 
Friedenszeit, und 3. der Cassations-Commission, 
welche die Justizbarkeit eines obersten Militär-Ge- 
richtshofes ausübt. 

Die Regimentsgerichte, welche bei Regi- 
mentern und ihnen analogen Truppenabtheilungen 
errichtet werden, behalten die Einrichtung, die sie im 
Frieden haben, und besteht die einzige Ausnahme, 
dass der Commandant an die Einhaltung der Frist 
für die Ständigkeit der Gerichtshofmitglieder nicht 
gebunden ist. Die Etappengerichte besitzen die- 
selbe Norm, nur dass hinsichtlich der Qualification 
zu Mitgliedern des Gerichtes bei den Officieren vom 
Erfordernisse der bestimmten Zeit ihrer Activität 
als Abtheilungscommandanten abgesehen werden 
kann. 
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Die Corpsgerichte werden bei jedem Armee- 
corps errichtet und tragen den Namen des bezüg- 
lichen Corps und befinden sich beim Stabe desselben. 
Ein Corpsgericht besteht aus dem Vorsitzenden, der vom 
Kriegsminister aus der Zahl der Militärrichter entnommen 
wird, und zwei zeitweiligen Mitgliedern, die durch 
den Corpscommandanten aus Stabsofficieren ge- 
nommen werden. Im Mangelfalle oder bei Processen 
wider niedere Ränge oder höchstens Oberofficiere, 
kann ein Mitglied des Corpsgerichtes auch nur ein 
Oberofficier sein. Die Mitglieder des Gerichtes 
müssen den gesetzlichen Bedingungen für die 
Eignung zu Kreisgerichtsmitgliedern entsprechen und 
können — im Gegensatze zu den Kriegs-Regiments- 
gerichten — vor Ablauf der für die Functionäre der 
Kreisgerichte bestimmten Functionsdauer nicht ge- 
wechselt werden* Bei Processen wider Regiments- 
commandanten, Generale oder diesen Gleichgestellte 
ändert sich die Zusammensetzung des Corpsgerichtes 
in der Weise, wie sie in Friedenszeit für die Militär- 
Kreisgerichte bestimmt ist. 

Bei jedem Corpsgerichte befindet sich ein Militär- 
Procurator, ein Secretär und zur Aushilfe fürs 
Gericht und den Procurator je ein Militär- Richter- 
amts-Candidat. 

Bei Notwendigkeit der Verlegung des Corps- 
gerichtes vom Sitze des Stabes, insbesonders bei 
Processen in Orten bedeutender Entfernung vom 
Stabshauptsitze, kann der Corpscommandant die 
Abhaltung der Gerichtssitzungen auch an anderen 
Orten, anordnen und hiezu als zeitweilige Mitglieder 
Officiere aus den dem bezüglichen Orte nächst- 
liegenden Theile des Corps zuziehen. 

Bei namhafter Entfernung einer von einer 
grösseren Truppenmenge besetzten Festung vom 
Kreisgerichtssitze hängt es vom Ermessen des Höchst- 



— 110 - 

I 

commandirenden ab, ob nach Art der Corpsgerichte 
ein mit dem Namen der Festung zu belegendes Ge- 
richt zu errichten sei ; Gleiches gilt im Falle der 
Formirung eines grösseren Detachements. 

Da aber selbst diese Institutionen in Kriegszeiten 
nicht für alle Verhältnisse des Kriegsschauplatzes 
genügen, so ist die weitere Nothbestimmung getroffen 
worden, dass der Commandant einer vom Feinde be- 
lagerten Festung oder eines eingeschlossenen Ortes 
und der Commandant eines Detachements, der 
jede Verbindung mit dem übrigen Corps entbehrt, 
befugt ist, in Fällen, die keinen Verzug ge- 
statten, nach Analogie der Bestimmungen über die 
Corpsgerichte ein besonderes Kriegsgericht zu be- 
stellen und im Erfordernisfalle sämmtliche amt- 
liche Functionen durch Officiere verrichten zu lassen, 
und im Nothfalle sogar unter die gesetzliche Zahl 
der Gerichtshofmitglieder das Gericht zu besetzen. 

Am Sitze des Stabes des Etappen-Truppencom- 
mandanten (Commandanten der Truppen im Rücken der 
Armee) wird weiters ein dem Kreisgerichte in Friedens- 
zeiten entsprechendes Kriegsgericht errichtet, mit der 
Abweichung, dass für die Beiziehung der zeitweiligen 
Mitglieder des Gerichtshofes die Bestimmungen über 
die Corpsgerichte gelten. 

Am selben Orte tagt endlich die Cassation s- 
Commission, bestehend aus dem mittelst kaiser- 
licher Entschliessung aus den ständigen Mitgliedern 
des obersten Militär-Gerichtshofes berufenen Präsi- 
denten und zwei Mitgliedern aus den Generalsrängen, 
welche vom Kriegsminister aus dem Justiz- und 
Combattantenstande zu entnehmen sind. Diese Com- 
mission hat alle Functionen des obersten Militärge- 
richtshofes (vergl. § 13, Abs. II) zu versehen, insoweit 
nicht besondere Abweichungen aus den Ausnahms- 
vorschriften für die Processe in Kriegszeiten sich er- 
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geben. Zur Verrichtung der Obliegenheiten des Militär- 
Procurators wird vom Kriegsminister eine höhere 
Militär-Justizperson erwählt und nach Einvernahme 
des Höchstcommandirenden diesem ebenfalls eine 
Person aus der höheren Militär-Justiz zur Versehung 
der Justizgeschäfte beigegeben, zumal dem Com- 
mandirenden die Aufsichts- und Disciplinargewalt 
in demselben Maasse wie in Friedenszeiten dem 
Kriegsminister zukommt, mit der Abweichung, dass 
er statt auf Entfernung vom Amte, auf Entfernung 
vom Heere erkennt Sinngemäss steht dem Corps- 
commandanten dieselbe Gewalt zu, die dem Com- 
mandanten des Militärkreises zusteht. 

Aus dieser Darstellung ist entnehmbar, dass das 
russische Gesetz an dem Grundsatze der Ständig- 
keit der Militärgerichte selbst in Kriegszeiten nach 
thunlichster Möglichkeit festhält. 

IL Gerichtsstand im Kriege. 

Ausser den Personen, die der Militärgerichts- 
barkeit im Frieden unterstehen, unterstehen ihr in 
Kriegszeiten, wegen aller Delicte, auch andere 
Personen, die zum Heere in Bezug stehen. Es unter- 
stehen ihr also: 1. Alle beim Heere als Combattanten 
oder in sonstiger Stellung oder Dienstverrichtung 
Dienenden ; 2. ausländische Officiere, die sich bei der 
Armee aufhalten, falls sie nicht durch besondere 
kaiserliche Verfügung eximirt sind; 3. Personen, die 
freiwillig wegen besonderer Verrichtungen beim Heere, 
bei Heerdienstpflichtigen und bei Jenen, die sich beim 
Heere aufhalten, zum Heere gestossen sind; 4. der 
eigentliche Heerestross, z. B. Correspondenten, 
Händler, Arbeiter, Wagenlenker, Führer etc. 

Ausser den zum Heere in Bezug stehenden Per- 
sonen unterliegen der Gerichtsbarkeit im Kriege auch 
ausser Bezug stehende Civilpersonen, und 
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zwar: 1. Die Einwohner jener Plätze und Orte, die 
sich im Kriegszustände befinden, jedoch nur hinsicht- 
lich der in einer kaiserlichenEntschli essung 
angeführten Delicte, und 2. die Einwohner der von 
der russischen Armee besetzten Ortschaften hinsicht- 
lich aller Delicte, die sie im Vereine mit Personen, 
die dem Militärgerichtsstande unterliegen, begangen 
haben und für alle Delicte, die die Proclamation 
des Höchstcommandirenden ausdrücklich 
bezeichnet. 

Hinsichtlich der Abgrenzung der verschiedenen 
Kriegsgerichte ist zu bemerken : Dem Gerichtsstande 
der Regiments- und Etappengerichte unterliegen 
ausser den Personen, die ihm auch im Frieden 
unterstehen: d) Personen, die zum bezüglichen Heeres- 
theilkörper in Bezug stehen — bei Ausschluss der 
Beamten und ausländischen Officiere — wegen jener 
Delicte, die nur Besserungsstrafen ohne Ehr- oder 
Vorrechtsverlust nach sich ziehen, und b) Personen 
des Civilstandes und Einwohner besetzter Ortschaften 
im Rayon der betreffenden Kriegsgerichte als Com- 
plicen von dem Gerichtsstande dieser Kriegsgerichte 
Unterstehender, jene Fälle ausgenommen, bei welchen 
gleichzeitig ein Ersatzanspruch über 300 Rubel oder 
eine Geldbusse über diesen Betrag platzgreifen 
sollte. 

Die hier eximirten Straffälle fallen der Judicatur 
der Corpsgerichte, resp. des Gerichtes am Sitze 
des Stabes des Commandirenden der Etappen- 
truppen zu. 

Insbesonders den Corpsgerichten sind alle Corps- 
zugehörige und Civilpersonen innerhalb ihrer Rayons 
unterworfen. Ferner judiciren sie als Berufsinstanzen 
ä) über vom Regiments- oder Etappen-Commandanten 
nicht bestätigte Urtheile der Regiments- oder Etappen- 
gerichte, beziehungsweise über Berufung wider diese 
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Urtheile seitens der Processbetheiligten, und b) über 
Beschwerden gegen Vor-Untersuchungshandlungen 
derselben Untergerichte. 

Das Gericht am Sitze des Stabes des Etappen- 
truppen- Commandirenden übt, ausser der einem 
Corpsgerichte gleichkommendenjurisdiction als Spruch- 
und Berufungsinstanz für seinen Rayon, die Gerichts- 
barkeit hinsichtlich folgender, von Corpsgerichten 
eximirter Delicte der mit Dienstgewalt Ausgestatteten 
— niedere Ränge ausgenommen — a) bezüglich der 
in den §§197 — 214 M. St. G. ausdrücklich hervor- 
gehobenen Dienstobliegenheiten und b) der durch 
Ueberschreitung der Amts- oder Diestbefugnis, oder 
Nichterfüllung derselben begangenen Delicte und der 
Delicte wider den Dienst, welche begangen wurden 
in Gemeinschaft mit Civilbeamten, falls die Begehung 
geeignet war, die Disciplin zu schädigen. 

Competenzconflicte der Regimentsgerichte ent- 
scheiden der Divisions- Commandant und bei ver- 
schiedener Zugehörigkeit der Regimentsgerichte, der 
Corpscommandant, beziehungsweise der Ober- 
commandirende. Der Höchstcommandirende ent- 
scheidet ferner die Competenzconflicte zwischen 
Gorpsgerichten. 

Dieselben Competenzgrenzen gelten für etwaige 
Delegirungen anderer als der zuständigen Kriegs- 
gerichte. 

III. Das Vorverfahren. 

Ausser den in Friedenszeiten zulässigen Weisen 
der Einleitung des Strafverfahrens ist letztere auch 
möglich über Anzeige der Feldpolizei (Feld- 
Gendarmerie - Escadronen), der von den Militär- 
Commandanten auch die Leitung der Vorerhebungen 
übertragen werden kann* 

Selbst bei den Corpsgerichten oder dem Etappen- 

8 
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Truppengerichte zugehörigen Straffällen kann die 
Abführung einer förmlichen Untersuchung über 
Anordnung des Militär-Commandanten unterbleiben, 
wenn die Vorerhebungen genügende Klarheit über 
das Wesentliche des Falles bieten, so dass auf Grund 
der Vorerhebungen gleich die Setzung in den An- 
klagestand verfügt werden kann. Ist aber eine förm- 
liche Untersuchung nothwendig, so ist sie von den 
Personen zu führen, die die Vorerhebungen gepflogen 
haben, und nur bei vor das Etappen-Truppengericht 
gehörigen Strafpro cessen durch einen besonderen 
Untersuchungsführer. 

Das Untersuchungs verfahren selbst weist fol- 
gende Abweichungen auf: ä) Augenscheinaufnahme, 
Beschlagnahme, Durchsuchungen und Anderes mehr 
werden durch den Inquirenten nur am Unter- 
suchungsorte, sonst im Requisitionswege vorge- 
nommen, und können diesen Processhandlungen die 
Beschuldigten niederer Ränge und überhaupt alle 
Verhafteten nur dann beiwohnen, wenn sie sich am 
Platze der Vornahme befinden; b) nicht activ beim 
Heere Dienende werden als Beweispersonen durch 
die Militärpolizei oder Ortsbehörde vorgeladen; 
c) Haft kann nur nach Einholuug der Zustimmung 
desjenigen Commandanten, der die Untersuchung 
anordnete, verhängt werden; d) Zeugen werden vom 
Inquirenten nur am Orte der geführten Untersuchung 
einvernommen, sonst im Requisitionswege verhört; 
e) die ordnungsmässige Form der Protokolle ist 
zwar nach Thunlichkeit zu wahren, doch sind durch 
Ort und Zeit nothwendige Abweichungen von Förm- 
lichkeiten gestattet; /) Beschwerden gegen Unter- 
suchungsverfügungen gehen an den bezüglichen 
Corpsgerichtshof, dem sie binnen 24 Stunden vor- 
gelegt sein müssen. Beschwerden von activ Pienen- 
den höherer militärischer Ränge wider ihre Freiheit 
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beschränkende Untersuchungs-Verfügungen gehen 
aber an ihren vorgesetzten Commandanten, über 
dessen Anordnung die Untersuchung eingeleitet 
worden ist. 

Nach geschlossenem Vorverfahren ist der Act 
an den Militär-Procurator zu leiten, welcher inner- 
halb 72 Stunden seinen Antrag dem Commandanten 
zu übermitteln hat, der ihn in weiteren 24 Stunden 
erledigen muss. Für den Fall als der Commandant 
mit dem Antrage des Procurators nicht überein- 
stimmen sollte, fällt die Entscheidung — mit Ausschluss 
des obersten Militärgerichtshofes oder der Cassations- 
Commission — der Höchstcommandirende, dem auch 
die Entscheidung über das Vorverfahren wider 
Majestäts- und Hochverraths-Delicte zukommt, in 
deren besonders wichtigen Fällen er jedoch auch die 
kaiserliche Entscheidung einzuholen hat. 

Rücksichtlich der Stellung unter Anklage besteht 
für Kriegszeiten die weitere Abweichung, dass Regi- 
ments-Commandanten oder ihnen Gleichgestellte oder 
Höhere den Gerichten durch den Höchstcom- 
mandirenden, die übrigen Stabsofficiere durch die 
Corpscommandanten, Oberofficiere durch die Divi- 
sions-Commandanten, und alle übrigen Militärpersonen 
durch die Regiments-Commandanten, respective den 
ihnen im Commando Gleichgestellten, überstellt werden. 

Alle übrigen der Militärgerichtsbarkeit Unter- 
worfenen (zum Beispiel Bürger, Heerestross etc.) 
werden den Gerichten überstellt: 1.) für Delicte, 
welche sie in Gemeinschaft mit Militärpersonen oder 
ausländischen Officieren begangen haben, durch jene 
Militär-Commandanten, die für die Letzteren competent 
sind, und 2.) für andere Delicte durch den Militär- 
Commandanten des betreffenden Ortes des begangenen 
Delictes oder des Sitzes des zuständigen Militär- 
gerichtes. 

*8 
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IV. Das Hauptverfahren. 

a) Vor den Regiments- und Etappen- 
gerichten. Die Vorladung der im Vorverfahren ab- 
gehörten Zeugen zur Hauptverhandlung hängt vom 
Ermessen des Gerichtshofs-Vorsitzenden ab, der im 
Falle Nichterscheinens einer Civilperson ohne neuer- 
liche Vorladung ihre Vorführung veranlassen kann 
Das Urtheil wird vom Vorsitzenden in seiner 
formellen Ausfertigung in derselben Sitzung oder 
längstens den folgenden Tag öffentlich verlautbart 
und binnen weiterer 24 Stunden muss die etwaige 
Cassationsklage des Verurtheilten (schriftlich oder 
mündlich) überreicht sein, während der Privat- 
beteiligte sie sofort anmelden muss. Die Urtheile 
werden dem Commandanten zur Bestätigung vor- 
gelegt, der sie im gegentheiligen Falle mit seinem 
Antrage an das zuständige Corps- oder Etappen-Trup- 
pengericht ebenfalls binnen 24 Stunden zu leiten hat. 

Von der Bestätigung des Urtheiles oder seiner 
Weitervorlage ist der Privatbetheiligte zu seiner 
Gegenäusserung zu verständigen, falls sein bean- 
spruchter Schade über 100 Rubel beträgt. 

Die Functionen des obersten Gerichts- und Cassa- 
tionshofes erfüllt die Cassations- Commission mit der 
Abweichung, dass ihr das Recht zusteht, ohne die 
Erneuerung des Hauptverfahrens anzuordnen, selbst 
die Entscheidung zu fällen, falls es sich um die Ge- 
setzmässigkeit oder Angemessenheit des Verdictes hin- 
sichtlich der Strafe handelt. 

b) Vor den Corpsgerichten und dem 
Etappen - Trup pengerichte. Als Ankläger vor 
Corpsgerichten kann, im Falle der Militär-Procurator für 
Einstellung der Voruntersuchung wegen mangelnden 
Anklage-Substrates sich entschieden hatte und über 
Gegenvorstellung des Commandanten im höheren 
Wege die Setzung unter Anklage erfolgte, — in 
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welchen Fällen im Frieden die Anklage auch von 

anderen Functionären der Mililär-Procuratur zu ver- 
treten wäre — ein Militär-Justizamts-Candidat oder 
über Verfügung des Corpscommandanten ein Offi- 
cier fungiren. 

Die Anklageschrift ist vom Procurator (seinem 
Stellvertreter) binnen 24 Stunden nach Erhalt der 
Acten dem Gerichte vorzulegen. Längstens binnen 
48 Stunden ist die vorbereitende Sitzung des Ge- 
richtshofes abzuhalten und am folgenden Tage die 
Anklageschrift sammt dem Beweise-Verzeichnisse dem 
Angeklagten zuzumitteln. Der Angeklagte hat sohin 
binnen weiterer 24 Stunden seine Wahl des Vertei- 
digers oder sein Ersuchen um amtswegige Bestellung 
eines solchen, seine Anträge auf Vorladung von Be- 
weispersonen, seine Aeusserung wegen Ablehnung 
der Gerichts- oder öffentlichen Anklagepersonen dem 
Gerichte bekanntzugeben* Wenn eine Processparte* 
die Vorladung einer Beweisperson auf ihre Kosten 
verlangt, so ist dem Begehren sofort stattzugeben. 
Privatbetheiligte werden von der überreichten Anklage 
nur dann verständigt, wenn sie am Orte sich befinden 
und es feststeht, dass sie zur Verhandlung werden 
erscheinen können. Werden sie verständigt, so haben 
auch sie binnen 24 Stunden die Anträge auf Ergän- 
zung der Liste der zu ladenden Beweispersonen einzu- 
bringen. 

Falls der Angeklagte einen Vertheidiger ver- 
langt und keine, geeigneten Vertheidiger vorhan- 
den sind, so sind, jedoch nur mit ihrer Zustimmung, 
Officiere, Beamte, ja sogar Personen des Civilstandes 
als Vertheidiger zu bestellen; doch müssen die Offi- 
ciere die eventuelle Eignung zu Militär-Gerichtshof- 
mitgliedern und die Einwilligung ihres Commandanten 
besitzen. Im Mangelfalle selbst solcher Aushilfsver- 
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treter wird die Hauptverhandlung auch ohne Ver- 
theidiger vorgenommen. 

Die Oeffentlichkeit der Hauptverhandlung erfährt 
insoweit eine Beschränkung, als die Entscheidung 
über den Ausschluss der Oeffentlichkeit auch dem 
Corpscommandanten, resp. Etappen-Truppen-Comman- 
danten zukommt. 

Die Protokolle über Aussagen der Beweisper- 
sonen sind auch dann zu verlesen, und von der per- 
sönlichen Abhörung Umgang zu nehmen, falls sie nicht 
binnen 24 Stunden sich vor Gericht einfinden können, 
und selbstverständlich sind auch alle jene, die wegen 
Unentbehrlichkeit vom Dienste oder Gefährdung des- 
selben im Falle Abwesenheit ihren Posten nicht ver- 
lassen dürfen, vom Erscheinen befreit. 

Im Falle, dass die erforderlichen Geistlichen der 
betreffenden Confession nicht anwesend wären, erfolgt 
das Verhör der Beweispersonen auch ohne Eid. 

Die Fürsprachen des Corps-, resp. Etappen-Trup- 
pengerichtes wegen ausserordentlicher Strafmilderung 
oder Strafnachsicht (§ 15) werden binnen 24 Stunden 
mit den einbegleitenden Anträgen des Corps-, resp 
Etappen-Truppen-Commandanten an den Höchstcom- 
mandirenden vorgelegt. 

Das förmliche Urtheil ist bei Corpsgerichten läng- 
stens binnen 24 Stunden in die schriftliche Ausferti- 
gung zu setzen. 

V. Das Cassationsverfahren. 

Cassationsklagen und Proteste sind längstens 
binnen zweimal 24 Stunden einzureichen und auch 
an demselben Tage der Cassations- Commission zu- 
zumitteln. Die verurtheilten Mitangeklagten können 
ihren Anschluss an die Cassationsklage eines der 
Verurtheilten, auch in Kriegszeiten, aber nur in der 
auf 48 Stunden abgekürzten Frist erklären. 
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Das ganze Cassationsrechtsmittel ist aber ziem- 
lich eingeschränkt. Gegen Urtheile der Corps- 
gerichte, beziehungsweise des Etappen- 
Truppenge rieht es als Berufungsinstanz wider 
Urtheile der Regiments- und Etappengerichte 
ist eine Cassationsbeschwerde überhaupt 
nicht gestattet. Der Höchstcommandirende 
hat aber sogar das Recht, im Erfordernis- 
falle die Ueberreichbarkeit von Cassations- 
klagen oder Protesten gegen Urtheile der 
Corpsgerichte und des Etappen-Truppen- 
gerichtes bei Strafprocessen wegen Delicte, 
die mit Rücksicht auf den Schutz derwesent- 
lichen Interessen des Heeres, der Dis- 
ciplin oder der allgemeinen Sicherheit 
eine sofortige Vollstreckung der Strafe 
erfordern, zusi stiren, und zwarentweder 
für alle Kriegsgerichte oder für einen 

bestimmten Theil des Kriegsschau- 
platzes. 

Zur Hintanhaltung von Willkür oder Irrthum 
müssen aber jene Delicte in der Proclamation des 
Höchstcommandirenden genauest angeführt sein, hin- 
sichtlich deren der Cassationsrechtszug ausgeschlossen 
sein soll. 

Offenbar mit Rücksicht auf den Umstand, dass 
namentlich auf einem auf weite Strecken ausgedehnten 
Kriegsschauplatze es sich häufig ereignet, dass ein- 
zelne Detachements ausser Verbindung mit dem 
Hauptquartier treten können, und bei diesen nament- 
lich die Zucht und Ordnung strengstens gehandhabt 
werden muss, so ist den Commandanten solcher 
Detachements eine dem Höchstcomandirenden ana- 
loge Befugnis zur Sistirung von Cassationsklagen 
und Protesten mit dem eingeräumt, dass er die be- 
treffenden Urtheile zum Vollzuge bestätigen und bei 



- 120 — 

der ersten möglichen Gelegenheit sämmtliche bezüg- 
lichen Processe zur Ueberprüfung und zum Vortrage 
an den Kaiser dem obersten Militärgerichtshof über- 
mitteln muss. 

Wegen der Beschränkungen der Förmlichkeiten 
des Hauptverfahrens und der Beschränkung des 
Rechtszuges ist endlich die Bestimmung getroffen, 
dass vor ihrer Setzung in Vollzug folgende 
Urtheile: a) welche im Frieden der kaiser- 
lichen Bestätigung bedürfen; b) Todes- 
urtheile, und c) welche den Verlust der 
Standes Vorrechte nach sichziehen sollen 
oder auf Festungshaft lauten, wenn bei 
ihnen die Ueberreichung von Cassationsbeschwer- 
den über Proclamation des Höchstcommandirenden 
sistirt ist, zur endlichen Entscheidung dem 
Höchstcommandirenden vorgelegt werden 
müssen. 

VI. Grundzüge des Verfahrens. 

Das russische Gesetz ging bei der Regelung 
des Ausnahmsverfahrens in Kriegszeiten von dem 
einzig richtigen Standpunkte aus, dass das nor- 
male Verfahren (für Friedenszeiten) auch 
in Kriegszeit e n thunlichst aufrecht ge- 
halten werden müsse. Denn es gibt nur eine 
Wahrheit und daher kann der Gesetzgeber auch 
nur eine Form für die Erforschung dieser Wahrheit 
wählen, nämlich die beste. Diese beste Form darf er 
aber nicht blos in Friedenszeiten anwenden, da 
gerade in Kriegszeiten in Folge des Zusammen- 
drängens von Ereignissen, der leichten Verwisch- 
barkeit von Spuren, des Wechsels von Personen 
u. s. f. die Aufgabe, die Erforschung der Wahrheit, 
die an und für sich erschwert ist, gewiss umso 
schwerer wird, als kriegstechnische Bedürfnisse die 
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rascheste Abwicklung des Processes verlangen und 
gleichzeitig bei Gestelligmachung von Beweispersonen, 
Aufstellung von fähigen Richtern, geeigneter Verthei- 
diger und Anderes mehr Beschränkungen oder Exemp- 
tionen heischen, die die Wahrheits-Ermittlung beein- 
trächtigen. Dazu kommt aber noch, dass erfahrungs- 
mässig im Kriege verhältnismässig viel mehr schwere 
und schwerste Delicte begangen werden, als im 
Frieden ! 

Das russische Gesetz hat das Princip der 
Gleichstellung der Grundsätze für den Process im 
Frieden und im Kriege sogar viel besser gewahrt, als 
das ihm als Muster vorgelegene französische. 

Ein grosser Vorzug des russischen Gesetzes ist 
gegenüber selbst dem französischen die Einhaltung 
der Einheitlichkeit der Gerichtsorganisation. Auch im 
Kriege gibt es nach russischem Rechte nur eine 
Revisions- oder Cassations-Instanz, nur eine Gnaden- 
Instanz, nur eine Control-Instanz. Ebenfalls uner- 
schütterlich festgehalten wird selbst im Kriege an 
dem Principe, dass Mitglieder eines Militärgerichts- 
hofes nur Officiere und keine Mannschaft sein 
dürfen. Denn es ist eine unglaubliche Verkennung der 
Qualificationen eines Richters oder Frivolität mit der 
geheiligten Institution, der Rechtspflege, wenn man 
Personen des Mannschaftsstandes zumuthet, dass sie 
im Kriege nach angestrengten Märschen, vielleicht 
nach einem Gefechte oder vor einer Schlacht, viel- 
leicht schlecht genährt und ebenso bekleidet, u. s. f. 
so viel Elasticität des Geistes, so viel Klarheit des 
Auffassungs- und Wiedergestaltungsvermögens be- 
sitzen, um die gewaltige Gedankenarbeit eines auf- 
merksam zuhörenden und ebenso urtheilenden Richters 
verrichten zu können. Das sind keine Richter, die 
sich ein selbständiges Urtheil bilden können, sondern 
Maschinen in Menschenform, die stimmen, wie ein 
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anderer Höherer stimmt, oder wie es ihnen der 
Moment eingibt. Dasssich der gewissenhafte russische 
Gesetzgeber mit solchen Richtern nicht zufrieden 
geben konnte, ist klar. 

Gleiche Sorge trug er aber auch für die Selb- 
ständigkeit und Unabhängigkeit der Richter. 

Bis auf die Bestimmung über die Ausschliessung 
der Oeffentlichkeit ist dem Militär- Commandanten 
kein weiterer Einfluss auf das Hauptverfahren ge- 
stattet. Vor den Thüren des Sitzungssaales endet die 
Macht, der Einfluss des Commandanten ; im Sitzungs- 
saale waltet der Richter unabhängig und frei 
und, die Fälle zur Sicherung der Disciplin oder 
der kriegerischen Operation ausgenommen, auch 
öffentlich. 

Eine einzige einschneidendere Verfügung statuirt 
das Ausnahmsverfahren in Kriegszeiten, nämlich die 
Sistirung des Cassationszuges. Während die sonstigen 
Beschränkungen, Verkürzungen der Fristen, Ab- 
weichungen von Förmlichkeiten u. s. f. sich aus dem 
Wesen eines Kriegsprocesses gleichsam von 
selbst ergeben und von selbst verstehen, ist diese 
Sistirungsmassregel etwas zu weit gehend. Wohl 
hat das französische Gesetz nach den Erfahrungen 
der Kriegsjahre 1870 und 1871 eine ähnliche Be- 
stimmung getroffen, indem durch ein im Minister- 
rathe erlassenes Decret des Republik-Präsidenten, 
den von Kriegsgerichten im Felde und durch eine 
Ordre des Obercommandanten eines im Belagerungs- 
zustande befindlichen Platzes den vom dortigen 
Müitärgerichte Verurtheilten das Revisions - Rechts- 
mittel entzogen werden kann. Dem französischen 
Gesetze (vom 18. Mai 1875) haften aber fast die- 
selben Gebrechen an. Da — nach russischem 
und französischem Gesetze — Todesurtheile und 
Urtheile, welche infamirende Strafen aussprechen und 
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— nach russischem Gesetze — Urtheile, welche auf 
Festungshaft lauten oder wider privilegirte Personen 
(Officiere, Adelige u. s. f.) gefällt sind, bei Sistirung 
der Revision vor ihrem Vollzuge dem Höchstcom- 
mandirenden (nach russischem Gesetze), beziehungs- 
weise dem Commandanten, der die Setzung des 
Verurtheilten unter Anklage verfügte (nach französi- 
schem Gesetze) zur Bestätigung vorgelegt werden 
müssen, so wird in vielen Fällen sogar eine längere 
Verzögerung des Vollzuges eintreten, als wenn man 
ein nach Fristen sehr abgekürztes und summarisches 
Revisionsverfahren im Rechtsmittelzuge zuliesse; in 
allen Fällen aber ist es durchaus unbillig, dass nicht 
gestattet werde, dass die etwa binnen 24 Stunden 
zu überreichende Cassationsbeschwerde des Ver- 
urtheilten zugleich mit dem Berichte, womit das 
Urtheil dem Höchstcommandanten vorgelegt wird, in 
Vorlage gebracht werden dürfe; denn dadurch 
würde gar keine Verzögerung eintreten können, und 
doch würde dem Verurtheilten wenigstens das schrift- 
liche Wort an letzter Stelle nicht entzogen werden. 

Ein weiteres Gebrechen des Gesetzes ist die 
allzu grosse Dehnbarkeit der Begriffe »Schutz der 
wesentlichen Interessen des Heeres, der Disciplin 
oder der allgemeinen Sicherheit« — das französische 
Gesetz entbehrt sogar dieser Einschränkung — , zumal 
weder Präcedenzfälle, noch eine gewisse Anzahl sich 
häufender Straffalle, noch eine gewisse Eigentüm- 
lichkeit des Kriegsschauplatzes (z. B. im Umkreise 
der feindlichen Besatzung etc.) gefordert werden, 
vielmehr es blös dem Ermessen des Höchstcomman- 
direnden anheimgestellt bleibt, wann und wo er den 
Cassations-Rechtszug sistiren wolle. 

Trotzdem muss aber dankbar anerkannt werden, 
dass das russische Gesetz dieses schwierigste Capitel 
des Militär-Processes noch am zutreffendsten geregelt 
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hat, indem es das eigentliche Verfahren im Kriegs- 
zustande bis auf die gerügten Mängel, auf die uner- 
lässlichen Modificationen beschränkt und insbesonders 
dem Angeklagten die möglichste Freiheit der per- 
sönlichen und der fremden Vertheidigung gestattet. 

Rühmend muss hervorgehoben werden, dass das 
russische Gesetz die Institution der Vertheidigung 
für die Gerechtigkeitspflege so hoch stellt, dass es 
bei schwereren Delicten selbst im Kriege nur beim 
absoluten Mangel eines geeigneten Ver- 
theidigers von der Vertheidigung durch einen 
Dritten absieht und den Angeklagten nur in diesem Aus- 
nahmsfalle ohne Vertheidiger vor die Gerichtsschranken 
zieht, ihm aber die persönliche Vertheidigung durch 
nichts einschränkt, zu Fragen, Aufklärungen, Aeüsse- 
rungen, Verwahrungen das Wort stets überlässt und 
ihn als Processpartei behandelt und nicht als — 
Gegenstand der Untersuchung. 

Aber neben dem wirklichen Kriegszustande und 
der wirklichen Belagerung gibt es ähnliche Zustände 
die auch eine Ausnahmsbehandlung erheischen. Für 
solche Ausnahmszustände bestehen nun zwei 
Typen; das österreichische standrechtliche 
Verfahren*) des österreichischen Militärrechtes 



*) Das standrechtliche Verfahren nach dem österreichischen 
Gesetze ist etwas Anderes, als das preussische Verfahren. 
Während das letztere blos das der niederen Gerichtsbarkeit 
ist, ist das österreichische Standrecht eine summarische Art der 
Justizübung und Justification, da z. B. selbst Todes- 
urtheile (!) ohne Vorlage an den Armeecommandanten zum 
Vollzuge gelangen. Dieses aus der Institution der »Execution 
ohne Urtheil« unter Ferdinand II. sich herausgebildete Ver- 
fahren ist eine furchtbare Geisel, die schrecklich wüthen kann, 
da zur Anordnung des Standrechtes (§ 36£ österr. M. St. P. O.) 
jeder mit dem Straf- und Begnadigungsrechte im eigenen und 
— übertragenen (!) Wirkungskreise versehene Commandant be- 
rechtigt ist und unter Umständen sogar ohne vorausgegangene 
Kundmachung platzgreifen kann. 
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und das preussische (Gesetz vom 4. Juni 1851) und 
französische (Gesetz vom 10. Juli 1791, 9. August 
1849 und 3. April 1878) Belagerungszustands- 
Verfahren. 

Das österreichische m i 1 i t ä r-standrechtliche Ver- 
fahren (Judicium statutarium) ist nämlich ein äusserst 
abgekürztes Gericht s verfahren, welches in solchen 
Fällen, welche ein schleuniges und warnendes Bei- 
spiel nothwending machen, und welche im Frieden 
durch die Militär-Strafgesetze und im Kriege durch 
die kundgemachten Befehle des commandirenden 
Generals (oder Admirals) bestimmt sind, vor den 
Militär gerichten über Militär delicte abgehalten 
wird. Dass im Frieden Civil personen überhaupt 
oder Militärpersonen im Frieden wegen gemeiner 
Delicte durch ein militärisches Standrechtsverfahren 
gerichtet würden, ist daher auch nach österreichischem 
Militär-Strafgesetze ausgeschlossen. Das durch die 
österreichische Militär-Strafprocessordnung geregelte 
Standrechtsverfahren bewirkt also keine Aenderung 
der Grenzen der bürgerlichen oder militärischen 
Strafgewalt Eine Erweiterung der Militär-Strafgewalt 
über die Grenzen der österreichischen Militär-Juris- 
dictionsnorm im I n 1 a n d e könnte nur im Grunde eines 
Gesetzes oder bei nicht einberufenem Reichsrathe 
durch eine kaiserliche Verordnung unter Verantwort- 
lichkeit des Gesammtministeriums eintreten. 

Das französische Belagerungszustands-Verfahren 
findet im Anhange seine nähere Besprechung. 

Das preussische Gesetz über den Belagerungs- 
zustand vom 4* Juni 1851 ist endlich durch Art. 68 
der Reichsverfassung sogar für's Deutsche Reich 
recipirt. Nach diesem Gesetze ist es möglich, dass 
auch ausser dem Falle eines Krieges, für den Fall 
des Aufruhrs, der Belagerungszustand im Frieden 
— in dringenden Fällen — durch den obersten 
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M i 1 i t ä r-Befehlshaber über einzelne Orte und Di- 
stricte verhängt werde, was zur Folge hat, dass auch 
gegen Civilpersonen die vollziehende Gewalt an den 
Militär-Befehlshaber übergeht 

Im krassen Gegensatze zum preussischen Gesetze 
steht die sich bewährte Bestimmung des öster- 
reichischen Gesetzes über das ci vilstandrechtliche 
Verfahren (§ 429 flg. des Gesetzes vom 23. Mai 
1873), wonach im Aufruhrsfalle im Frieden ein Be- 
lagerungszustand gar nicht verhängt werden kann 
und nur von den Civilbehörden das standrechtliche 
Verfahren vor einem Civilgerichte, das auch zur 
Aburtheilung von Militärpersonen befugt wird, 
erklärt werden kann. 

Auch dem englischen Rechte ist eine Erklärung 
des Belagerungszustandes im — Frieden fremd. 

Der russische Gesetzgeber hat nun in Anlehnung 
ans französische Gesetz (im Jahre 1881) die gesetzliche 
Bestimmung getroffen, dass zur Aufrechthaltung der 
Ruhe und Ordnung über Verfügung des General- 
Gouverneurs über Oertlichkeiten und Districte der 
Belagerungszustand verhängt werden kann, in welchem 
Falle auch Civilpersonen unter die Militär- Jurisdiction 
gelangen (§ 4). Das sonstige Normalverfahren, inso- 
weit es sich auf das eigentliche Gerichtsverfahren 
bezieht, ist aber thunlichst gewahrt 

Und also bewahrheitet das russische Mi- 
litär - Srafgesetz im Kriege gleich im 
Frieden den Grundsatz: »Justitia regnorum 
fundamentum«, zum unverlöschlichen Ruhme des 
grossen Reformators Kaiser Alexander II. und zur 
Ehre des tapferen russischen Heeres. 



IL 



Die französische Militär-Strafprocess 

Ordnung. 






§ 1. 

Kurzer, geschichtlicher Rückblick. 

Der altfranzösische Militär-Strafprocess war gleich 
dem alteuropäischen — ein öffentlich-mündlicher An- 
klageprocess, der, wie aus den Aufzeichnungen 
Ghaman's: »Ordonnances militaire touchent Por- 
dre, reglement, discipline, police et devoir de Pln- 
fanterie Francaise (1533 — 1600)« hervorgeht, eirst zu 
Ende des 16. Jahrhunderts vom spanischen Inqui- 
sitionsprocess verdrängt worden ist. 

Wenn auch schon Franz L, Heinrich II. und III., 
Carl IV. und Heinrich IV. auf die Neugestaltung des 
Militärrechtes durch einzelne Ordonnancen Einfluss 
nahmen, so ist doch erst die Gesetzgebung 
Ludwig's XIV. als ein Wendepunkt zu bezeichnen. 

Doch noch unter Ludwig XIV. war die Gerichtsbar- 
keit der Militärgerichte auf die militärischen De- 
licte beschränkt. Laut den Aufzeichnungen des »Code 
militaire ou Compilation des Reglements et Ordon- 
nances de Louis XIV faites pour les Gens de Guere 
depuis 1651 par le Chevalier de Sparre (1708)« stand 
den Ortsgerichten der Garnisonsorte über die 
gemeinen (nicht-militärischen) Delicte der Soldaten 
die Gerichtsbarkeit zu, und war den militärischen 
Vorgesetzten des Delinquenten keine weitere Einfluss- 
nahme auf diese Strafverfolgung eingeräumt, als die 

9 
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Befugnis, der Instruction der Untersuchung und der 
Urtheilsabfassung beizuwohnen. Doch muss bemerkt 
werden, dass der damalige Begriff »militärisches 
Delictc sich mit dem heutigen nicht deckt, indem 
hiezu auch alle gemeinen, aber gegen Soldaten 
begangene Verbrechen (z. B. Mordanschlag gegen 
einen Kameraden) gerechnet wurden. 

Zu den Kriegsgerichten unter dem Vorsitze des 
Gouverneurs, des königlichen Stellvertreters, respec- 
tive des Platzcommandanten wurden alle Offi- 
eiere des Platzes, der Garnison ohne Rücksicht auf 
die Waffengattung zugezogen und im Erfordernis- 
falle die Officiere der nächsten Garnison, oder falls 
dies nicht thunlich, die Serge^nts der Garnison bei- 
gezogen. 

Also schon damals galt der Grundsatz, dass nur 
Officiere oder im Nothfalle Sergeants, niemals 
aber Personen des niederen Manns chafts- 
standes*) Militärrichter sein dürfen. 

Die Gerichtsgewalt der Militärgerichte erfuhr 
später eine wesentliche Erweiterung. Nach der Gesetz- 
gebung bis zu Ende der Republik war ihnen die 
Entscheidung über die Militär-Delicte und solcher 
Verbrechen, wodurch Militärgesetze verletzt wurden, 
zugewiesen, und zu den Militärpersonen nicht blos 
die mit den Waffen streitenden Soldaten, sondern 
auch alle zum Dienste und Gefolge der Armee 
Gehörigen gezählt, jedoch mit der Beschränkung, 
dass nur die Delicte der Militärpersonen, die in Can- 
tonirungen, Garnisonen, Lagern, Märschen 
oder bei der Truppe begangen wurden, den 
Militärgerichten unterlagen, während die, selbst von 
Soldaten auf Urlaub, Fourage etc. begangenen 

*) Während z. B. nach österreichischem Rechte heute 
noch Soldaten der niedersten (!) Soldclasse Militärrichter sein 
können. 
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Delicte noch von den ordentlichen (Civil-) 
gerichten abgeurtheilt wurden. (Avis du Conseil 
d'etat du 30 ther. an 12 Nr. 92.) Die Competenz der 
Militärgerichte war aber auch auf die Einwohner 
der von französischen Truppen besetzten feindlichen 
Gebiete und auf Waffen tragende Aufrührer er- 
streckt. (Loi du 13 brum. an 5, art. 9 Nr. 45, du 
30 prair. an 3 Nr. 24.) 

Die Militärgerichte dieser Periode waren vierfacher 
Gattung: !♦ permanente Kriegsgerichte, 2. Revisions- 
gerichte, 3. Militärcommissionen und 4. specielle Kriegs- 
gerichte. Von der Jurisdiction der ordentlichen Militär- 
gerichte waren nämlich der Betrug, welcher speciellen 
Criminalgerichtshöfen, die Spionerie und unbefugte 
Werbung und Auswanderung, welche Militärcommis- 
sionen, die Desertion, die speciellen Desertions-Kriegs- 
gerichten, und die Attentate gegen die Personen 
der Staatsrepräsentation oder die Sicherheit des 
Staates, welche dem Staatsgerichtshofe zufielen, eximirt. 
(Loi du 24 flor. an 10 Nr. 75, Arrete du 17. messid. 
an 12 Nr. 90, vend. an 12 Nr. 84, Constitution de 
Tan 8.) 

Die ordentlichen Militärgerichte waren also die 
permanentenKriegsgerichte, und zwar zwei 
bei jeder Division, sowohl im Felde als im Innern 
des Staatgebietes, als Spruchgerichte I. Instanz, und 
die Revisionsgerichte, und zwar eines bei jeder 
Division in- und ausserhalb des Reichsgebietes, als 
Cassations - Instanzen. Die Besetzung der 
Richterbänke beider Gerichte geschah 
ausschliesslich mi t Officieren des streit- 
baren Standes, indem selbst bei dem Processe 
wider eine Person des niedersten Soldatenranges die 
niedrigste auf der Richterbank der Kriegsgerichte 
sitzende Charge die eines Unterofficiers war. 

Die Zahl der Mitrichter war bei Kriegsgerichten 

9* 
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sieben, bei Revisionsgerichten fünf; nach dem Range 
des Angeklagten $ind die entsprechenden höheren 
Chargen zu Mitrichtern herangezogen worden. 

Das Verfahren vor beiden Gerichten 
war das eines mündlichen Anklage- 
processes mit freier Parteienvertretung, 
indem dem Ankläger (Commissär) der Angeklagte 
mit dem Rechte der Zuziehung eines Ver- 
theidigers entgegenstand- (Und dieses freiheit- 
liche Militär-Strafverfahren hat dem Satze, der von 
der Militärgesetzgebung der ersten französischen 
Republik (30. September 1791) an die Spitze gestellt 
wurde: »La principale force des arm6es consiste dans 
la disciplinec nie und nirgends Abbruch gethan.) 

Die Thätigkeit der Revisionsgerichte bestand in 
der Ueberprüfung der von den Kreisgerichten 
gefällten Urtheile unter Zugrundelegung der vom 
Kriegsgerichte festgestellten Thatsachen ifber vom 
Ankläger oder Verurtheilten (binnen 24 Stunden nach 
Eröffnung des Urtheiles) eingelegte Revisionsbe- 
schwerde nach der Seite der Förmlichkeit und 
Gesetzmässigkeit des Verfahrens, der Competenz und 
der Strafbefugnis des Kriegsgerichtes. Das Revisions- 
gericht kann nur das Urtheil cassiren oder bestätigen. 
(Loi du 18 vend.*) an 6 art. 11 u. 12, 15 — 17 et 23 
Nr. 52, du 15 brum. an 6. art. 8 Nr. 54, du 17 fructid. 
an 6 art. 2 Nr. 61, du 29 frim. an 6 art. 1 Nr. 59.) 

Diese Grundzüge — mündlicher Anklageprocess 
unter Zuziehung eines Vertheidigers und Zulassung 
des Revisionszuges an ein Cassationsgericht — 
finden sich in der folgenden Periode der kaiserlichen**) 



*) Bern, dass 22. September 1792 — 1. Vend. an I t und 
an 12 = 1804. 

**) Vergl. Napoleon's berühmten Ausspruch : »On est 
citoyen frangais avant d'Stre soldat«. Ferner bemerke Napoleon'sl 
Brief ddo. St. Cloud, 16. Juli 1806, womit er den französischen 
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Gesetzgebung ungeschmälert wieder und sind in den 
Napoleonischen »Code de justice militaire 
pour T Armee de Terre du9juin 1857 p r o- 
mulgue le aoüt suivant übergegangen. 

Die seit 1871 erlassenen Specialgesetze vom 27. 
Juli 1872 und 1873, vom 18. November 1875 u. s. f. haben 
an den alten Fundamenten des französischen Militär- 
Strafprocesses: Mündlichkeit und Oeffentlich- 
keit des Hauptverfahrens, Zulassung 
der mündlichen Vertheidigung, Entfer- 
nung der gelehrten Richter von der 
Richterbank der Militär-Spruchgerichte 
und ihre Besetzung mit Officieren des 
streitbaren Standes, Zulassung eines 
Revisionszuges und Co nc entr ation des 
Gnadenrechtes in derPersondes Staats- 
repräsentanten, nichts geändert. Vom Code sind 
es die ersten drei Bücher, die vom formellen Militär- 
rechte handeln, und zwar das I. Buch von der 
Militärgerichtsbarkeit zur Friedens- und Kriegszeit 
und im Belagerungsfalle, das II. und III. Buch vom 
eigentlichen Gerichtsverfahren, das IV. Buch handelt 
vom materiellen Militär-Strafrecht. 

Der grosse Einfluss, den das französische Militär- 
Strafrecht insbesonders zur Zeit des Rheinbundes 
auf deutsches Recht nahm, verschwand zwar nach 
Napoleon's Fall fast zur Gänze, der Codex Na- 
poleon's III. gewann aber bis auf Preussen und 
Oesterreich-Ungarn überwiegenden Einfluss über 
sämmtliche Militär-Strafprocesse des europäischen 
Festlandes, und die moderne Militär-Strafprocess- 
Wissenschaft bewegt sich so vollständig in der 



Feldgerichten neben Strenge »volle Oeffentlichkeit 
des Verfahrens«, d. i. a ] so nicht blos die Zulassung der 
Militärpersonen, sondern volle Volksöffentlichkeit auftrug. 
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Richtung des französischen Militärrechtes, dass es 
selbst Preussen und Oesterreich nicht möglich sein 
wird, bei einer zeitgemässen Reform die französischen 
Grundsätze nicht zu beachten. 

§5. 
Darstellung des Gesetzes. 

I. Gerichtsorganisation. 

Als ein das ganze französische formelle Militär- 
Strafrecht durchdringender Grundsatz ist hervorzu- 
heben, das sich einerseits dieOrganisation 
im Frieden von jener im Kriege in der 
Wesenheit nicht unterscheidet, da — mit 
geringen Ausnahmen — nur die aus dem Kriegs- 
zustande sich mit logischer Notwendigkeit erge- 
benden Ausnahmen gemacht worden sind, und 
dass die thunlich engste Beziehung zur 
allgemeinen (Civil-) Strafpro cessordnung 
aufrecht zu halten gesucht wird. 

Und dieser, den modernen Anschauungen über 
Gerechtigkeit und Rechte der Staatsbürger, als 
welche die Soldaten im modernen Volksheere er- 
scheinen, huldigende Grundsatz des französischen 
Rechtes, der durch ein Jahrhundert schon in unge- 
schwächter Kraft in Geltung steht, hat nicht nur 
nicht die Disciplin des Heeres gefährdet, ihre Schlag- 
fertigkeit nicht gelähmt, sondern unter seiner Aegide 
ist aus dem dem Verfalle preisgegebenen Königs- 
heere das gefürchtete und schlachtenerprobte Heer 
der ersten Republik und das lorbeergekrönte Heer 
Napoleon's I. entstanden. 

Dieser Grundsatz ist es vielmehr, der das fran- 
zösische Militärrecht zum Muster nicht nur aller gleich- 
zeitigen Militärrechte der europäischen Staaten 
emporhob, sondern noch heute mit theilweiser Aus- 
nahme des russischen Gesetzes emporhält. 
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Fussend auf obigem Principe unterscheidet die 
Militär-Strafprocessordnung analog dem gemeinen 
Rechte zwischen Spruch- und Revisionsgerichten. Die 
ersteren sind die Conseilsdeguerre, Kriegsgerichte, 
welche über die wegen eines Verbrechens, Vergehens 
oder einer Uebertretung Angeklagten urtheilen, und 
die letzteren die Conseils de revision, Revisions- 
gerichte, welche im Rechtsmittelverfahren über Ur- 
theile der Kriegsgerichte entscheiden. 

Diese Gerichte sind gleich den tribunaux ordi- 
nales in gewissen Sprengein, und zwar nach dem 
Gesetze vom 24. Juli 187H und vom 5. Jänner 1875 
nach Ort und Zahl ständig. Wird nun noch erwähnt, 
dass durch das Gesetz vom 26. Juli 1873 und 18. Mai 
1875 die Zusammensetzung der Spruchrichter- 
Collegien eine präcisirte ist, und dass diese Richter- 
Functionäre nicht für jeden besonderen Fall, sondern 
periodisch im Vorhinein durch den Territorial-Com- 
mandirenden (General) nominirt werden, so wird man 
im französischen Gesetze die erforderlichen Cautelen 
gegen Willkür des Commandirenden bei der Gerichts- 
besetzung und gegen Parteilichkeit oder Unwissenheit 
der Richter bei der Gerichtsübung vorfinden. 

Eine eigentümliche, im altfranzösischen resp. 
alteuropäischen Militärrechte wurzelnde Erscheinung 
bietet die Bestimmung des französischen Gesetzes 
darin, dass nur Com battanten-0 ff i eiere als 
Richter fungiren. Diese, dem Rechtsgeschichte-Un- 
kündigen vielleicht auffallende Erscheinung, welche 
den Gedanken anregen könnte, ein solches Laien- 
colleg, dem nicht einmal als Reirath ein Jurist zu- 
gesellt ist, biete keine Garantie für eine gesetzent- 
sprechende Judicatur, wird als natürlich befunden, 
wenn man erwägt, dass das gemeine materielle Straf- 
recht ohne wesentliche Abweichungen für Bürger 
und Soldaten gleichmässig gilt, das formelle gemeine 
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Strafrecht sich vom Militärrechte nicht wesentlich 
unterscheidet, die Kenntnis der Strafgesetze von 
jedem, selbst minderjährigen Staatsangehörigen, aus- 
nahmslos gefordert wird, über die Natur der beson- 
deren Militärdelicte jeder Soldat während seiner 
Dienstzeit Unterricht und genügende Aufklärung er- 
hält, das französisiche Militär-Strafgesetz in seinen 
Grundzügen ein- aus den allgemeinen Militärdienst- 
pflichten mit logischer Notwendigkeit fliessendes 
Recht darstellt, und endlich Combattanten-Richter, nur 
ein Franzose, der das 25. Lebensjahr zurückgelegt 
hat und mindestens Unterofficier ist, sein kann. Für 
trotz aller dieser günstigen Prämissen doch unter- 
laufende Rechtsirrthümer schafft aber'der Revisionsge- 
richtshof gewiss zuverlässigere Remedur, als vielleicht 
ein einzelner juristischer Beirath (nach preussischem) 
oder ein Jurist - Mitrichter (nach österreichischem) 
Muster. 

Ohne einen Theil des Gerichtshofes zu bilden, 
sind ihm beigestellt: der vom Kriegsminister ernannte 
commissaire du gouvernement (Regierungs-Commis- 
sär) sammt Stellvertreter, der ebenso ernannte rap- 
porteur (Berichterstatter) sammt Substituten, welche 
vor Beginn ihrer Thätigkeit die Beobachtung der 
constitutionellen Gesetze beschwören müssen, und 
das Personale der Gerichtsschreiberei (le greffe). Da 
nun der Commissär so ziemlich analoge Functionen 
eines Kronanwaltes (procureur de la Republique, 
beziehungsweise general pres la Cour d'appel) 
und der Rapporteur die eines Untersuchungsrichters 
(juge Instruction) versieht, so ist in der Militär- 
Strafprocessordnung das moderne Postulat der 
Scheidung der Thätigkeitskreise der Anklägerschaft, 
des Untersuchungsrichters und der Urtheiler voll- 
ständig gewahrt. 

Eine weitere sichere Gewähr für die Beachtung 
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der Gesetze durch die rechtsprechenden französischen 
Militärgerichte ist die, dass sie zwar ähnlich der Jury 
souverän über Thatfragen (points de fait) urtheilen, 
die Rechtsfragen (points de droit) aber vor ein 
zweites Gericht in Revision gezogen werden können. 
Diese also die analoge Stellung des Cassationshofes 
des gemeinen Rechtes besitzenden Revisionsgerichte 
sind durch das Decret vom 18. März 1880 in Paris 
und Algier etablirt. 

Alle kriegsgerichtlichen Erkenntnisse in Friedens- 
zeit können nämlich durch Einlegung der Revision 
seitens der Verurtheilten oder des Commissärs vor 
das Revisionsgericht gebracht werden, welches, ohne, 
wie schon bemerkt, auf die Thatfrage zurückgreifen 
zu dürfen, wegen bestimmter Umstände, und zwar: 
wegen ungesetzlicher Besetzung des Spruchgerichtes, 
Verletzung der Competenznormen, Ueberschreitung 
der Strafbefugnis oder unrichtiger Anwendung eines 
Strafgesetzes, Verletzung oder Ausserachtlassung 
besonderer Förmlichkeiten des Strafprocesses und 
Nichtbeachtung eines berechtigten Partei-Antrages, 
den erstinstanzlichen Spruch vernichten kann. Für 
Kriegszeiten kann jedoch im Grunde des Gesetzes 
vom 18. Mai 1875 durch ein vom Ministerrathe er- 
lassenes Decret des Republik-Präsidenten den von 
einem Kriegsgerichte im Felde Verurtheilten und 
durch eine Ordre des Obercommandanten eines im 
Belagerungszustande befindlichen Platzes den vom 
Gerichtshofe dieses Platzes Verurtheilten das Revi- 
sionsrecht zeitweise entzogen werden; die Todes- 
strafe oder eine infamirende Strafe darf aber nach 
verkündeter Suspensions-Ordre nur über schriftlichen 
Befehl desjenigen Commandanten-Officiers, der die 
Stellung des Angeklagten vor Gericht anordnete, 
vollzogen werden. 

Rücksichtlich der Competenzgrenzen ist bestimmt, 
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dass, wenn die Verfolgung wegen einer strafbaren 
Handlung gegen Complicen des Civil- und Militär- 
standes geht, alle Beschuldigten ohne Unterschied 
des Standes vor das Civilforum gehörten, welches 
jedoch hinsichtlich der Militärpersonen nur den 
Schuldspruch fällt, die Verhängung der entsprechenden 
Strafe aber dem Militärgerichte überlässt. Dagegen 
ist das Militärgericht competent bei Complicität 
zwischen Militärpersonen und Nichtfranzosen, zwischen 
Militär- und Civilpersonen, selbst im Frieden, aber auf 
fremdem Gebiete oder auf französischem im An- 
gesichte des Feindes oder im Falle der faktischen 
oder des proclamirten Belagerungszustandes, und 
endlich wenn die Complicen sämmtlich Militärpersonen 
waren und nur die eine oder die andere wegen 
ihres augenblicklichen Verhältnisses, z. B. Urlaubs, für 
sich allein vor das Civilforum gehören würde. 

IL Das Gerichtsverfahren. 

Dieser einfachen und im Ganzen und Grossen 
trefflichen Gerichtsorganisation schliesst sich ein 
ebensolches Processverfahren an. 

Das Verfahren umfasst mehrere Phasen, näm- 
lich die Thätigkeit der Gerichtspolizei, die eigent- 
liche Untersuchung gegen einen eines bestimmten 
Delictes Beschuldigten, die Setzung unter Anklage, 
die Verhandlung und Entscheidung über die Anklage, 
und endlich den Rechtsmittelzug. 

Die gerichtspolizeiliche Thätigkeit beginnt mit 
dem Eintreffen einer schriftlichen Anzeige über ein 
begangenes Delict oder »en cas de flagrant delit<, wenn 
der Verdächtige auf frischer That oder mit Waffen 
oder anderen Gegenständen, die von dem Delicte 
herrühren oder auf Theilnahme an demselben hin- 
weisen, betreten oder durch öffentlichen Nachruf be- 
zeichnet wird. Der Polizei-Officier, beziehungsweise 
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der Compagnie-, Escadrons-, Batterie- u. s. f. Com- 
mandant selbst wird das zur Feststellung des Delictes, 
des Beschädigten, Beschädigers und Thatortes Noth- 
wendige eventuell durch Localaugenschein, Beschlag- 
oder Inhaftnahme *) und Vernehmung von Auskunfts- 
personen vornehmen und den eigenhändig ge- 
schriebenen, alle diese Umstände beinhaltenden und 
mit den bezüglichen Urkunden belegten Thatbericht an 
den Corpschef einsenden. Findet der Letztere in der 
That eine nicht nur im Disciplinarwege zu ahndende 
strafbare Handlung, so wird er erforderlichen Falles 
selbst oder sonst durch einen von ihm hiezu mit 
Decret designirten Officier weitere Erhebungen 
pflegen und auf Grund derselben sich entscheiden, 
ob der Gerichtsherr, le general commandant la cir- 
conscription territoriale, um die Stellung des Incul- 
paten vor ein Kriegsgericht ersucht werden solle. 
Im bejahenden Falle verfasst er eine Klageschrift, 
>pleinte en conseil de guerre«, in welcher die strafbare 
Handlung genau und nach der gesetzliehen Bezeich- 
nung angeführt sein muss, und übersendet sie sammt 
dem ganzen Erhebungsmateriale im Dienstwege an 
den Gerichtsherrn, unter dessen Autorität die ganze 
Gerichtspolizei steht. 

Der commandirende General hat nämlich (mit Aus- 
nahme der dem Kriegsgerichtshofe als solchen zustehen- 
den Befugnis zur sofortigen Repression eines Tumultes 
zur Verhinderung seiner Gerichtssitzung und Beleidi- 
gung oder Misshandlung eines seiner Mitglieder) das 
ausschliessliche Recht, gegen der Militärgerichtsbarkeit 
unterliegende Personen bis einschliesslich zum Oberst- 
lieutenant, aus eigener Initiative oder über eine 
Klageschrift die strafgerichtliche Verfolgung zu ver- 
fügen, während vom Obersten aufwärts das Ver- 

*) Wenn ein Privatgebäude zu betreten ist, so hat dies 
unter Assistenz der Civilbehörde zu geschehen. 
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folgungsrecht dem Kriegsminister vorbehalten ist. 
Die Verfolgung wird eingeleitet durch die Erlassung 
eines Untersuchungsbefehles, >Ordre d'information«, 
an den Regierungscommissär bei dem competenten 
Kriegsgerichte, welcher sie vidirt und sammt Acten 
an den Rapporteur, welcher bis zur Beendigung der 
Untersuchung und Abgabe seines Berichtes (>rapport«) 
mit der Sache befasst erscheint, leitet, und bildet sie 
bei sonstiger Nichtigkeit die einzige legale Basis 
des folgenden Strafverfahrens ; im gegentheiligen 
Falle gibt der General unter detaillirter Begründung 
die Erklärung ab, dass die Verfolgung — nach der 
gegenwärtigen Sachlage *) — nicht stattfinden solle. 
Durch die Vorschrift der Vorlage monatlicher und 
namentlicher Berichte über zurückgelegte Anklagen 
an den Kriegsminister (Minist. Inst, vom 28. Juli 1857) 
wird der unbegründeten oder parteiischen Klage- 
Unterdrückung ein Riegel vorgeschoben, und durch 
das Verbot der Aufnahme des Refus in die Conduiten- 
liste (Circ. minist du 5 April 1873) die Integrität der 
Ehre eines Verdächtigten gewahrt. 

Die nächste wesentliche Uiitersuchungshand- 
lung ist die Einvernahme des Beschuldigten. Das 
Verhörprotokoll selbst muss dem Beschuldigten 
nach Vorlesung zur Genehmigung und Unter- 
schrift vorgelegt, beziehungsweise der Grund der 
Verweigerung der Unterschrift angegeben werden. 
Eine weitere Untersuchungshandlung besteht in der 
Abhörung der Zeugen, die der Untersuchende ent- 
weder persönlich oder durch eine requirirte Militär- 
oder Civilbehörde am Aufenthaltsorte der Zeugen 
vornimmt. Jeder Zeuge, und auch ein Nicht-Militär, 

*) Diese Erklärung, »refus d'informer« enthält diesen ein- 
schränkenden Passus, damit beim nachträglichen Hervorkommen 
ergänzender Umstände das Verfahren wieder aufgenommen 
werden könne. 
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ist bei sonstiger Geldbusse und zwangsweiser Vor- 
führung zum Erscheinen vor dem Militär-Unter- 
suchungsrichter verpflichtet ; die Antwortsverweige- 
rung kann jedoch am Zeugen in der Untersuchung 
blos mit einer Strafe bis zu 100 Francs geahndet 
werden. 

Die Zeugen, die einzeln und in Abwesenheit 
des Beschuldigten verhört werden, haben, falls sie 
eidesfähig sind und ein Eid zulässig ist, den Eid, dass 
sie nur die Wahrheit aussagen werden, abzulegen. Die 
Zeugenaussagen müssen womöglich mit den Worten 
des Deponenten protokollirt werden, ohne dass sich 
der Inquirent herausnehmen dürfte, über den Rahmen 
der wörtlichen Protokollirung seine Beobachtungen 
über die Geberden und Gemüthsausdrücke des Ver- 
hörten mittelst Anmerkung aufzuzeichnen. 

Die sonstigen Functionen des Rapporteurs sind 
analog jenen des Juge d'instruction des gemeinen 
Rechtes, nur dass nicht er, sondern der Gerichtsherr 
die Setzung des Beschuldigten auf freien Fuss mit 
der > ordre de mise en libertS provisoire« beschliessen 
kann. 

Die Untersuchungs-Haftfrage ist überhaupt die 
vom französischen Militär-Strafgesetze am wenigsten 
glücklich gelöste und reformbedürftigste. Der erste 
Zugriff ist sogar dem Polizei-Officier eingeräumt, der 
die Verwahrung des Inculpaten, eventuell unter 
Assistenz der Civilbehörde (wenn ein Privatgebäude 
betreten werden muss), und die Abführung an das 
Corpsgefängnis veranlassen kann, ohne dass be- 
stimmte Normen, wann verhaftet werden müsse, 
und wann nicht verhaftet werden dürfe, gesetzt er- 
scheinen. Der verhaftete Beschuldigte wird nach 
erhobener Anklage ins Gefängnis des Militärgerichtes 
überführt, wo der Angeklagte bis zur Abführung der 
Hauptverhandlung gehalten wird. Die Institution der 
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provisorischen Haftentlassung gegen Caution kennt 
nämlich die französische Militär-Strafprocessordriiing 
gar nicht, was eine umso härtere Behandlungsweis e 
der Beschuldigten zur Folge hat, da die dürftigen 
Bestimmungen über die provisorische Haft eine 
Praxis, für die die militärische Untersuchung ohne 
Haft eine Ausnahme ist, grosszog* 

Diese durch die ungenügenden Bestimmungen 
über die Haft von vorneherein benachtheiligte 
Stellung des Beschuldigten wird noch dadurch ver- 
schlimmert, dass im offenen Gegensatze zu dem 
Principe der Partei-Oeffentlichkeit, d. i. Anwesenheit 
des Klägers und wenn nicht schon des Vertheidigers, 
so zumindest des Beschuldigten bei wichtigen Unter- 
suchungsacten, als Zeugen- und Sachverständigen- 
Einvernahme u. dergl., mit der Befugnis in den Gang 
des Untersuchungsactes durch Fragestellung oder 
Erklärungsabgabe einzugreifen, die Zeugen- etc. 
Einvernahmen in Abwesenheit der Parteien erfolgen, 
und dass in gleichfalls offenem Gegen satze zu dem 
Principe der Parteigleichheit der Regierungscom- 
missär, der bis auf die dem Gerichtsherrn vorbe- 
haltene Strafverfolgungs-Initiative Repräsentant der 
öffentlichen Anklage ist, als solcher von den Ergeb- 
nissen und Phasen der Untersuchung Kenntnis und 
auf dieselbe durch Anträge Einfluss nehmen kann, 
während diesfalls die Einflussnahme eines Vertheidi- 
gers ausgeschlossen ist. 

Die Untersuchung ist also inquisitorisch geheim 
und schriftlich. Als Erklärung für diese mit dem 
sonstigen fortschrittlichen Geiste der Militär-Straf- 
processordnung im Widerspruche stehende Erscheinung 
wäre anzuführen, dass auch die französische gemeine 
Strafprocessordnung sich von der Institution der 
geheimen inquisitorischen Untersuchungs-Maxime nicht 
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befreit hat und eben Civil- und Militär-Strafverfahren 
Hand in Hand gehen. 

Hält der Rapporteur die Untersuchung für be- 
endet, so verfasst er einen Bericht, (rapport), welcher 
die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung um- 
umfasst und erläutert, und einen Befund, (avis), welcher 
einen begründeten und mit Bezug auf die ein- 
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen des materiellen 
Strafrechtes ausgestalteten Antrag auf Unter Anklage - 
oder Ausser Anklagesetzung des Inquisiten enthält. 

Dieser Rapport, welcher vor dem Spruchgerichte 
verlesen werden muss, vertritt also die Klageschrift 
(Pacte d'accusation) des gemeinen Rechtes und schliesst 
die Thätigkeit des Inquirirten. Diese Schriftstücke über- 
sendet der Rapporteur sammt Acten dem Regierungs- 
commissär, welcher sie mit seinen Anträgen (con- 
clusions), welche von jenen des Rapporteurs ver- 
schieden sein können, an den Gerichtsherrn, d. I 
commandirenden General oder Kriegsminister, ge- 
langen lässt. Der Gerichtsherr endlich spricht die 
Versetzung des Beschuldigten in den Anklagestand 
(lamise enjugement) aus unter Einberufung des Kriegs- 
gerichtes (ordre de convocation du conseil), oder 
erlässt den Einstellungsbeschluss (Pordonnance de non- 
lieu), doch muss die »ordre de mise en jugement« 
nach den Anträgen des Regierungscommissärs 
formulirt und die »ordonnance de non Heu«, zumal 
sie res judicata schafft, motivirt sein. 

Der Anklagebefehl, (Pordre de mis en jugement), 
welcher die dem Angeklagten zur Last gelegte straf- 
bare Handlung sammt den einschlägigen Gesetzes- 
stellen enthalten muss, ist an den Regierungscom- 
missär gerichtet, und hat er sie mindestens drei Tage 
vor Zusammentritt dem Angeklagten in einer wört- 
lichen Abschrift sammt der Zeugenliste mitzutheilen 
und ihm zu eröffnen, dass, wenn er nicht selbst einen 
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Vertheidiger bestellen würde, ihm ein solcher durch 
den Gerichtsvorsitzenden amtswegig würde zugetheilt 
werden. Diese Formalität bezeichnet das 
Gesetz als wesentlich. Es soll nämlich dem 
Angeklagten Gelegenheit gegeben werden, eine ge- 
raume Zeit vor seiner Stellung vor Gericht die Trag- 
weite der Anklage und des Anklagematerials genau 
kennen zu lernen, Zeit zur Sammlung und Ueber- 
legung seiner Verteidigung, zur Rückerinnerung an 
vergessene oder nicht mehr vollständig gegenwärtige 
Umstände, zur Rücksprache mit dem Vertheidiger 
zu gewinnen und nach allen diesen Richtungen hin 
einleitende Schritte zu unterehmen oder unternehmen 
zu lassen. 

Den Vertheidiger kann sich der An- 
geklagte ohne Einschränkung auf be- 
stimmte Personen aus dem Militär- oder 
Advocatenstande wählen, aus einem an- 
deren Berufs kreise jedoch nur mit Er- 
laubnis des Militär-Gerichtsvorsitzen- 
den. Amts wegige Vertheidiger werden im Frieden 
in der Regel aus dem Advokatenstande und im Felde 
aus eigens hiezu bestimmten Officieren und Unter- 
officieren entnommen. 

Dem Vertheidiger steht das Recht zur unein- 
geschränkten Acteneinsicht und Abschriftennahme 
vom Tage seiner Bestellung bis zum Tage der an- 
beraumten Verhandlung frei. 

Erst in der öffentlichen und mündlichen Ver- 
handlung, P Instruction en public ou les de- 
b a t s, liegt das Schwergewicht des Processes. 

Die Haupt Verhandlung ist bei sonstiger 
Nichtigkeit öffentlich, und zwar nicht blos pariei- 
oder militär- sondern volksöffentlich, das heisst 
der Zutritt zur Verhandlung ist weder auf die Process- 
parteien noch auf die Militärpersonen beschränkt. 
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Aus Gründen der Sittlichkeit und der öffent- 
lichen Ordnung kann aber amtswegig oder über 
Antrag der Parteien mittelst Gerichtsbeschlusses die 
Volksöffentlichkeit ganz oder für einzelne Process- 
acte, zürn Beispiel während der Verlesung eines 
Schriftstückes, Deposition einzelner Zeugen, Befund- 
abgabe durch Sachverständige u. s. f., ausgeschlossen*) 
werden ; das U r t h e i 1 ist aber immer öffentlich zu 
verkünden. 

Das Gericht kann aus öffentlichen Rücksichten 
die Verbreitung der Berichterstattung über die 
Hauptverhandlung eines besonderen Straffalles durch 
die Presse, niemals aber die Reproduction des 
Urtheiles verbieten. 

Dem Vorsitzenden, der sich vor der Haupt Ver- 
handlung aus dem Strafacte genauest zu instruiren 
hat, kommt die Leitung der Verhandlung und die 
Handhabung der Sitzungspolizei zu, im Grunde 
welcher er über ruhestörende Zuhörer Freiheits- 
strafen bis 15 Tage verhängen kann. Beleidigungen, 
Bedrohungen oder Verletzungen der Richter durch 
Zuhörer oder Zeugen, ferner alle vor dem Gerichts- 
hofe vom Angeklagten begangenen Delicte werden 
vom Gerichtshöfe sofort an jeder Militärspersön ohne 
Unterschied des Ranges nach dem Militär- Straf- 
gesetze und an Civilpersonen nach dem gemeinen 
Rechte geahndet. Ebenso steht dem Gerichtshofe die 



*) Die anfänglich im französischen Militär-Strafprocesse 
herrschende unbedingte Volksöffentlichkeit ohne Unter- 
schied, ob gemeine oder militärische Delicte der Verhand- 
lung zu Grunde lagen, wurde durch »Constitution du 12 novem- 
bre 1848« dahin eingeschränkt, dass »wegen Gefährdung der 
Ordnung oder Sitte« die Oeffentlichkeit ausgeschlossen werden 
dürfe, was die Praxis der Militärgerichte in Extension des Be- 
griffes »Ordnung« auch auf Gefährdung der »Heeresdisciplin« 
ausdehnt. 

10 
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Ahndung eines Tumultes, welcher die Rechtssprechung 
verhindern soll, zu, und können gegen Jedermann*) 
bis zwei Jahre Freiheitsstrafen verhängt werden. Zur 
Ahndung anderer als der eben erwähnten Delicte 
ist eine Civilperson dem competenten Gerichte zu 
überweisen, eine jede Militärperson sofort dem 
Richterspruche des versammelten Gerichtshofes zu 
unterwerfen. 

Zur Verhandlung erscheint der Angeklagte, auch 
wenn er in Haft ist, ungefesselt, aber unter Wache. Er- 
scheint der nicht verhaftete Angeklagte trotz ord- 
nungsmässiger Ladung nicht, so kann der Vor- 
sitzende nach Erfordernis seine zwangsweise Vor- 
führung oder nach Constatirung seines Ungehorsams 
die Abführung der Hauptverhandlung in seiner Ab- 
wesenheit anordnen, wUs auch einzutreten hat, wenn 
der Angeklagte wegen störenden Benehmens über 
Weisung des Vorsitzenden abgeführt werden musste. 

Nach Feststellung der Identität des Angeklagten, 
Verlesung des Einberufungsbefehles, der Zeugenliste, 
des Anklageberichtes und, falls es der Regierungs- 
Commissär für nothwendig erachtet, seiner Ausein- 

*) Diese Bestimmung enthält anscheinend eine Ausnahme 
von der Regel, dass Niemand seinem competenten Richter 
entzogen und kein Höherer durch Niedere gerichtet werden- 
dürfe; doch erklärt sich dies damit, dass einerseits der ver- 
sammelte Gerichtshof der Vertreter der rechtsprechenden Volks- 
Majestät (die Urtheilspublication geschieht xauNome du Peuple 
Francis«) in Ausübung richterlicher Functionen Vorgesetzter 
erscheint, und andererseits, dass diejenige Civilperson, die sich 
in den Umkreis der Militär-Gerichtsgewalt begibt, um dort 
Delicte zu begehen, sich selbst dieser Gewalt unterwirft. (Ein 
Analogon nach der entgegengesetzten Seite findet sich im 
österreichischen Civil-Standrechte, wonach Militärpersonen, 
die im Umkreise der Civil-Standrechts- Gerichtsgewalt die 
bezüglichen Delicte begehen, dieser Civil-Gerichtsgewalt unter- 
liegen.) 
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andersetzung des Gegenstandes der Anklage, gibt 
der Vorsitzende dem Angeklagten die straf bare Hand- 
lung, wegen welcher die Anklage erhoben ist, sowie 
sein Recht zur uneingeschränkten Rechtfertigung 
bekannt und erinnert den Vertheidiger, nichts gegen 
sein Gewissen vorzubringen und in seinen Aus- 
führungen Mässigung und die Achtung vor den 
Gesetzen zu bewahren. 

Sota» werden die etwa gegen die Gerichts-Com- 
petenz aufgeworfenen Einwendungen (mit einfacher 
Stimmenmehrheit des Gerichtshofes, wie alle sonstigen 
Incidenzfälle) entschieden, und eventuelle Beschwer- 
den hiegegen sowie Einsprüche gegen die Art der 
Zusammensetzung der Richterbank auf die Revision 
wider das Endurtheil gewiesen. 

Nach Vernehmung des Angeklagten wird zur 
Zeugenabhörüng geschritten. Zur Zeugeneinvernahme 
werden nicht zugelassen: des Angeklagten Ascen- 
denten und Descendenten, Geschwister und Ge- 
schwisterkinder, Elterngeschwister, der Ehegatte, auch 
wenn die Ehe geschieden wäre, und der Denunciant, 
wenn er nach dem Gesetze eine Belohnung zu er- 
warten hat. Die zugelassenen Zeugen haben bei 
sonstiger Nichtigkeit des Verfahrens vorerst den 
Zeugeneid abzulegen. 

Sohin werden sie zuerst vom Vorsitzenden ver- 
hört, sodann von den Richtern und den Processpar- 
teien, jedoch durch den Mund des Vorsitzenden 
questionirt, und amtswegig. oder über Partei-Antrag 
confrontirt und zur Aufhellung etwaiger Widerrufe 
oder Aenderungen ihrer Aussagen verhalten, was im 
vom »greffier« zu führenden Protokolle über die Haupt- 
verhandlung insbesonders zu vermerken ist. 

Nach der Abgabe der Aussagen der Beweis - 
personen (Zeugen und Sachverständigen) und nach 
Vorführung des etwa vom Vorsitzenden kraft seiner 

10* 
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discretionären Gewalt eines Verhandlungsleiters bei- 
geschafften Beweismateriales werden zuerst der Re- 
gierungs-Commissär mit seinen Schlussanträgen (re- 
quisitions) und der Angeklagte und sein Vertheidiger 
mit ihren Schlussausführungen, respective Verteidi- 
gungsreden gehört. Der Commissär darf nur noch 
zur Replik das Wort ergreifen, das letzteWort*) 
gehört aber dem Angeklagten (Vertheidi- 
ger), worauf die Verhandlung für geschlossen erklärt 
wird und der Gerichtshof sich zur Berathung 
zurückzieht. 

Der Vorsitzende stellt die von jedem Richter 
einzeln zu bejahende oder zu verneinende Frage, ob 
der Angeklagte der ihm zur Last gelegten That 
schuldig sei, und die etwa erforderlichen weiteren 
Fragen nach Erschwerungsumständen oder Straf- 
ausschliessungsgründen und, wenn der Angeklagte 
die That im Alter unter 16 Jahren begangen hat, 
nach dem Vorhandensein des nothwendigen geistigen. 
Unterscheidungsvermögen. Die Stimmabgabe erfolgt 
vom niedrigsten Range und bei Gleichgestellten vom 
Jüngsten**) aufwärts. 

Zur Bejahung der Schuldfrage ist absolute 
Stimmenmehrheit erforderlich, und ebenso, zur Straf- 

*) Der Angeklagte hat faktisch das letzte Wort, 
indem der Militärpro cess ein »Resum£ des Vorsitzenden« nicht 
zulässt, und das mit vollem Rechte, weil ein wirklich objectives 
Resum£ zu den allerseltensten Dingen gehört und in Wirklich- 
keit das Resume mehr oder weniger offen zur Bekämpfung der 
Schlussanträge des Anklägers oder Vertheidigers und zur Auf- 
drängung der persönlichen Ansicht des Vorsitzenden miss- 
braucht zu werden pflegt. 

**) Dadurch soll verhindert werden, dass die Ansicht des 
Vorsitzenden oder des Ranghöheren oder Aelteren einen Einfluss 
auf den Niederen oder Jüngeren ausübe, als sonst Kamaraderie, 
Streberthum, Servilismus oder Gedankenlosigkeit und nicht 
die innere wohlerwogene Ueberzeugung der Richter Recljt 
sprechen würde. 
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frage. Lässt sich eine solche Mehrheit nicht erzielen 
so gilt der dem Angeklagten minder ungünstige, 
beziehungsweise bei noch weiterer Spaltung der 
Stimmen, der günstigste Strafantrag als zum Be- 
schlüsse erhoben. 

Das Urtheil sämmt Gründen wird in öffentlicher 
Sitzung, jedoch in Abwesenheit*) des Angeklagten 
durch den Vorsitzenden verlesen; dem Angeklagten 
wird das Urtheil später in Gegenwart des Regierungs- 
Commissärs durch den Protokollführer verlesen und 
belehrt der Regierungs-Commissär den verurtheilten 
Angeklagten über das ihm zustehende Revisions- 
rechtsmittel. 

Wird der Angeklagte von der ihm zur Last 
gelegten That freigesprochen, so ist er, falls 
er in Haft war, sofort zu enthaften ; erkennt das 
Gericht aber blos, dass der Angeklagte losge- 
sprochen werde, weil (angeblich) die That nicht vom 
Strafgerichte verpönt sei, erfolgt die Enthaftung erst 
dann, wenn der Commissär die Beschwerde nicht 
überreicht hat* Ein Strafurtheil endlich enthält ausser 
dem Schuld- und Strafverdicte die Verurtheilung zum 
Kostenersatze und eventuell auch die Verfügung 
wegen Confiscation oder Rückstellung der saisirten 
Objecte. 

Die Urtheilssentenz, die vom Protokollführer auf- 
gesetzt und von dem ganzen Richtercolleg mitunter- 
schrieben wird, muss bei sonstiger Nichtigkeit ent- 
halten : Namen und Ränge der Richter, Namen, Alter 
Profession und Wohnort des Angeklagten, die durch 
die Anklage zur Last gelegte Handlung, die erfolgte 
Leistung der Zeugeneide, Schlussanträge des Re- 
gierungs-Commissärs, die an die Richter vom Vor- 
sitzenden gestellten Fragen, ihre Beantwortung unter 

*) Das geschieht deshalb, um zu verhindern, dass die 
Ruhe und Ordnung durch den Verurtheilten gestört werde. 
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Bekanntgabe des Stimmenverhältnisses, den Wortlaut 
der angewendeten strafgerichtlichen Bestimmungen, 
den Vermerk über die Oeffentlichkeit der Sitzung, 
oder die Gerichtshof-Entscheidung über ihren Aus- 
schluss und den Vermerk über die öffentliche Vor- 
lesung des Urtheiles. Diese förmliche Urtheils- Aus- 
fertigung wird dem Hauptverhandlungs-Protokolle 
beigeschlossen* 

Der Revisionsrecurs ist vom verurtheilten Ange- 
klagten binnen 24 Stunden anzumelden, und wird 
vom »greffier« oder gegebenenfalls vom Director 
der Anstalt, wo der Angeklagte sich in Haft befindet, 
aufgenommen, beziehungsweise geschieht die An- 
meldung durch den Vertheidiger. 

In gleicher Frist muss die etwaige Beschwerde 
des Commissärs überreicht werden, er kann aber die 
Revision nur in drei Fällen*) fordern, und zwar: im 
Falle der Verurtheilung des Angeklagten sowohl zu 
seinem Nachtheile als auch zu . seinem Vortheile 
wegen falscher Anwendung des Strafgesetzes, im 
Falle Lossprechung nur zum Nachtheile des Ange- 
klagten, wenn mit Unrecht vom Gerichte die 
incriminirte That als straflos erklärt wurde, und im 
Falle eines freisprechenden Urtheiles, wenn irrig die 
Nichtexistenz eines bezüglichen Strafgesetzes als Grund 
der Freisprechung angenommen wurde, aber dann 
blos zur Wahrung des Gesetzes* 

Da sich das Revisionsgericht nur mit den Rechts- 
fragen beschäftigen kann, so ist das Verfahren 
vor demselben einfach folgendes: Der Commissär 



*) Diese Beschränkung erklärt sich damit, dass das Kriegs- 
gericht nach Art der Jury ohne Angabe von Gründen 
auf die gestellten Fragen blos bejahend oder verneinend ant- 
wortet, weshalb nur die erledigten Rechtsfragen und nicht auch 
die angenommenen Thatfragen mittelst Revision angefochten 
werden können. 



J 
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beim Kriegsgerichte sendet die Revisionsanmeldung 
(sammt einer f< eventuellen schriftlichen Ausführung 
der Bitte um Revision), das Urtheil sammt allen 
Acten an den Commissär beim Revisionsgerichte, 
der sie dem >greffier« des Revisionsgerichtes zu- 
sendet, damit — wohl nur innerhalb einer vierund- 
zwanzigstündigen Frist — eventuell der Vertheidiger 
von den Acten Einsicht nehmen und seine schriftlichen 
Erinnerungen beischliessen lassen könne, zu welchem 
Zwecke, wenn das Revisionsgericht an demselbea 
Orte wie das Kriegsgericht tagt, der bereits bestellte 
Vertheidiger eingeladen, im andern Falle und wenn 
die rechtzeitige Verständigung des bestellten Ver- 
theidigers nicht thunlich ist, ein Offo-Vertheidiger 
ad hoc bestellt wird. 

Nach Ablauf dieser 24slündigen Frist werden 
vom Vorsitzenden die Acten einem Richter des Revi- 
sionsgerichtes zur Abfassung eines Berichtes zu- 
gemittelt. Diesen Bericht (worin er jedoch seine An- 
sicht nicht offenbaren darf) erstattet dann der 
Referent in der öffentlichen Revisionsverhandlung, 
in welcher der Vertheidiger und der Regierungs- Com- 
missär auch ihre Anträge formuliren und begründen 
können. Der Gerichtshof erkennt sodann mit Stimmen- 
mehrheit über jeden vorgebrachten Beschwerdepunkt 
unter bündiger Beifügung der Gründe der Mehrheit 
und enuncirt sein Erkenntnis entweder auf Bestätigung 
des angefochtenen Urtheiles des Kriegsgerichtes oder 
auf Cassirung desselben unter ausdrücklicher Bezeich- 
nung des vom Kriegsgerichte verletzten oder irrig 
angewandten Gesetzes. Im Falle Verwerfung der 
Beschwerde einer von einem Militärgerichte verur- 
theilten Civilperson ist dieser zu eröffnen, dass ihr 
das Recht zusteht, den Cassationshof in Paris wegen 
Incompetenz des Militärgerichtes anzurufen (Gesetz 
vom 18, Mai 1875). Jenen Civilpersonen aber, welche 
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vermöge ihrer Lage den Militärges,etzen und Regle- 
ments an und für sich unterliegen, z. B. den nach 
Cayenne Transportirten, Kriegsgefangenen, in Invali- 
denhäusern Untergebrachten, der Vogteigerichtsbarkeit 
Unterworfenen und in einem belagerten oder ein- 
geschlossenen Platze Befindlichen steht dieses Rechts- 
mittel nicht zu. 

Wird vom Revisionsgerichte das erstrichterliche 
Urtheil wegen Incompetenz eines Militärgerichtes 
überhaupt behoben, so ergeht hievon die Ver- 
ständigung an den Procurator bei jenem Civil-Straf- 
gerichte, das sich am Orte des Militär-Revisions- 
gerichtes befindet; wird es aus formellen Gründen 
cassirt, so wird gleichzeitig das Kriegsgericht 
bestimmt, vor welches die Strafsache zur neuer- 
lichen Verhandlung, eventuell . neuerlichen Unter- 
suchung gelangen soll ; wird endlich das Urtheil nur 
hinsichtlich des Verdictes über die Strafe wegen 
irriger Anwendung des materiellen Strafgesetzes 
behoben, so wird die Sache an ein neues Spruch- 
gericht, aber blos zur richtigen Strafverhängung*) 
geleitet. Das neue Kriegsgericht ist an die Rechts- 
ansicht des Revisionsgerichtes gebunden. Gegen das 
Urtheil des zweiten Kriegsgerichtes sind dieselben 
Rechtsmittel, sowie gegen das des ersten Kriegs- 
gerichte^ zulässig. Das Urtheil eines eventuellen 
dritten Kriegsgerichtes ist nur zur Wahrung des Ge- 
setzes anfechtbar. 



*) Wenn man auch dem französischen Recht, weil es Spruch- 
und Revisionsgericht so vollständig auseinanderhält, Consequenz 
nicht absprechen kann, so führt dieser Auseinander halt doch zu 
einer manchmal ganz unnöthigen Verzögerung und Arbeits- 
häufung. Jedenfalls ist die Bestimmung des x Codice penale 
ital.,« dass dem Revisionsgerichte, im Falle Stattgebung der Be- 
schwerde, zusteht, den Angeklagten eventuell sofort selbst frei- 
zusprechen oder die ihm angemessene und gesetzliche Strafe 
selbst zu verhängen, die erfahrungsgemäss praktischere. 
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Ist aber ein Revisionsrecurs nicht eingebracht 
oder verworfen und also das Urtheil rechtskräftig, so er- 
sucht der Regierungs-Commissär den coitimandirenden 
General um Veranlassung des Urtheilsvollzuges, Der 
Commandant selbst hat kein Recht das Urtheil zu 
verschärfen oder zu mildern oder gar den Verur- 
theilten zu begnadigen, ihm steht blos die Anordnung 
des Aufschubes der Urtheils Vollstreckung zu, um die 
Acten an den Kriegsminister zu leiten. Bei Todes- 
urtheilen müssen die Acten von ihm dem Kriegs- 
minister vorgelegt werden. Das Begnadigungsrecht 
steht nur dem Staatsrepräsentanten zu. Der schliess- 
liche Urtheilsvollzug ist ein Act der Administrativgewalt. 

Von diesem Normalverfahren bestehen Aus- 
nahmen für: l. das Verfahren in Kriegszeiten und 
beim Belagerungszustande, und 2. das Cöntumazver- 
fahren. 

Ad. 1. Wenn ein Armeecorps oder mehrere 
Armeecorps zu einem Heere vereinigt auf heimat- 
lichem Boden oder ausserhalb der Reichsgrenzen zur 
Operation gegen einen Feind berufen sind, werden 
über Befehl des Kriegsministers in jeder Division 
(eventuell in jedem selbständig operirenden Detache- 
ment) und im Hauptquartiere der Armee, beziehungs- 
weise im Hauptquartiere jedes Armeecorps ein oder 
zwei Kriegsgerichte bestellt, welche mit fünf Richtern 
(Vorsitzenden inbegriffen) nach dem Range des An- 
geklagten in der auch für Friedenszeit geltenden 
Rangordnung besetzt und denen ein Commissär als 
Klageanwalt und*) Untersuchungsrichter und ein 



*) Die Vereinigung der Functionen eines Klageanwaltes 
und Untersuchungsrichters in einer Person erklärt der Bericht 
zum Gesetz vom 18. Mai 1876 mit der Notwendigkeit der 
Verminderung der mit ausserkriegerischen Berufsgeschäften in 
Anspruch genommenen Officiere und mit der erforderlichen Ab- 
kürzung des Verfahrens. 
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Amtsschreiber sammt den für beiden Letzteren er- 
forderlichen Substituten zugetheilt werden. Alle diese 
Fünctionäre werden vom bezüglichen Commandanten 
aus dem betreffenden Detachement, Corps etc. ent- 
nommen. Im Falle Mangels an entsprechenden Offi- 
eieren können zwei Richter auch um einen Grad 
unter dem Range des Angeklagten stehen. Ist aber 
der Angeklagte ein Oberst oder ein Höherer, so hat 
die Normalzusammensetzung der siebengliederigen 
Richterbank platzzugreifen. 

Das Revisionsgericht befindet sich in Kriegs- 
zeiten im Armee- Hauptquartier oder im Hauptquartier 
des Armeecorps, doch können im Bedarfsfalle für 
mehrere Detachements, Divisionen eta besondere 
Revisionsgerichte errichtet werden. Die Entnahme 
und Ernennung der Fünctionäre ist dieselbe wie bei 
den Kriegsgerichten im Felde, die Zusammensetzung 
des Gerichtshofes gleich jener im Frieden, nur kann 
im Mangelfalle an entsprechenden Officieren der 
Gerichtshof (Vorsitzender inbegriffen) auch aus nur 
drei Personen bestehen und der Commissär blos 
Capitän sein. 

Eine einschneidendere Abweichung tritt jedoch 
bei Gerichten der im Belagerungszustande befindlichen 
Plätze ein. Wenn nämlich eine oder mehrere Ge- 
meinden aus Gründen der äusseren oder inneren 
Sicherheit in Belagerungszustand erklärt werden, so 
urtheilt das Kriegsgericht der Sprengel, in denen 
jene Gemeinden oder Departements liegen, auch über 
Civilpersonen wegen der Delicte, welche die Be- 
stimmungen der Gesetze über den Belagerungszu- 
stand (Gesetz vom 10. Juli 1791, von 9. August 1849 
und 3. April 1878) der Militärgerichtsbarkeit beson- 
ders zugewiesen haben, und kann mit dem Decret des 
Staatsoberhauptes der Gerichtsitz, eventuell auch 
der des Revisionsgerichtes, zeitweise in eine dieser 
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Gemeinden oder Departements verlegt werden. In 
den vom äusseren Feinde wirklich belagerten oder 
eingeschlossenen Plätzen sind aber stets zwei be- 
sondere Kriegsgerichte für die Dauer der faktischen 
Belagerung zu etablirsn, deren Mitglieder vom Platz- 
gouverneur oder Comjnandanten im Bedarfsfalle auch 
aus ausser Activität stehenden Officieren nach Art 
. der gewöhnlichen Feldkriegsgerichte bestimmt werden. 
In gleicher Weise ist ein Revisionsgericht zu bestellen 
(falls der Rechtszug nicht in Gemässheit des vor- 
gedachten Gesetzes vom 18. Mai 1875 mittelst Sus- 
pensions-Ordre eingestellt worden ist). 

Das Processverfahren selbst zeigt wenige Ab- 
weichungen, die sich sämmtlich aus der Kriegs- Situation 
oder dem Mangel an genügenden Functionären er- 
klären lassen. Der Müitär-Polizeiofficier kann nämlich 
auch ohne Assistenz einer Civilbehörde Privatörtlich- 
keiten betreten und, im Falle sich am Orte keine 
.Civilbehörde befände, auch weiters seines Amtes 
walten ; die Untersuchungsordre wird erlassen : vom 
»general en chefc rücksichtlich der vor das Kriegs- 
gericht im Hauptquartier der Armee Gehörigen, vom 
commandirenden Armee - Corpsgeneral rücksichtlich 
der vor das Armee-Corpsgericht, vom commandirenden 
Divisions- General rücksichlich der vor das Divisions- 
gericht, vom Commandanten eines selbständigen 
Truppendetachements rücksichtlich der vor das für 
dieses Detachement errichtete Gericht Gehörigen, und 
endlich vom Gouverneur oder Platzcommandanten 
der belagerten und eingeschlossenen Plätze ; die An- 
klage-Ordre und die Gerichtseinberufung erfolgt durch 
Jenen, der die Untersuchungs-Ordre erlassen hat ; bei 
Mangel an disponiblen Kräften und bei Erfordernis 
eines raschenVerfahrens kann die Voruntersuchung ganz 
in Wegfall kommen ; die Frist zur Instruirung für den 
Vertheidiger kann gekürzt werden ; über Schuld- und 
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Straffragen bei nur mit fünf, beziehungsweise drei 
Richtern besetzten Militärgerichten entscheidet die 
einfache Stimmenmehrheit; wegen während der 
Sitzung des Militärgerichtes begangener Delicte sind 
dem Militärgerichte alle Personen ohne Standesunter- 
schied unterworfen; dem »general en chef« sind- alle 
im Frieden dem Kriegs minister vorbehaltenen Rechte, 
z. B. die Anordnung der strafgerichtlichen Verfolgung 
eines Officiers vom Obersten aufwärts etc., übertragen 
und dem Kriegsminister blos die Verfolgung wegen 
des Militärverbrechens der schuldbaren Capitulation 
vorbehalten. 

Als ein weiteres Ausnahmsgericht für Kriegs- 
zeiten sind die Vogteigericjite zu erwähnen. Wenn 
die französiche Armee sich auf fremdem, occupirtem 
Gebiete befindet, so übt auf diesem Gebiete der 
»grand prevöt«, Obervogt, entweder selbst oder 
durch seine Vögte, unter Assistenz von Schreibern, 
die er sich unter den Unterofficieren aussucht, die 
Gerichtsbarkeit über Marketender, Händler, Gesinde- 
leute und andere mit Erlaubnis sich bei der Armee 
Aufhaltende, ferner über Landstreicher und Kriegs- 
gefangene des Mannschaftsstandes bei Delicten aus 
deren Sühne sechsmonatliche Haft oder 200 Francs 
nicht übersteigt. Die Urtheile des Vogts sind in- 
appellable* 

Ad 2. Vorbedingungen für die Zulässigkeit des 
Cöntumazverfahrens sind, dass eine Untersuchung 
ordnungsmässig abgeführt worden ist und ferner, 
dass der Beschuldigte sich verborgen hält oder ent- 
flohen ist, was aber erst dann als festgestellt ange- 
nommen wird, wenn ein Vorführungsbefehl resultat- 
los blieb. 

Hat sich der Beschuldigte ins Ausland geflüchtet 
und ist sein Aufenthaltsort scnst bekannt, so ist 
zunächst im Grunde der internationalen Verträge seine 
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Auslieferung anzusuchen. Ist aber die Einleitung des 
Ausbleibensverfahrens unerlässlich, so wird der Be- 
schuldigte unter Verlautbarung des Delictes zum Er- 
scheinen binnen zehn Tagen aufgefordert und nach Ver- 
streichung der Frist das Kriegsgericht in üblicher Weise 
einberufen. Bei der Verhandlung werden die Acten ver- 
lesen, Zeugen nicht abgehört, ein Vertheidiger nicht zu- 
gelassen, und bei der Urtheilsschöpfung keine Frage 
auf Milderungsumstände gestellt. Die Urtheils-Aus- 
fertigung wird am Gerichtsorte und im letzten Wohn- 
orte des Verurtheilten vor seinem Eintritte ins Heer 
angeschlagen. Ein Rechtsmittel gegen das Urtheil 
kommt blos dem Commissär zu. Nur den wegen 
eines Vergehens oder einer Uebertretung über Aus- 
bleiben Verurtheilten steht ein binnen fünf Tagen zu 
erhebender Einspruch zu *). 



*- 



*) Ueber die Mängel dieses Verfahrens, sowie wegen 
ausführlicherer kritischer Darstellung vergl. W e i s 1 ' s »Frank- 
reichs Militär-Strafprocessordnung«, Wien 1887. 



Das Militäpverfahren in Deutschland. 






§ 1. 

Geschichtlicher Rückblick. 

Der altdeutsche St rafprocess warein 
reiner mündlicher Anklageprocess, der 
vor der Volksgemeinde (Kriegsgenos- 
senschaft) öffentlich verhandelt worden 
ist. Dieser öffentlich-mündliche An- 
klageprocess erhielt sich im Heere 
viel länger als in dem bürgerlichen 
Leben, nä.m lieh bis über dasMittelalter 
hinaus, so dass er als der Militär-Straf- 
process »kat exoehen« erscheint Noch 
im Heergesetze Kaiser Friedrich's I. vom Jahre 115s 
bewegt sich der Kriegsprocess in den unverfälschten 
alten, deutschen Formen, und in den Kriegs artikeln 
für die Landsknechte vom Jahre 1508, beziehungs- 
weise dem Reichsgesetze von 1570 finden sich 
wenigstens noch die Grundzüge der Anklage, der 
Mündlichkeit und Oeffentlichkeit und : — wenn auch 
in sehr primitiver Form — der Vertheidigung er- 
halten, welche Gustav Adolf im Jahre 1621 für sein 
neuorganisirtes und weltberühmt gewordenes Heer 
ftir den Kriegsprocess herübernahrxi. 

Darausistersichtlich, dass derö f f e n t- 
liche mündliche Anklageprocess die ur- 

11 
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•eigenste Form des Militär - Strafver- 
fahrens ist und die Reformbewegung in 
Deutschland nichts Anderes bezweckt, 
als die Rückkehr zum alten deutschen 
Militärprocesse. 

Viel später als der bürgerliche Strafprocess, 
nämlich erst gegen das Ende des 16. und zu Anfang 
des 17. Jahrhunderts, fiel der Militär-Strafprocess 
dem römisch-kanonischen, respective dem spanisch- 
französischen Inquisitionsverfahren zum Opfer, in 
dessen Banne sich noch heute von allen europäischen 
Heeren nur noch die Heere Deutschlands und 
Oesterreich-Ungarns befinden. Wohl erhielten sich 
sporadische Fälle der Uebung einzelner Formen des 
alten Kriegsgerichtes noch bis zu Ende des 17. Jahr- 
hunderts, wie aus den Aufzeichnungen Burger's 
(observ. mil.-pol. c. 1, obs. X) und S p a t e n's (Kriegs- 
schultheiss 1. c. cap. IX) hervorgeht, doch ist dies 
darauf zurückzuführen, dass die Carolina — peinliche 
Halsgerichtsordnung Carl's V. (1530—1-532) — trotz 
ihres inquisitorischen Grundcharakters noch einige 
Formen des accusatorischen Processes beibehielt, und 
daher z. B* selbst noch die »Bestallung eines Malefiz- 
Gerichtes in der kaiserlichen Armee (t723)c die Vor- 
tragung der Anklage vor dem versammelten Kriegs- 
rathe durch den Profossen verlangt. In L ü n i g's 
corp. jus. mil. (1723) wird aber das Spiessrecht als 
»längst abgeschafft« bezeichnet. 

Die Grundzüge dieses schon im 17. Jahrhundert bei 
den deutschen Heeren fast allgemein gewordenen 
Militär-Imquisitionsprocesses waren folgende : 

Der Auditeur, so wurde nämlich nun der Re- 
giments-Schultheiss genannt, trat über Anzeige oder 
gemeinen Ruf in Thätigkeit. Nach der Inhaftnahme 
des Verdächtigen wurde gegen ihn vom Inquirenten, 
dem Auditeur, die Inquisition eingeleitet. War der 
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Inquisit nicht geständig, so wurden die etwaigen 
Zeugen unter Eid abgehört, und zwar ebenso wie beim 
Verhöre mit dem Beschuldigten, Gefahr im Verzuge 
ausgenommen immer in Gegenwart zweier Gerichts- 
zeugen, die die Richtigkeit der Protokollirung durch 
ihre Mitunterschrift bezeugten. 

War der Inquisit trotz etwaiger Confron- 
tation nicht geständig, so schritt der Auditeur nach 
Einholung der Ordre des Commandeurs zur — pein- 
lichen Frage i. e. Folter (!). Nach Beendigung der 
Inquisition trat das Kriegsgericht, > Kriegsrecht« 
genannt, zusammen, welchem der Auditeur den Act 
in Abwesenheit der Zeugen und des Angeklagten 
verlas und erklärte und über die anzuwendenden 
Kriegsartikel referirte Das Kriegsgericht fällte seine 
Sentenz nach Mehrheit der (Classen-) Vota und über- 
mittelte das Urtheil dem Commandeur zur einbe- 
gleitenden Weitervorlage an den Kriegsherrn oder 
seinen Delegirten. Im Felde aber, wenn es sich um 
Statuirung eines Exempels handelte, konnte der Com- 
mandeur Urtheile wider Mannschaftspersonen sofort 
vollstrecken lassen. Später bildete sich insbesonders 
bei den kaiserlichen Truppen die Uebung aus, dass 
bei Fusstruppen und Dragoner-Regimentern das Ur- 
theil vom Commandeur sofort vollstreckbar erklärt 
werden konnte, während bei Reitertruppen (ab- 
schliessend Dragoner) das Urtheil ans General-Audi- 
toriat, respectivean den commandirenden General ein- 
gesandt werden musste. 

Wenn aber der Beschuldigte weder ein Geständ- 
nis abgelegt hatte, noch durch Zeugen überführt war 
und auch der Indicienbeweis nicht ausreichte, um die 
Folter sofort in Anwendung zu bringen, so wurden 
bei gemeinen und gemischten (worauf in den Ar- 
tikeln keine bestimmte Strafe angedroht war) Delicten 
die Acten an die — Universität verschickt zur Fällung 

11* 
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eines Eventual-Hauptspruches, was Rechtens sein 
sollte, falls durch die Tortur erst das Geständnis 
gewonnen oder trotz der Tortur das Inquisitions- 
Ergebnis unverändert bleiben würde. Der Spruch 
der Universität ging zur Ueberprüfung an das 
Gener al-Auditoriat und weiter an den Kriegs- 
herrn, und wurde dann im Genehmigungsfalle von 
einer statt des ordentlichen Kriegsgerichtes einbe- 
rufenen besonderen Commission als Endurtheil gefallt. 

Diese Principien sind zur Geltung gelangt in 
der von Friedrich L von Preussen erlassenen Kriegs- 
gerichtsordnung und Auditeur-Instruc- 
tion vom Jahre 1712 und in der »Bestallung 
eines Malefiz-Gerichtes in der kaiser- 
lichen Armee« vom Jahre 1723* 

Bei der preussischen Kriegsgerichtsordnung wäre 
noch hervorzuheben, dass gegen Officiere gefällte 
Urtheile insgesammt, und gegen Mannschaft auf 
Lebensstrafe oder Cassation lautende Urtheile dem 
Könige zur Bestätigung vorgelegt werden mussten, 
und dass durch Verordnung König Friedrich 
Wilhelm's I. vom Jahre 1718 dem Beschuldigten die 
Verteidigung durch einen Auditeur gestattet worden 
ist und die Revision aller kriegsrechtlichen Urtheile 
durch den General-Auditeur angeordnet wurde, und 
dass alle Processe wider Officiere in Berlin abgeführt 
werden mussten, in welchem Falle der König selbst 
den Vorsitzenden des Gerichtes ernannte. 

Unter Friedrich dem Grossen ist in militär- 
strafprocessualer Hinsicht nur die Ordre vom 6. Au- 
gust 1744 zu nennen, durch welche den Chefs und 
Commandfeurs das Recht eingeräumt worden ist, 
Urtheile der Militärgerichte, durch welche auf keine 
schwerere- Strafe als auf > Gassenlaufen« erkannt 
wurde, selbst zu mildern oder zu verschärfen. 

Auf die s en Principien — selbstverständ- 
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lieh abgesehen von der Folter und der 
Ueberschickung der Acten — basirtin. d e r 
Wesenheit noch heute- das Militär-Straf- 
verfahren in Preussen, dem gröbsten Theile 
von Deutschland und in Oesterreich-Ungarn. 

Die Divergenz zwischen dem Civil-Strafprocesse 
und Militär-Strafprocesse in Deutschland einerseits 
und zwischen dem Militär-Strafverfahren in Deutsch- 
land und seinen westlichen und östlichen Nachbarn 
andererseits und in beiden Fällen zu Ungunsten des 
Militärprocesses ist . eine in die Augen springende, 
der sich .. übrigens Preussens Minister selbst nicht 
verschlossen- 

Schon im Jahre 1807 bejahte Minister Freiherr 
von Schrötter in der über Befehl des Königs für 
die Reorganisation der Armee einberufenen Commis- 
sion die Frage, ob die Militärgerichtsbarkeit nur 
auf Dienstsachen und Dienstdelicte einzuschränken sei, 
(der General-Auditeur hat sie aus leicht auffindbaren 
Gründen verneint). 

Im Jahre 1862 sagte der preussi&che Justiz- 
minister mit Zustimmung des Kriegsministers, dass 
»das gegenwärtige Verfahren in Civilsachen einen 
Fortschritt bedeute, das Verfahren vor den 
Militär-Strafgerichten einer Verbesserung, 
fähig sei, und eine Revision des letzteren Verfahrens in 
g e wi s se Aussicht gestellt werden könne« ; im 
Jahre 1870 erklärte Kriegsminister von Roon, dass 
»es selbstverständlich sei, dass sich die Militär- 
Strafgesetzgebung der allgemeinen Landesgesetz- 
gebung anzuschli essen habe«; im Jahre 1876 
beantragte der Reichsrath »die schleunigste Vor- 
lage eines Entwurfes einer Militär-Strafprocessordnung, 
in welcher das Militär- Straf verfahren mit den wesent- 
lichsten Formen des ordentlichen Strafpro- 
cesses zu umgeben sei«, und Kriegsminister von 
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Kameke kekämpfte nicht den Antrag, sondern 'nur 
seinen Zusatz, wonach die Competenz der Militär- 
gerichte auf Dienstvergehen zu beschränken wäre, 
und fügte bei, er werde »dem Reichstage, womög- 
lich, schon in der nächsten (!) Legislaturperiode den 
Entwurf einer neuen Militär - Strafprocessordnuri g 
v or legen c 

Trotz dieser Versprechungen bestehen derzeit 
in Deutschland nach wie vor vier Militär-Strafprocess- 
ordnungen, von denen drei im Banne des alten In- 
quisitionsprocesses stehen. In Württemberg gilt die 
für ihre Erscheinungszeit human zu nennende Militäf- 
Strafprocessordnung vom 20. Juli 1818, in Sachsen 
die mit einigen ganz unwesentlichen Abänderungen 
am 4. November 1867 eingeführte preussische Militär- 
Strafprocessordnung, in Bayern die auf modernen 
Grundsätzen fussende Militär-Strafprocessordnung 
vom 29. April 1869 mit drei Novellen vom 28. April 
und 27. September 1872, und in den übrigen Theilen 
des Reiches die preussische*) Strafprocessordntmg 
vom 3. April 1845. 

Die bayrische Militärstrafprocess-Ordnung ist die 
einzigein Deutschland, die den Anforderungen der mo- 
dernen Rechtswissenschaft hinsichtlich der Wahrheits- 
erforschung und der Gerechtigkeitsübung entspricht. 
Nach jahrzehntelangem Drängen der Abgeordneten- 
kammer erst sah sich die bayrische Staatsregierung ver- 
anlasst, einen auf den Principien des modernen bürger- 
lichen Strafverfahrens vom Jahre 1848 aufgebauten Ent- 
wurf der Militärstrafprocess-Ordnung vorzulegen, da 
namentlich die Einführung der Oeffentlichkeit für die 
Haupt Verhandlung vor den Militärgerichten es war, der 
die Kriegsverwaltung aus Gründen militär-dienstiicher 

*) Mit Rücksicht auf das territoriale Ueberge wicht der 
preussischen Strafgerichtsordnung wird sie ziemlich allgemein 
die »deusche« genannt. 
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Interessen principiell entgegenzutreten sich verpflichtet 
hielt. Schliesslich begnügte sich die Staatsregierung 
resp. die Kannner, diesen Bedenken dadurch Rechnung, 
zu tragen, dass die Oeffentlichkeit ausser in den in 
der bürgerlichen Strafprozessordnung statuirten Fällen 
(§ 139 der St.-P.-O. von 1848) auch aus Gründen 
»besonderer militär-dienstlicher Interessent ausschliess- 
bar sein solle. Seit ihrem Inkrafttreten, also durch mehr 
als zwei Decennien, hat sich das bayrische Militär- 
Strafverfahren — mit Ausnahme des etwas schwer- 
fälligen Functionirens im Felde — so gut be währt > 
dass, abgesehen von einigen Detailverbesserungen (z. B. 
Erweiterung der untergerichtlichen Competenz, rich- 
tiger Fundirung der Stellung des militärischen Vor- 
sitzenden der Verhandlung u. dergl), die Notwendig- 
keit einer grundsätzlichen Revision ganz fern liegt, 
vielmehr, wenn die Reichsgesetzgebung bei der un- 
ausweichlichen Reform des Militärstrafverfahrens von 
einem fremdländischen Muster abzusehen befände^ 
sie im Interesse des Rechtes und Gerechtigkeit nur 
die Angliederung an die bayrische Militär-Process- 
ordnung suchen sollte, deren Grundsätze erforderlichen 
Falles selbst eine schärfere Betonung der militärischen 
Interessen und eine leichtere Handhabung namentlich 
im Kriege ohne Schädigung des Fundamentes zu- 
liessen. 

§ 2. 

Darstellung des Gesetzes. 

I. Die preussische Militär-Strafgerichts- 
ordnung. 

Die preussische Militär-Strafprocessordnung unter- 
scheidet zwischen höherer und niederer Gerichts- 
barkeit. Zur ersteren gehören alle Strafprocesse wider 
Officiere und Oberbeamte und die nach der Lage 
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der Sache (also nicht blos nach dem gesetzlichen 
Höchstausmasse) mit schärferer als sechswöchent*- 
licher Freiheitsstrafe bedrohten Straffälle aller Militär? 
personen; zur niederen Gerichtsbarkeit gehören alle 
nicht der höheren Gerichtsbarkeit vor behaltenen 
Fälle, also insbesonders die minder schweren Delicte 
der Mannschaft. Die niedere Militärgerichtsbarkeit 
wird durch die Regiments- beziehungsweise Bataillons- 
und Compagniegerichte *) mit den Regiments-; be- 
ziehungsweise Bataillons-Chefs als Gerichtsherren aus- 
geübt, und die höhere durch die Corps- und Di vir 
sionsgerichte mit dem Corps- oder Divisionscomman- 
danten, ferner durch die Garnisonsgerichte.**) mit dem 
Gouverneur als Gerichtsherrn. Die Gerichtsherr- 
lichkeit steht aber noch anderen ausser dieser Truppenr 
formation stehenden Personen zu, z. B. dem Com- 
mandanten des Invalidenhauses in Berlin, dem Land- 
Gendarmerie-Chef, dem Director des Allgemeinen 
Kriegs-Departements etc. 

In der Marine sind gleichgestellt: den Regiments? 
gerichten — die Gerichte der. in Dienst gestellten 
Schiffe und Fahrzeuge, der Werft- und Matrosenr 
Divisionen und des See-Bataillons mit den Comman- 
deuren der Matrosen- und Werftdivisionen als Geriqhts- 
herren, den Divisionsgerichten — die Gerichte der 
Marinestationen der Ost- und Nordsee und der 
ostasiatischen Station, den Corpsgerichten mit dem 
Stationschef (Kiel, Wilhelmshafen und Japan) als 
Gerichtsherrn — das Gericht der Admiralität der 
kaiserlichen Marine mit dem Chef der Admiralität 
als Gerichtsherrn. 



*) Z. B. Jäger-, Pionnier-, Schützen-, Trainbataillons-Ge- 
richte und Schul-, Schlossgarde-, Garde-, Invalidencompagnie- 
Gerichte. 

**) Garnisonsgerichte befinden sich in allen Festungen 
und in 11 offenen Städten (z. B. Berlin, Breslau, Hannover etc.) 
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Als höhere Erkenntnis-Instanz für Straffälle, 
niederer Gerichtsbarkeit der Instanzengerichte, als. 
Beschwerden-Istanz für Incidenzfälle (z. B. Kostens 
festsetzung), als. Restitutions- und Cassations-Instanz 
(in den beschränkten Fällen der §§ 260—268 M. St. 
P. O), als begutachtende und als Aufsichtsbehörde 
(z. B. Revision der rechtskräftigen Erkenntnisse) übt 
die Militärgerichtsbarkeit gleichsam eines obersten 
Militär-Gerichtshofes das General- Auditoriat aus,, dem 
ausserdem noch grosse Agenden juridisch-admini- 
strativer Natur zukommen. 

Die Militärgerichte functionieren wiederum ent- 
weder als Untersuchungs- oder Spruchgerichte. Die 
Spruchgerichte höherer Gerichtsbarkeit heissenKriegSr 
gerichte, jene der niederen — Standgerichte, und 
jene wider Militärbeamte — Instanzengerichte. 

Das Untersuchungsgericht bestellt der Gerichts- 
herr, und zwar: a) in den Fällen der höheren Gerichts- 
barkeit mit dem Auditeur (oder einen für's Richter- 
amt qualificirten Civil-Justizbeamten) als Inquirenten 
und zwei (bei Verbrechen der Gemeinen, die keine 
Hauptverbrechen sind, genügt die Zuziehung eines 
Officiers) zur Untersuchung commandirten Officieren, 
welche nach der Charge des Inquisiten vom Lieute- 
nant aufwärts genommen werden, und b) in den 
Fällen der niederen Gerichtsbarkeit mit dem Auditeur 
oder dem die Untersuchung führenden Officier und 
einem zugetheilten Lieutenant, respective gegeii 
Militär-Unterbeamte bei Militärgerichten, wo Actuarien 
bestehen, mit dem Auditeur unter Zuziehung des 
Actuarius. 

Die Aufgabe der zu Untersuchungen als Bei- 
sitzer commandirten Officiere ist die Sorge für die 
Aufrechthaltung der militärischen Ordnung während 
der Inquisitionshandlungen und die Beurkundung 
der aufgenommenen Protokolle mit dem wirklichen 
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Hergang der Inquisitionshandlung, so dass ihre 
Protokoll-Mitfertigung als die von Gerichtszeugen sich 
d arstellt. 

Bei Vergehen und Verbrechen, strafbar nach 
dem allgemeinen Strafgesetze, und bei solchen Straf- 
thaten, deren thatsächliche Feststellung keine specielle 
Kenntnis militärischer Institutionen voraussetzt, kann 
im Erfordernisfalle auch ein Civil-Strafgericht zur 
Untersuchung reqirirt werden, und wenn am Orte 
des Civilgerichte s eine Garnison ist, hiezu unter 
Berücksichtigung der Rangverhältnisse der Beschul- 
digten ein Officier beigestellt werden. Bei gemischten 
Untersuchungen gegen Militär- und Civilpersonen als 
Complicen ist ein aus Militär- und Civil-Gerichts- 
personen zusammengesetztes Gericht*) zu bestellen, 
zu welchem der competente Gerichtsherr die Militär- 
mitglieder ernennt. 

Für jeden Untersuchungsfall ist das Unter- 
suchungs- und das Spruchgericht besonders**) zu 

bestellen. Der Gerichtsherr ist Vorstand des Militär- 
gerichtes und hat bei allen Verfügungen des Ge- 
richtes die Leitung und Entscheidung; er ist insbe- 
sonders verpflichtet, die Geschäfte des Auditeurs oder 
untersuchenden Officiers zu beaufsichtigen, wobei er 
nach den Dienstvorschriften zur Abhilfe Aufträge und 
Rüge ertheilen oder, falls er hiezu nicht befugt wäre, 
Anzeigen ans General-Auditoriat erstatten kann. Der 
Auditeur ist dem Gerichtsherrn bei Ausübung der 



*) Ueber die seit dem Inslebentreten der geltenden Reichs- 

Strafprocessordnung (1. October 1879) eingetretene Incon- 

gruenzen vergleiche den vortrefflichen Aufsatz des Staatsanwaltes 

Dr.Damme in Delbrücks »Preussische Jahrbücher«, Band 69, 

Heft 4. 

**) Vergl. hiezu sowie zum Folgenden die kritische 
Darstellung in Weisl's »Militär-Strafrecht«, Streffleur's Oesterr. 
Zeitschr., 1890. 
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gerichtsherrlichen Befugnisse als richterlicher Beamte 
»zugeordnet«, weshalb er »Anweisungen« des Ge- 
richtsherrn, wenn dieser etwaigen Vorstellungen des 
Auditeurs in Bezug auf die Gesetz- oder In- 
structionswidrigkeit des Auftrages keine 
Folge gibtj auf Verantwortung des Gerichtsherrn 
zu befolgen hat. 

Der untersuchungsführende Officier, den der 
Gerichtsherr aus den Subalternofficieren des Truppen- 
theiles ernennt und vor Antritt seiner Function 
beeidigt, hat im Umfange seines militär-gerichtlichen 
Wirkungskreises (d. i. Bearbeitung der ihm über- 
tragenen stand gerichtlichen Untersuchungen) mit dem 
Auditeur gleiche Befugnisse und Pflichten. Die Militär- 
gerichte verfahren in Untersuchungssachen von Amts- 
wegen (mit Ausnahme der der sogenannten Antrags- 
delicte, d. h. derjenigen im Gesetze mit Strafe be- 
dachten Handlungen, welche nur auf Antrag der 
verletzten Person verfolgt werden können) richtiger 
über Weisung des Gerichtsherrn, welcher 
auch bestimmt, ob die Suspension des Ange- 
schuldigten vom Dienste zu erfolgen, fortzur 
dauern und aufzuheben sei, und ob der Angeschuldigte 
zu v e r h a f t e n sei oder seine Haft fortzudauern 
habe oder aufzuheben sei. 

Nach dem Stande der geltenden Praxis wird die 
Verhaftung als begründet gefunden: bei schweren 
Verbrechen, die im Gesetze mit dem Tode oder lang- 
wieriger Freiheitsstrafe bedroht sind; ferner wenn 
der Angeschuldigte fluchtverdächtig ist oder des 
Delictes der Fahnenflucht oder unerlaubten Entfernung 
verdächtigt wird, und wenn zu besorgen ist, dass der 
(nicht geständige) Thäter auf Verdunkelung des That- 
bestandes oder Erschwerung der Untersuchung Ein- 
fluss nehmen würde, beziehungsweise beim stand- 
rechtlichen Verfahren die Freiheit zu Excessen miss- 
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brauchen könnte oder seine Verurtheilung zu mili- 
tärischen Ehrenstrafen zu erwarten ist Wenn die 
Gründe der Verhaftung im Zuge der Untersuchung 
entfallen, so »kann c die Freilassung des Angeschul- 
digten erfolgen und ist selbe auch zulässig bei Stellung 
von Cautionen. Die Befreiung von der Untersuchungs- 
haft gegen Caution findet bei Personen des Soldaten- 
standes nicht statt. Von jeder Verhaftung oder Ent- 
haftung eines Officiers ist seinem höchsten Vor- 
gesetzten unter Angabe der Gründe die Anzeige zu 
erstatten, desgleichen ist von der Dienst-Suspension 
dem Vorgesetzten Meldung zu machen. 

Nach dem Erfolge der vorläufigen Untersuchung 
(General-Inquisition) hat der Gerichtsherr nach Entr 
gegennahme des Vortrages des Auditeurs zu »be- 
stimmen« und zu »verfügen«: 1. ob das Verfahren 
einzustellen oder fortzusetzen und ob im letzteren 
Falle das kriegsrechtliche oder das standrechtliche 
Verfahren einzuleiten, oder 2. ob der Fall nur dis- 
ciplinarisch zu behandeln sei. Der Gerichtsherr — 
ein Laie — urtheilt hier, da er an den Vortrag des 
Auditeurs nicht gebunden ist und den Beschluss 
über das weitere Verfahren eigenhändig zu den Acten 
bringt, ganz selbständig über die manchmal für 
Juristen selbst höchst schwierige Unterscheidung 
einer That als Civil- oder Strafunrecht und weiters 
als Disciplinarverfehlung oder Vergehen oder Ver- 
brechen. Hiezu kommt noch das Missliche, dass dem 
Gerichtsherrn sowohl die Besetzung des Unter- 
suchungs- als auch des Spruchgerichtes zukommt, 
bei einmal eröffneter Specialuntersuchung das Ver- 
fahren (Antragsdelicte im Falle Zurücknahme des 
Strafantrages ausgenommen) nicht mehr eingestellt 
werden kann, und dem in Untersuchung Gezogenen 
gegen die Führung und Art der Einleitung der Unter- 
suchung kein Rechtsmittel zusteht, wiewohl die Ein- 
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reihung der Strafthat unter die höhere oder niedere 
Gerichtsbarkeit für den Beschuldigten von grosser 
Bedeutung ist Hält sich aber der Gerichtsherr wieder 
an den Antrag des Auditeurs, so liegt die folgen- 
schwere Entscheidung über das weitere Verfahren 
beim — Inquirenten, der schwerlich die anlässlich 
der General-Inquisition etwa vorgefasste Meinung 
über die Qualification der That oder die Schuld des- 
Verdächtigen ändern und sich dadurch indirect einer 
vielleicht von vorneherein ganz nutzlosen Vorunter- 
suchung beschuldigen wird. 

Im Falle der Gerichtsherr eine Disciplinarbehand- 
lung für angemessen erachtet, so verfügt er die Dis- 
ciplinars träfe gleich selbst oder überlässt ihre Ver- 
hängung dem betreffenden Vorgesetzten oder der 
betreffenden Behörde. Wenn eine strafbare Handlung 
irrthümlich disciplinarisch geahndet wurde, so ist «ine 
spätere gerichtliche Untersuchung, falls nicht Ver- 
jährung eingetreten ist, möglich und ist in die zu 
fällende gerichtliche Strafe die erlittene Disciplinar- 
strafe einzurechnen. 

Verfügt der Gerichtsherr die förmliche Unter- 
suchung (Special-Inquisition) gegen einen Officier, 
so ist hievon dem höchsten Vorgesetzten des Officiers 
Mittheilung zu machen. Zur Einleitung der Special- 
untersuchung gegen active Müitärpersonen vom Re- 
giments-Commandeur aufwärts und gegen Flügel- 
Adjutanten ist im Frieden stets, im Kriege insoferne 
die Verhältnisse es gestatten, im militärischen Dienst- 
wege der Allerhöchste Befehl des Königs einzuholen. 

DieförmlicheUntersuchungbewegt 
sich ganz im Rahmen des starren In- 
quisitionsprocesses. Der Beschuldigte ist 
Object der Untersuchung, der Richter verlangt 
von ihm ein Geständnis und bedroht ihn mit »Er- 
höhung seiner Strafe«, falls er vermeint, dass der 
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Beschuldigte hartnäckig leugnet oder lügt. Während, 
doch die Strafe nur die Strafhandlung selbst treffen 
und ahnden soll, kann also für die Erschwerung der 
Untersuchung (!) die strafrechtliche Strafe eventuell 
bis zum höchsten Strafmaasse erhöht werden.*) Von 
der förmlichen Beweistheorie des reinen Inquisitions- 
process.es weicht aber das preussische Gesetz zu Un- 
gunsten des Angeschuldigten darin ab, dass bei 
militärischen Delicten (also nicht gegen Müitärb.eamte)r 
in Ermanglung eines anderen Beweismittels auf die 
gesetzliche Strafe auch ohne Geständnis auf Grund 
der eidlichen, auf eigener Wahrnehmung beruhenden 
Aussage des Vorgesetzten (also einer Person) oder 
eines Soldaten in Ausübung des Wach- oder Sicher- 
heitsdienstes mit der Ausnahme, dass dieser Beweis 
dann nicht genügt, wenn er gegen den Vorgesetzten 
des . im Wach- oder Sicherheitsdienste Befindlichen in 
Anwendung käme, erkannt werden kann. In JFällen 
der niederen Gerichtsbarkeit ist ferner gestattet, 
Beamte, Mitglieder des Sanitätscorps und Gendarmen, 
wenn sie über im Dienste wahrgenommene That- 
sachen vernommen werden, blos unter Bezug auf 
den Diensteid, und Militär- Vorgesetze bei geringen 
militärischen Vergehen ihrer Untergebenen gegen 
eidesstattliche Versicherung zu ver- 
nehmen. Sonst ist jeder Zeuge nach ausdrücklichem 
Befragen, ob er seine ihm vorgelesene Aussage mit 
gutem Gewissen eidlich erhärten könne, in Eid zu 
nehmen (mit Ausschluss des Klägers bei Beleidi- 
gungen). Als eine nicht zu unterschätzende Rechts- 



*) Wenn die preussische Militär-Strafprocessordnung sonst 
die denkbar vortrefflichste wäre, müsste sie schon wegen dieses 
einen Momentes, das der materiellen Gerechtigkeit und der 
Menschenwürde des Inquisiten — ja in gewisser Beziehung 
auch der des Inquirenten — so grell widerspricht, als reform- 
bedürftig bezeichnet werden. 
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wohlthat, welche das preussische Gesetz weit über 
das Niveau des ihm systemverwandten österreichisch- 
ungarischen Gesetzes hebt, ist die wenn auch be- 
schränkte Zulassung der Vertheidigung. 

Dem Angeschuldigten ist in allen Fällen ge- 
stattet, sich selbst entweder schriftlich oder zu Pro- 
tokoll zu vertheidigen. Durch die Zulassung der 
Einlegung einer Vertheidigungsschrift ist es 
wenigstens dem intelligenten Angeschuldigten möglich, 
sich wenn nöthig vom Inquirenten und sein die 
Sammlung durch Fragen durchbrechendes, durch 
langwährendes Protokollschreiben ermüdendes In- 
quiriren unabhängig zu stellen. Dem Angeschuldigten 
ist aber in den unten zu besprechenden kriegsgericht- 
lichen Fällen noch vor seinem Schlussverhöre bekannt- 
zugeben, dass er das Recht habe, selbst einen Verthei- 
diger zu wählen oder um die amtswegige Bestellung 
eines solchen zu ersuchen. 

Diese Belehrung als auch die darauf abgegebene 
Erklärung des Angeschuldigten sind im Protokolle 
ersichtlich zu machen* Der Angeschuldigte ist bei der 
Wahl des Vertheidigers durch seinen eigenen mili- 
tärischen Rang nicht beschränkt und kann auch einen 
Rangs --Niederen zum Vertheidiger erwählen. Bei 
gemeinschaftlichen Delicten, welche mit der 
Todesstrafe bedroht sind, muss dem Ange- 
schuldigten selbst gegen seinen Willen ein Ver- 
theidiger von amtswegen bestellt werden. 

Die Einreichung einer Vertheidigungsschrift oder 
die Abgabe einer Vertheidigung zum Gerichtsproto- 
kolle durch einen Rechtsbeistand ist bei gemein- 
schaftlichen Delicten aber nur dann gestattet, 
wenn sie mit einer schwereren als dreijährigen Frei-' 
heits strafe bedroht sind, und bei militärischen 
Delicten sogar nur dann, wenn ihretwegen eine zehn- 
jährige Freiheitsstrafe oder eine noch schwerere 
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Strafe verhängt werden kann. Bei militärischen 
Delicten muss aber der Vertheidiger eine Militär- 
person sein und darf keine Vertheidigungsschrift 
einreichen, sondern muss die Vertheidigung zu Pro- 
tokoll dictiren oder den fertigen Entwurf zum Pro- 
tokoll legen. Dem Vertheidiger ist aber bei allen 
Delicten ausnahmslos gestattet, von den Acten volle 
Einsicht zu nehmen und sich mit dem Angeklagten 
— wohl nur in Gegenwart des Inquirenten — zu 
besprechen. 

Wegen Bestellung des ex offo-Vertheidigers für 
die gemeinrechtlichen Delicte hat sich das Militär- 
gericht an das betreffende Civilgericht zu. wenden, 
respective an den Gerichtsherrn wegen Beauftragung 
seines Auditeurs zur Uebernahme einer amtswegigen 
Vertheidigung* Der Auditeur oder sonstige Militär- 
personen sind nicht verpflichtet, eine vom Angeschul- 
digten frei getroffene Wahl zum Vertheidiger anzu- 
nehmen, im Annahmefall aber gehalten, die Genehmi- 
gung seines Gerichtsherrn, respective ihres Vorge- 
setzten einzuholen* ' Dem bestellten Vertheidiger ist 
eine angemessene Frist zur Einreichung der Ver- 
theidigung zu gewähren und im Nichteinhaltungsfalle 
dieser. Frist die Anzeige an die vorgesetzte Dienst- 
behörde des Vertheidigers zu erstatten, was auch 
dann platzzugreifen hat, wenn dem rechts verständigen 
Vertheidiger seine Vertheidigung wegen unberechtigter, 
der Disciplin schädlichen Kritik militärischer Ein- 
richtungen und Verhältnisse zur Abänderung der an- 
stössigen Stellen zurückgesandt wurde und er die 
Abänderung, vorzunehmen sich weigert. 
. .Ist der Vertheidiger am. Sitze des Gerichtes an- 
wesend, so ist er zum Schlusstermine zuzuziehen. Vor 
<iem Kriegsgerichte darf aber der Vertheidiger eine 
zweite .Vertheidigungsschrift oder einen schriftlichen 
Nachtrag . zur Vertheidigungsschrift nicht mehr über- 
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reichen, es sind ihm vielmehr nur mündliche Aus- 
führungen, die zu Protokoll genommen werden, 
gestattet. 

Bei gemeinrechtlichen Delicten kann unter Um- 
ständen der Vertheidiger als Stellvertreter des An- 
geschuldigten im Kriegsgerichte erscheinen. Im SchLuss- 
termin hat nämlich der Angeschuldigte, wenn er 
sich nicht am Sitze des Gerichtes befindet . und durch 
Krankheit oder andere persönliche Gründe, die vom 
Gerichtsherrn anerkannt werden, oder aus dienst- 
lichen Hinderungsgründen, z, B. weite Entfernung 
vom Sitze des Gerichtes etc , am Erscheinen ver- 
hindert sein sollte, persönlich zu erscheinen, sich zu 
erklären, ob er für das Erscheinen vor dem Kriegs- 
gerichte selbst einen Stellvertreter ernennen oder 
dessen Bestellung dem Gerichtsherrn überlassen 
wolle. Zum Stellvertreter bei Straffällen wegen mili- 
tärischer Delicte kann aber nur eine Militärperson 
gewählt werden (sonst auch eine andere Civilperson 
als der Vertheidiger). Der Gerichtsherr kann aber 
einerseits den Antrag auf Stellvertretung ablehnen 
und das persönliche Erscheinen des Angeschuldigten 
vor das Kriegsgericht anordnen, andererseits seinen 
Antrag auf persönliches Erscheinen aus Dienstes- 
rücksichten ablehnen und eine dem Range des 
Angeschuldigten entsprechende Person des Soldaten- 
standes zur Schlussverhandlung commandiren. 

In allen Fällen, wo die Zuordnung eines Ver- 
theidigers unzulässig, hat der Inquirent im Schluss- 
termin den Angeklagten mit seinen Vertheidigungs- 
gründen besonders zu hören und, wenn er sich nicht 
durch eine Vertheidigungsschrift vertheidigen will, 
die Vertheidigung zu Protokoll zu nehmen. (Leider 
begnügt sich die Praxis in solchen Fällen mit der 
Erklärung des Angeschuldigten, dass er »zur Sache 

12 
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und zu seiner Verteidigung Neues nicht anzu- 
führen habe«). 

Wenn der Angeschuldigte ein einzelnes Mitglied 
des Untersuchungsgerichtes ablehnt — Officiere 
haben dies immer schriftlich zu thun — und der 
Gerichtsherr der Ablehnung keine Folge geben will, 
so hat der commandirende General über den Antrag 
zu entscheiden, eventuell über Recurs des Beschul- 
digten der König über Vorlage durch das General- 
Auditoriat Die Ablehnung des Gerichtsherrn selbst 
ist aber unzulässig. Bei Beurtheilung der Ablehnungs- 
gründe ist man an die in der Strafprocessordnung 
blos demonstrativ angeführten nicht gebunden, da es 
sich um volle Unparteilichkeit und auch um Ver- 
meidung des Scheines einer Parteilichkeit handelt. 

Werden die Untersuchungsacten über Vortrag 
des Auditeurs vom Gerichtsherrn als spruchreif 
befunden, so bestellt er nach genommener Rück- 
sprache mit dem Auditeur über Tag und Stunde das 
Spruchgericht. Wenn ein in Untersuchung befindlicher 
Officier vor der Bestellung des erkennenden Gerichtes 
wegen besonderer Umstände die Berufung der Mit- 
glieder des Gerichtes aus dem Dienstbereiche des 
competenten Gerichtsherrn ablehnen sollte, so hat 
er sich im Dienstwege an den König zu wenden ; 
einer Person des Mannschaftsstandes steht dieses 
Recht nicht zu. 

Die Zusammensetzung des Spruchgerichtes ge- 
schieht nach dem sogenannten Classensystem, nach 
welchem die zum Richterspruche berufenen Militär- 
personen in nach ihrem Range gesonderten Abthei- 
lungen berathen und sich über ihr Classenvotum 
einigen. Für alle Angeklagten, mit Ausnahme der 
Generale, für welche nur vier Classen nominirt sind, 
besteht das Kriegsgericht (Standgericht) aus fünf 
Richterclassen mit eüf Personen bei Mannschafts- 
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personen als Angeklagten und neun Personen bei 
angeklagten Officieren, wobei der Präses eine Classe 
für sich bildet, und die übrigen Classen in Rangs- 
abstufungen unter dem Präses dergestalt genommen 
werden, dass die gleichen Ränge je eine Classe und 
die mit dem Angeschuldigten gleiche Charge die 
letzte oder vorletzte Classe bildet*); der dem Gerichte 



*) Zu einem Kriegsgerichte 1. wider einen Gemeinen 
sind berufen: a) ein Major als Präses, 6) zwei Hauptleute 
(Rittmeister), c) zwei Lieutenants, d) drei Unterofficiere, e) drei 
Gefreite oder drei gemeine Soldaten ; 

2. wider einen Un teroff i ci er u. dgl : ä) ein Major 
(Präses), 6) zwei Hauptleute, c) zwei Lieutenants, d) drei Ser- 
geanten (Porte-Ep6e -Unterofficiere), e) drei Unterofficiere. 

3. wider einen Lieutenant: a) ein Oberstlieutenant 
(Präses), b) zwei Majore, c) zwei Hauptleute, d) zwei Pionniere 
und e) zwei Secondlieutenants ; 

4. wider einen Hauptmann (Rittmeister): a) ein Oberst 
(Präses), b) zwei Oberstlieutenants, c) zwei Majore, d) zwei 
Hauptleute, e) zwei Premierlieutenants; 

6. wider einen Major oder Oberstlieutenant: 
a) ein Generalmajor (Präses), b) zwei Oberste, c) zwei Oberst- 
lieutenants, d) zwei Majore, e) zwei Hauptleute; 

6. wider einen Obersten: ä) ein Generallieutenant 
(Präses), b) zwei Generalmajore, c) zwei Oberste, d) zwei 
Oberstlieutenants und e) zwei Majore; 

7. wider einen General (insoferne der König die Be- 
setzung nicht selbst bestimmt): a) ein höherer General 
(Präses), b) drei Richterclassen aus je drei Personen, wo die 
unterste Classe einen Grad geringer und die oberste einen 
Grad höher steht, als der Angeschuldigte. 

Zu einem Standgerichte sind berufen: 1. wider einen Ge- 
meinen: a) ein Hauptmann (Rittmeister) als Präses, b) zwei 
Premierlieutenants, c) zwei Secondlieutenants. d) zwei Unter- 
officiere, e) zwei Gefreite oder Gemeine (Soldaten ohne 
Chargengrad) ; 

2. wider einen Unterofficier u. dgl. : a) ein Haupt- 
mann (Präses), b) zwei Premierlieutenants, c) zwei Second- 
lieutenants, d) zwei Sergeanten (Porte - Epee - Unterofficiere) 
und ,e) zwei Unterofficiere. 

12* 
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zugeordnete Auditeur ist Referent und 
kein Spruchrichter. 

Eine Ausnahme besteht bei Inst^nzengerichten 
(wider Militärbeamte), wo ein Auditeur der Referent und 
einer der fünf Spruchrichter, und wo in Fällen niederer 
Gerichtsbarkeit sogar der Inquirent (Auditeur oder 
untersuchungsführender Officier) erkennender Spruch- 
richter sein kann. 

Bei Verbrechen, die mit Todes- oder lebens- 
wieriger Freiheitsstrafe bedroht sind, müssen mit 
Ausnahme der Classe des Präses, auch die Richter- 
classen der OfFiciere mit drei Personen besetzt werden. 

In Ermanglung eines Officiers des vorgeschrie- 
benen Dienstgrades kann derselbe durch einen solchen 
des nächstniederen ersetzt werden. Personen, die 
sich selbst in Untersuchung befinden, und solche, die 
bei der in Rede stehenden Untersuchung als Bei- 
sitzer fungirten oder als Zeugen vernommen wurden, 
können nicht Mitglieder des Spruchgerichtes sein. 

Der in Haft befindliche Angeklagte tritt unge- 
fesselt vor sein Gericht und wird ihm (seinem Stell- 
vertreter) der Zweck der Versammlung bekannt- 
gegeben und er befragt, ob er Einwendungen gegen 
die Mitglieder des Gerichtes erheben könne. 

Nach Erledigung eventueller Ablehnungsanträge 
rücksichtlich der Richter durch ein Erkenntnis des 
Spruchgerichtes selbst und rücksichtlich des Auditeurs 
durch den Gerichtsherrn, respective nach Einsetzung 
eines Ersatzrichters (gleicher Charge) und nach feier- 



Zu einem iBgtanzenfprichte sind berufen: 1. bei Fällen 
höherer Gerichtsbarkeit: ä) ein Stabsofficier (Präses), 
b) ein Hauptmann, c) zwei Auditeure und d) ein Ober- 
beamte und 

2. der niederen Gerichtsbarkeit: a) ein Haupt- 
mann (Präses), b) ein Lieutenant, c) zwei Militär - Unterbeamte 
(in Ermanglung zwei Unteroffi eiere) und d) der Inquirent. 
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licher Vereidigung des Richterpersonales durch den 
Auditeur, beginnt der Haupttheil der Spruchsitzung 
durch Verlesung der Acten durch den 
Auditeur und sohin durch Befragung des Ange- 
schuldigten »zur Sache« und Protokollirung seiner, 
eventuellen Erklärung. 

Hierauf wird der Angeschuldigte aus der Sitzung 
entlassen (abgeführt) und erstattet der Auditeur dem 
Gerichte über die Lage der Sache und' das anzu- 
wendende Gesetz Vortrag und Antrag, wie nach 
seiner (des Auditeurs) rechtlichen Ueberzeugung »zu 
erkennen sei«, und liest die anzuwendenden Gesetzes- 
stellen vor. 

Der Präses kann die ihm aus dienstlichem Ge- 
setzespunkte erforderlich scheinenden Bemerkungen 
dem Vortrage des Auditeurs beifügen. 

Der Vortrag muss den Richtern in schriftlicher 
Abfassung vorgelesen und zu den Acten gebracht 
werden, wenn des Auditeurs Votum auf Todes- 
strafe, Entfernung aus dem Heere (Marine), Dienst- 
entlassung oder mehr als dreijährige Freiheitsstrafe 
oder auf Freispruch von einem mit diesen Strafen be- 
drohten Verbrechen gerichtet ist. Er hat aber in allen 
anderen Fällen mindest den wesentlichen Inhalt des 
Vortrages mit seinem Votum und den bezogenen 
gesetzlichen Bestimmungen zu Protokoll zu nehmen. 

Nach dem Vortrage und etwa von den Richtern 
gewünschten weiteren Aufklärungen treten die 
Richter nach Classen zur Berathung über die ihnen 
vom Auditeur gestellten Fragen nach der Schuld 
(Milderungs- oder Erschwerungsumständen etc.) und 
Strafe zusammen und haben sich auf ein gemein- 
schaftliches Votum in der Classe zu vereinigen, als 
sonst das mittlere Votum, respective die mildere An- 
schauung als Classenvotum angenommen wird. Jede 
Richterciasse gibt, die unterste zuerst, im Beisein des 
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Präses ihr Votum ab, das vom Auditor zu Protokoll 
genommen wird, und jeder Richter hat seinen Aus- 
spruch zu unterschreiben. Weicht der Ausspruch 
einer Glasse (eines Richters) vom gutachtlichen An- 
trage des Auditeurs wesentlich ab (z. B. Freispruch, 
wo der Auditeur Schuldspruch beantragte), so sind 
Gründe dafür anzugeben, und ist der Ausspruch den 
klaren Vorschriften des Gesetzes oder der thatsächlichen 
Feststellung — nach der Ansicht des Auditeurs — 
entgegen, so hat der Auditeur die »Pflicht«, diese 
Ansicht zu berichtigen *). Die durch Stimmenmehrheit 
gestützte Ansicht wird zum Urtheile des Gerichtes 
erhoben. 

Sollte das Spruchgericht durch Stimmenmehrheit 
die Acten für nicht spruchreif erklären, so ist der 
Beschluss dem Gerichtsherrn zur weiteren Veran- 
lassung vorzulegen, welcher sie im Nichtzustimmungs- 
falle dem General- Auditoriat zur Verfügung einsendet, 
sonst aber verfügt, dass die Beweisaufnahme in der 
angegebenen Richtung vervollständigt und dem 
Spruchgerichte, womöglich mit den früheren Richtern, 
vorgelegt werde. 

Ein Kriegsgericht ist mit dem Straffalle definitiv 
befasst, so dass es auch dann sein Urtheil fällen 
muss, wenn es findet, dass es sich nur um ein der 
niederen Gerichtsbarkeit angehöriges Delict oder gar 
nur um eine Disciplinarverfehlung handle. 

Wenn sich bei Zählung der Stimmen über die 
Schuld oder Strafe die unbedingte Mehrheit nicht er- 
gibt, so ist die Stimme für die strengere Meinung, 
beziehungsweise für die härteste Strafe der nächst 
gelinden solange beizuzählen, bis sich die unbedingte 
Mehrheit ergibt. Hiernach ist auch bei Berechnung 



*) D. i. : der Auditeur wird gewöhnlich den Betreffenden 
> umzustimmen« suchen. 
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der Stimmen in den einzelnen Richterclassen zu ver- 
fahren. 

Nach Abnahme der Vota durch den Auditor hat 
er das Ergebnis den Richtern bekanntzugeben, selbes 
zu Protokoll zu nehmen und es zu unterschreiben 
und vom Präses unterschreiben zu lassen. Den 
Richtern ist die Geheimhaltung des Wahrspruches 
vom Präses zur Pflicht zu machen und von letzterem 
der Ausfall an den Gerichtsherrn zu melden. 

Das vom Auditeur auszufertigende förmliche Er- 
kenntnis muss enthalten: 1. die beobachteten und 
nach dem Gesetze speciell anzuführenden Formali- 
täten (Einleitung); 2. die eigentliche Erkenntnis- 
formel (Tenor-Urtheils-Enunciat), welche die Person 
des Angeklagten, die ihm zur Last gelegte That, 
das geschöpfte Majoritätsvotum hinsichtlich Schuld 
und rücksichtlich Strafe sammt Nebenbestimmungen 
(über Kosten etc.) bestimmtest ausdrücken *) muss, und 
3. die Darstellung des Sachverhaltes nebst Angabe 
der persönlichen Verhältnisse des Angeklagten und 
Erwägungen der Richter unter Anführung der in 
Anwendung gebrachten Gesetzesstellen (Entschei- 
dungsgründe). Ueber civilrechtlichen Anspruch wird 
nicht abgesprochen. 

Die Urtheilsausfertigung wird vom Präses und 
den Richtern des Officiersstandes **) in umgekehrter 
Reihenfolge, wie bei der Abstimmung mit Angabe 
der Charge etc. unterschrieben und untersiegelt 
und vom Auditeur mit dem Gerichtssiegel versehen. 



*) Die Ausfertigung militärgerichtlicher Erkenntnisse »im 
Namen des Königs« ist nicht gebräuchlich. 

**) Es ist nach preussi scher Militär-Strafgesetzordung durch- 
aus nicht unmöglich, dass bei einem Kriegsgerichte über 
einen Gemeinen (Soldaten ohne Charge) sogar drei Anal- 
phabeten (die drei Gemeinen der Classe e) Mitrichter sein 
könnten. 
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Ein eventuell von der Mehrheit der Richter- 
classen ausgesprochener Antrag auf Erlass oder Milde- 
rung der zuerkannten Strafe durch die Gnade des 
Königs ist sammt Gründen dieses Antrages in ein 
besonderes Protokoll aufzunehmen, welches jedoch, 
wenn das Erkenntnis nicht der Bestätigung des 
Königs bedarf, erst nach Bestätigung, jedoch noch 
vor der Verlautbarung des Urtheils vom bestätigungs- 
berechtigten Gerichtsherrn im Vorlage wege an den 
König geleitet wird. 

Erkenntnisse der Kriegsgerichte bedürfen näm- 
lich zu ihrer Rechtsgiltigkeit der Bestätigung. 

Dem Könige ist die Bestätigung, respective die 
Delegirung zur Bestätigung vorbehalten, wenn: 
1. überhaupt auf Todesstrafe oder lebenswierige 
Freiheitsstrafe erkannt, oder 2. ein Straf- oder Frei- 
Spruchsurtheil über einen Officier gefällt, oder 
8. ein Porte-Epee-Fähnrich zu Degradation oder eine 
Person des Mannschaftsstandes wegen militärischer 
Delicte zu mehr als zehnjäriger Freiheitsstrafe ver- 
urtheilt wurde. 

Ein Bestätigungsrecht kommt ferner zu: 1. dem 
Kriegsminister (hinsichtlich der Landgensdarmen bei 
Strafurtheilen über ein Jahr Freiheitsstrafe und 
hinsichtlich anderer Militärpersonen bei Compli- 
cität mit Landgensdarmen), 2* dem commandirenden 
General (hinsichtlich der Personen des Soldaten- 
standes bei Freiheitsstrafen über ein Jahr, bei Con- 
tumaz-Urtheilen über Deserteure, hinsichtlich Inva- 
liden bei Entlassung und hinsichtlich der sonst zwar 
dem Bestätigungsrechte eines Divisions-Commandeurs 
unterstehenden Personen des Soldatenstandes, welche 
aber in concreto wegen Complicität oder wegen 
Nichtzugehörigkeit zu einem Divisionsverbande der 
Gerichtsbarkeit des commandirenden Generals unter- 
liegen), 8. dem commandirenden General des Garde- 
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corps (über Mannschaft der Truppentheile des Garde- 
corps), 4. den Gouverneuren von Berlin, Mainz und 
Metz (im Umfange eines commandirenden Generals 
in den Fällen ihrer Gerichtsbarkeit), 5. dem Chef der 
Admiralität (im Umfange eines commandirenden 
Generals in seinem Dienstbereiche), 6. den Divisions- 
Commandeurs (gegen Personen des Soldatenstandes 
der ihnen untergebenen Truppentheile) und (im glei- 
chen Umfange mit dem Divisions- Commandeur) dem 
Chef der Landgensdarmerie, Invalidenhaus-Comman- 
danten zu Berlin, den Chefs der Marinestationen, 
dem Chef des Militär-Reit-Institutes in Hannover und 
den Commandeuren der mecklenburg'schen und 
braunschweig'schen Contingente. 

Das Bestätigungsrecht geht stets auf die Stell- 
vertreter im Commando über. 

Der Bestätigung der Erkenntnisse geht die Vor- 
lage eines Actenauszuges und eines schriftlichen 
Rechtsgutachtens mit Antrag vor, welches letztere 
für den König oder Kriegsminister durch den General- 
Auditeur, für die übrigen Befehlshaber durch einen 
Auditeur, der aber nicht Referent beim Kriegsgerichte 
gewesen sein darf, angefertigt wird. Wenn das Gut- 
achten des Auditeurs oder der bestätigende Befehls- 
haber das Erkenntnis für ungesetzlich erachtet, so 
sind die Acten an das General-Auditoriat zu leiten, 
was auch dann zu geschehen hat, wenn der Befehls- 
haber dem gutachtlichen Antrage auf Vervollständi- 
gung der Acten nicht beigetreten ist 

Wird das Erkenntnis vom General-Auditoriate, 
entgegen der Ansicht des Befehlshabers, als gesetz- 
lich bezeichnet, so hat Letzterer das Recht des Re- 
kurses an den König; im Falle gleicher Ansicht hat 
er die Bestätigung auszusprechen. Wird dagegen das 
Erkenntnis vom General-Auditoriate als gesetzwidrig 
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bezeichnet, so wird es an den König geleitet, der 
das Urtheil cassirt oder anderweitig erkennt. 

Bei Einleitung eines neuen Verfahrens darf kein 
Mitglied des früheren Spruchgerichtes fungiren. 

Der bestätigende Befehlshaber kann gleichzeitig 
das Urtheil — ganz unabhängig vom Rechtsgut- 
achten — sowohl bei gemeinen als militärischem De- 
licten hinsichtlich des Strafspruches mildern (nicht 
aber auch verschärfen), nur darf er, den Fall der 
Wiedergutmachung der Feigheit durch Beweise von 
Muth ausgenommen, weder die Art der Strafe ändern 
(es wäre denn im Militär-Strafgesetzbuche die straf- 
bare Hahdlung wahlweise mit zwei Arten der Strafe 
bedroht), noch das StrafmaasS über das niedrigste ge- 
setzliche Ausmaass herabsetzen, geschweige denn die 
Strafe ganz nachsehen. Die Bestätigung muss durch 
den Gerichtsherrn oder seinen Stellvertreter unmittel- 
bar unter das Erkenntnis gesetzt und unterschrieben 
werden, und so abgefasst sein, dass daraus bestimmt 
hervorgeht, inwieweit das Erkenntnis bestätigt oder 
gemildert werde. 

Nach Herablangen der Bestätigung ist sofort 
dem Angeschuldigten vor dem vollsändig besetzten 
Untersuchungsgerichte vom Auditeur der Urtheils- 
tenor und die Bestätigungsklausel — und auf »be- 
sonderes« Verlangen des Angeschuldigten auch die 
Entscheidungsgründe vorzulesen und er darüber zu 
belehren, dass nunmehr das Urtheil rechtskräftig sei, 
was er mit seiner Unterschrift zu bestätigen hat. 

Eine Abschrift des Erkenntnisses ist dem Incul- 
päten nur auf seine Kosten und nur dann za ertheilen, 
wenn der Gerichtsherr es genehmigt, falls kein »Miss- 
brauch davon zu besorgen« steht. 

Von den rechtskräftigen Erkenntnissen wird die 
Dienstbehörde des Inculpaten die Civilbehörde, von 
der die Anzeige ausging, und in Injurien- Sachen 
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und behufs Geltendmachung civilrechtlicher Ansprüche 
die Privatpartei, und von Strafurtheilen auch die zur 
Führung der Strafregister zuständige Civilbehörde 
verständigt. Die Vollstreckung des rechtskräftigen 
Urtheils hat ohne Verzug der Gerichtsherr zu ver- 
anlassen, falls nicht ein Begnadigungsgesuch, das 
nicht unbegründet erscheint, in Mitte liegt, oder der 
commandirende General aus Dienstesinteressen die 
Freiheitsstrafe auszusetzen findet ; in Kriegszeiten 
steht dieses Sistirungsrecht dem Armee-Comman- 
dant zu. 

Die rechtskräftigen Erkenntnisse, welche von den 
commandirenden Generalen und den übrigen gleich- 
oder minderstehenden Commandeuren bestätigt wer- 
den, sind (von drei zu drei Monaten) nebst Gut- 
achten und Bestätigung (und Acten) dem General- 
Auditoriat zur Revision einzusenden, n 

Von diesem Normalverfahren bestehen folgende 
Ausnahmen : 

I. Das standrechtliche Verfahren*) vor der 
niederen Gerichtsbarkeit. 

Wenn die gemeinen Vergehen des Diebstahls, 
der Unterschlagung, der Körperverletzung und gegen 
die Sittlichkeit von einer Person des Soldatenstandes 
im Felde begangen wurden, bedarf es zur Einleitung 
des strafgesetzlichen Verfahrens eines Antrages des 
Verletzten nicht. 

Einer Voruntersuchung bedarf es nicht, wenn 
die Sache im Disciplinarwege bereits genügend auf- 

*) Für dieses Verfahren Jiat der General* Auditor eine 
Vorschrift vom 29. September 1872 erlassen, welche wohl durch 
die Unzulänglichkeit des veralteten Gesetzes erklärlich ist, 
aber einige im Gesetze ganz unbegründete Bestimmungen ent- 
hält (vergl. z. B. § 33, Absatz 2 der Vorschrift mit § 7ö dei 
Militär-Strafgesetzordnung). 
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geklärt ist. Die Verhaftung ist in keinem Falle obli- 
gatorisch und hängt vom Ermessen des Gerichtsherrn 
ab, dem auch die Verfügung der Enthaftung (bei 
Wegfall der Haftgründe) zusteht. Steht der objective 
Thatbestand fest und legt der Angeschuldigte ein 
umfassendes und unverdächtiges Geständnis freiwillig 
ab, welches mit den Hauptumständen der That nicht 
im Widerspruche steht, so bedarf es keiner weiteren 
Beweisaufnahme. 

Eine Verteidigung durch Dritte ist ausgeschlossen 
und eines besonderen Schlusstermines bedarf es nicht. 

Eine Vereidigung der Richter im Spruchverfahren 
findet nicht statt. 

Der Vortrag des Referenten nach Abtretung des 
Angeschuldigten erfolgt entweder auf schriftlicher 
Grundlage, oder mündlich unter Skizzirung desselben 
im Protokolle \ in beiden Fällen ist aber der Straf- 
antrag und die bezogenen Gesetzesstellen zu proto- 
kolliren. 

Das Erkenntnis ist sofort nach Abhaltung des 
Spruchgerichtes auszufertigen und vom Präses und 
Auditeur zu unterschreiben. 

Einer Begutachtung des Erkenntnisses bedarf es 
nicht ; der bestätigende Befehlshaber hat aber von 
den Acten Einsicht zu nehmen und, im Falle Be- 
denken gegen die Bestätigung, den Act dem mit der 
höheren Gerichtsbarkeit beliehenen Vorgesetzten zur 
Prüfung vorzulegen. 

Ergibt sich wann" immer bis zum Erkenntnisse, dass 
die Sache vor die höhere Gerichtsbarkeit gehöre, oder 
ergeben sich bei dem Verfahren Zweifel wichtiger 
Natur, so sind die Acten ebenfalls dem vorgenannten 
Vorgesetzten vorzulegen. 

Die von den untersuchungsführenden Officieren 
gegen Personen des Soldatenstandes abgefassten 
Erkenntnisse sind mit den Acten von drei zu drei 
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Monaten dem höheren Gerichtsherrn vorzulegen, der 
sie durch seinen Auditeur revidiren lässt. 

IL Verfahren gegen M i 1 it ä r b e am t e. 

Von allen gerichtlichen Untersuchungen gegen 
Militärbeamte muss der Gerichtsherr dem Verwal- 
tungs - Vorgesetzten oder der Verwaltungsbehörde 
Nachricht geben. 

Wegen Befreiung von der Untersuchungshaft 
gegen Caution und Vertheidigung finden die Be* 
Stimmungen der bürgerlichen Strafprocessordnung 
sinngemässe Anwendung (vergl. § 117 ff. und 137 ff. 
C. St. P. O.). 

Den Richtereid im Spruchverfahren leisten der 
Auditeur und der untersuchungsführende Officier 
nicht. Jedes Mitglied des Spruchgerichtes hat eine 
Stimme, und der Referent hat seine Stimme zuerst 
abzugeben. Gnadenanträge des Spruchgerichtes sind 
unstatthaft. Die Ausfertigung des Erkenntnisses er- 
folgt gleich der im standrechtlichen Verfahren. 

Bei der Publication ist dem angeschuldigter! 
Militärbeamten bekannt zu machen, dass ihm das 
Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung, das ist Be- 
rufung an das General-Auditoriat, nach Vorschrift der 
bürgerlichen Strafprocessordnung (binnen zehn Tagen) 
zustehe. 

Bei Complicität zwischen Militärbeamten und / 
Soldaten wird über die Ersteren erst nach Rechts- /^ - ' 
kraft des Erkenntnisses gegen die Letzteren jucjfcirt. , 

III. Verfahren bei Injurien, 

Auch gegen Militärpersonen findet eine gericht- 
liche Verfolgung wegen Beleidigung nur über Antrag 
des Beleidigten (im Gesetze Denunciant genannt) 
statt. Im Strafverfahren ist die Vereidigung des De- 
nuncianten unzulässig (da er Processbetheiligter ist), 
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er ist vielmehr vor Abfassung des Erkenntnisses mit 
dem Inhalte der Acten zu seiner Erklärung bekannt- 
zumachen; sonst gilt das kriegs- respective stand- 
rechtliche Verfahren. Vom Erkenntnisse ist der De- 
nuticiant zu verständigen, und zwar beim Freispruche 
des Angeschuldigten unter Verfällung des Denun- 
cianten zum Gerichtskostenersatz, welches letztere 
(mittelst eines Resoluts) auch dann statthat, wenn 
die Anzeige als unbegründet (per decretum des Ge- 
richtsherrn) zurückgewiesen oder vor dem Erkennt- 
nisse zurückgenommen wird. Gegen die Kosten- 
entscheidungen steht dem Betreffenden der Recurs 
an das General-Auditoriat offen. Bei Complicität 
von Soldaten mit Beamten oder Givilpersonen muss 
zuerst wider die Soldaten das Erkenntnis gefällt 
werden. 

IV. Contumazverfahren gegen 

Deserteure. 

Ist der Abwesende Officier oder Porte-Epee-Fähn- 
rich, so mjuss zur Einleitung der Untersuchung der 
Befehl des Königs eingeholt werden. 

Ueber den Aufenthalt des Entwichenen sind seine 
nächsten Angehörigen, respective sein Vormund unter 
Bekanntgabe der Folgen des Ausbleibens zu ver- 
nehmen. 

Wo Vermögen des Angeklagten ermittelt wird, 
ist es bis 3000 Mark nebst mutmasslichen Kosten 
«4^Beschlag zu nehmen. 

Wo Cartell-Conventionen bestehen (d. i. in 
Oesterreich-Ungarn und Dänemark) ist die Ausliefe- 
rung in Antrag zu bringen. 

Ist innerhalb vier Wochen die Rückkehr des 
Abwesenden nicht erfolgt und seine Auslieferung 
nicht zu bewirken, aber der Verdacht einer Ent- 
weichung begründet, so ist der Entwichene öffentlich 
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(durch das Amtsblatt) zum Erscheinen binnen drei 
Monaten vorzuladen und darin zu verwarnen, dass 
er als Deserteur erklärt und sein Vermögen für eine 
Geldstrafe von 150 bis 3000 Mark eingezogen 
würde. 

Eine Verteidigung oder Stellvertretung: findet 
im Contumazverfahren nicht statt. 

Nach Ablauf der Frist ist durch ein Kriegs- 
gericht im Spruchverfahren der Verwarnung gemäss 
zu erkennen und das Erkenntnis öffentlich zu ver- 
lautbaren. Kehrt der Vorgeladene vor der Verlaut- 
barung zurück, so wird das förmliche kriegsgericht- 
liche Verfahren eingeleitet; kehrt er erst nach der Verlaut- 
barung zurück, so ist das Contumaz-Urtheil aufzuheben 
und die gewöhnliche Untersuchung einzuleiten. Wird 
er aber auch vom ordentlichen Kriegsgerichte ver- 
urtheilt, so verbleibt es bei der etwa eingezogenen 
Geldstrafe ; bei völligem Freispruche ist das neue 
Urtheil ebenfalls zu verlautbaren. 

V. Verfahren im Belagerungs- 
zustand e*). 

Für den Fall eines Krieges ist in den von 
dem Feinde bedrohten oder theilweise schon be- 
setzten Provinzen jeder Festungscommandant befugt, 
die ihm anvertraute Festung mit ihrem Rayonbezirke, 
der commandirende General aber den Bezirk des 
.Armeecorps oder einzelne Theile desselben zum 



*) Vergl. Gesetz vom 4. Juni 1851, Pr. Ges.-Sammlung 
von 1851, Seite 451 ff, welches vorläufig für das ganze Deutsche- 
Reich reeipirt ist, insoweit der Kaiser nach Art. 68 der Reichs- 
verfassung einen Theil des Bundesgebietes aus Rücksichten 
auf öffentliche Sicherheit in Kriegszustand erklärt. In anderen 
Fällen der Erklärung des Standrechtes gelten die besonderen 
Landesgesetze, Für Bayern gilt der citirte Artikel 68 überhaupt 
nicht, sondern der 8. Tit., II. Theil des bayerischen St. G. B. 
von 1813. 
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Zwecke der Vertheidigung in Belagerungs- 
zustand (in Bayern Belagerungsstand oder wie 
in Württemberg Standrecht genannt) zu erklären. 

Aber auch für den Fall eines Aufruhrs kann 
bei dringender Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
der Belagerungszustand sowohl in Kriegs- als auch 
in Friedenszeiten erklärt werden. Diese Er- 
klärung geht vom Staatsministerium aus, kann aber 
provisorisch und vorbehaltlich der sofortigen Be- 
stätigung oder Beseitigung durch dieses Ministerium, 
in dringenden Fällen rücksichtlich einzelner 
Orte und Districte durch den obersten Militär- 
Befehlshaber in denselben auf Antrag des Ver- 
waltungs-Chefs des Regierungsbezirkes, wenn aber 
Gefahr im Verzuge ist, auch ohne diesen An- 
trag erfolgen. In Festungen geht die provisorische 
Erklärung des Belagerungszustandes vom Festungs- 
commandanten aus. 

Mit der Publicirung des Belagerungszustandes 
geht die vollziehende Gewalt auch hinsichtlich der 
Civilpersonen an den Militär-Befehlshaber über und 
haben die Civilverwaltungs - Behörden seinen Auf- 
trägern Folge zu leisten. Die Militärpersonen stehen 
während des Belagerungszustandes unter den Ge- 
setzen, die für den Kriegszustand ertheilt sind. 

In den in Belagerungszustand erklärten Orten 
oder Districten hat der Befehlshaber der Besatzung 
(der Festungscommandant) die höhere Militär- 
gerichtsbarkeit über sämmtliche zur Besatzung 
gehörige Militärpersonen und das Bestätigungsrecht 
hinsichtlich der kriegsgerichtlichen Erkenntnisse, aus- 
genommen in Friedenszeit die Todesurtheile, wo 
das Recht dem commandirenden General der Provinz 
zukommt. 

Wird unter Suspension des Art. 7 der Pr. Verf.- 
Urkunde zur Anordnung von Kriegsgerichten 
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geschritten, so gehört vor dieselben die Untersuchung 
und Aburtheilung der Verbrechen des Hochverrats, 
des Landesverrats, des Mordes, des Aufruhrs, der 
thätlichen Widersetzung, der Zerstörung von Eisen- 
bahnen und Telegraphen, der Befreiung von Gefan- 
genen, der Meuterei, des Raubes, der Plünderung, 
der Erpressung, der Verleitung der Soldaten zur 
Untreue, der vorsätzlichen Brandstiftung, Ueber- 
schwemmung, Angriffs oder Widerstandes gegen die 
bewaffnete Macht oder Abgeordnete der Behörden 
in offener Gewalt und mit Waffen, der Irreführung 
der Behörden durch Ausstreuung oder Verbreitung 
wissentlich falscher Gerüchte über die Feinde oder 
Aufrührer, Aufreizung und Verleitung von Soldaten 
zur Subordination oder wider die mit Zucht und 
Ordnung, insoferne alle genannten Verbrechen und 
Vergehen nach der Erklärung und Bekanntmachung 
des Belagerungszustandes begangen oder fortgesetzte 
Verbrechen sind 

Diese Kriegsgerichte bestehen aus fünf Mitglie- 
dern, unterdenen zwei von dem Vorstande des Civil- 
gerichtes des Ortes zu bezeichnende richterliche Civil- 
beamte und drei von dem Militär-Befehlshaber, welcher 
am Orte den Befehl führt, zu ernennende, womöglich 
mindest Hauptmannsrang besitzende Officiere sein 
müssen. Ist kein richterlicher Civilbeamte vorhanden, 
so wird ein Auditeur zugezogen. 

Die Zahl der Kriegsgerichte richtet sich, wenn 
eine ganze Provinz oder ein Theil derselben in Be- 
lagerungszustand erklärt ist, nach dem Bedürfnisse, 
den Gerichtssprengel eines jeden dieser Gerichte 
bestimmt in derartigen Fällen der commandirende 
General. 

Den Vorsitz in den Sitzungen des Kriegsgerichtes 
führt ein richterlicher Beamter. Von dem Vorsitzenden 
werden, bevor das Gericht seine Thätigkeit beginnt, 

13 
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die zu Mitgliedern desselben bestimmten Officiere 
und eintretenden Falles diejenigen Civil-Mitglieder, 
welche dem Richterstande nicht angehören, dahin 
vereidigt, dass sie die Obliegenheit des ihnen über- 
tragenen Richteramtes mit Gewissenhaftigkeit und Un- 
parteilichkeit, den Gesetzen gemäss, erfüllen werden, 

Die Militär-Befehls haber, welche die dem Offi- 
cierstande angehörigen Mitglieder des Kriegsgerichtes 
ernennt, beauftragt als Bericht erstatter einen Auditeur, 
oder in dessen Ermanglung einen Officier. Dem Be- 
richterstatter liegt es ob, über die Anwendung und 
Handhabung des Gesetzes zu wachen und durch 
Anträge die Ermittlung der Wahrheit zu fördern. 
Stimmrecht hat derselbe nicht. 

Für das Verfahren vor den Kriegsgerichten 
gelten folgende Bestimmungen: 

1. Das Verfahren ist mündlich und öffent- 
lich; die Oeffentlichkeit kann vom Kriegs- 
gerichte durch einen öffentlich zu verkündenden 
Beschluss ausgeschlossen werden, wenn es dies 
aus Gründen des öffentlichen Wohles für an- 
gemessen hält 

2. Der Beschuldigte kann sich eines V e r t h e i- 
d i g e r s bedienen. — Wählt er keinen Ver- 
theidiger, so muss ihm ein solcher von Amts- 
wegen von dem Vorsitzenden des Gerichtes be- 
stellt werden, insoferne es sich um solche 
Verbrechen oder Vergehen handelt, bei welchen 
nach dem allgemeinen Strafrecht eine höhere 
Strafe als Gefängnis bis zu einem Jahre eintritt. 

3. Der Berichterstatter trägt in Anwesenheit 
des Beschuldigten die demselben zur Last 
gelegte Thatsache vor. — Der Beschuldigte 
wird aufgefordert, sich darüber zu erklären; 
demnächst wird zur Erhebung der anderen Be- 
weismittel geschritten. — Sodann wird dem 
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Berichterst atter zur Aeusserung über 
die Resultate der Vernehmung und die An- 
wendung des Gesetzes, und zuletzt dem Be- 
schuldigten und seinem Vertheidiger das Wort 
gestattet. — Das Urtheii wird bei sofortiger- 
nicht öffentlicher Berathung des Gerichtes nach 
Stimmenmehrheit gefasst und unmittelbar darauf 
dem Beschuldigten verkündigt. 

4. Das Gericht erkennt auf die gesetzliche Strafe 
oder auf Freisprechung oder auf Verweisung 
an den ordentlichen Richter. Der Freigesprochene 
wird sofort der Haft entlassen. 

5. Das Urtheii, welches den Tag der Verhandlung, 
die Namen der Richter, die summarische Er- 
klärung des Beschuldigten über die ihm vor- 
gehaltene Beschuldigung, die Erwähnung der 
Beweisaufnahme und die Entscheidung über die 
Thatfrage und den Rechtspunkt, sowie das 
Gesetz, auf welches das Urtheii begründet ist, 
enthalten muss , wird von den sämmtlichen 
Richtern und dem Gerichtsschreiber unter- 
zeichnet. 

6. Gegen die Urtheile der Kriegsgerichte findet 
kein Rechtsmittel statt. Die auf Todes- 
strafe lautenden Erkenntnisse unterliegen jedoch 
der Bestätigung des Militär - Befehlshabers, 
und zwar in Friedenszeiten der Bestätigung des 
commandirenden Generals der Provinz. 

7. Alle Strafen, mit Ausnahme der Todesstrafe, 
werden binnen 24 Stunden nach der Verkün- 
digung des Erkenntnisses, Todesstrafe binnen 
gleicher Frist nach Bekanntmachung der erfolg- 
ten Bestätigung an den Angeschuldigten zum 
Vollzuge gebracht. 

8. Die Todesstrafe wird durch Erschiessen voll- 
streckt. 

13* 
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Die Wirksamkeit der Kriegsgerichte hört 
mit der Beendigung des Belagerungszustandes auf, 
und werden dann alle vom Kriegsgerichte erlas- 
senen Urtheile sammt Belagstücka und dazu 
gehörenden Verhandlungen, sowie die noch 
schwebenden Untersuchuhgssachen an die or- 
dentlichen Gerichte abgegeben. 

VI. Restitution s- und Nichtigkeitsver- 
fahren. 

Ein rechtskräftig Verurtheilter kann auf Wieder- 
aufnahme der Untersuchung antragen, wenn neue, noch 
nicht aufgenommene Beweismittel hervorgekommen 
sind, oder das Verdict gegen ihn auf Grund eines 
gefälschten Documentes oder falschen Zeugnisses 
geschöpft wurde. 

Das Restitutionsgesuch, welches an keine Frist 
gebunden ist, ist beim Erkenntnisgerichte zu über- 
reichen, welches nach vorläufiger Erhebung den Act 
ans General-Auditoriat leitet oder die Beschwerde 
wegen Rückweisung des Gesuches vorzulegen hat. 
Eine Hemmung bewirkt dieses Gesuch nur bei der 
Todesstrafe. 

Gegen ein abweisliches Resolut des General- 
Auditoriats ist ein Recurs an den König zulässig. Im 
Begründungsfalle beantragt das General-Auditoriat 
die Cassierung des Urtheiles durch den König. Nach 
Cassierung des Urtheiles muss, wenn der König nichts 
Besonderes bestimmt, das Untersuchungsgericht von 
Neuem in Thätigkeit treten. Das Spruchgericht ist 
mit neuen Richtern zu besetzen. 

Gleiches Verfahren hat statt, sobald ein Urtheil 
auf einer Verletzung des Gesetzes beruht und daher 
von dem Angeschuldigten oder der Behörde das 
Urtheil mittelst Beschwerde als nichtig angefochten 
wird. 
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Die Vollstreckung der gegen Militärpersonen 
durch gerichtliche Erkenntnisse verhängten Strafen 
endlich ist durch das Militär-Straf Vollstreckungs-Regle- 
ment vom 2* Juli 1873 geregelt. 

IL Die bayerische Strafgerichtsordnung. 

Durch den Vertrag vom 23. November 1870 
wurde Bayern ein Glied des neu zu gründenden Deut* 
sehen Reiches ; trotzdem behielt es manche Reservat- 
rechte und unter diesen seine eigene Militär-Straf- 
gerichtsordnung vom 29. April 1869, die später mit 
Rücksicht auf die Einführung des Reichs-Militär-Straf- 
gesetzbuches durch die Novellen vom 28. April und 
27. September einige Abänderungen erfuhr. 

Es muss anerkannt werden, dass der 
bayerische Gesetzgeber Alles das, was er 
für das grosse Volk im strafrechtlichen 
Sinne als zweckmässig erkannte, auch für 
sein tapferes und pflichttreues Heer ein- 
führte, so dass der Bayer im bürgerlichen 
Gewände oder im Waffen seh mucke gleiches 
Recht und nur Recht finden kann. 

Wohl finden sich auch in der bayerischen Militär- 
Strafgerichtsordnung Mängel, ja geradezu Systemfehler, 
die eine Reform heischen ; dessen ungeachtet ist dieses 
Gesetz, insoweit die Normalverhältnisse des Friedens 
in Betracht kommen, ein Juwel, das sorgsam zu 
hüten, Bayern allen Grund hat. Und wenn Bayern, 
vielleicht manche militärtechnische Gesichtspunkte 
zu wenig würdigte, und auch manchen rein juridisch- 
technischen Erwägungen vielleicht zuviel Nachdruck 
verlieh,' so ist doch d as Fundament des Gesetzes 
ein solches, das man zum Aufbau einer 
deutschen Reichs-Militär-Str a f g e r i c h t s - 
Ordnung benützen könnte und unter Be- 
rücksichtigung einschlägiger, fremd- 
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ländischer, bewährter Einrichtungen 
hoffentlich auch benutzen wird. Danniwird 
der Ruf: »Deutsches Heer und deutsches Recht« 
wieder vollen Klang erhalten* 

Da es sich nicht um eine Detaildarstellung des 
eben in seinen Details nicht tiberall fehlerlosen Ge- 
setzes handelt, so seien hier nur in grossen Zügen 
die Hauptumrisse desselben hervorgehoben. 

Das Militär-Strafverfahren beruht gleich dem 
bürgerlichen Strafverfahren auf dem Anklage- 
Principe. Der öffentliche Ankläger steht den Rich- 
tern und dem Angeklagten oder seinem Vertheidiger 
durchaus . unabhängig gegenüber und in keinem 
Stadium des Verfahrens kommt eine Vermischung der 
Functionen dieser drei Processrollen vor. Das Recht 
zur militär-strafgerichtlichen Anklage ist kein Aus- 
fluss der Commandogewalt eines Militär-Befehls- 
habers, sondern correspondirt mit der Pflicht der 
öffentlichen Anklägerschaft, Militär-Staatsanwaltschaft 
die ein unmittelbar dem Kriegsministerium unter- 
stelltes militärisches Justizverwaltung s-O rg a n 
ist. Aus Disciplin- und Dienstesrücksichten aber wird 
den Commandanten die Würde eines Gerichts Vorstandes 
und also Anordnung der Einleitung des Strafver- 
fahrens etc. und Vollzug der rechtskräftigen Urtheile 
zuerkannt. 

Die Militärgerichtsbarkeit wird ausgeübt durch: 
1. Militär-Untergerichte, 2. Militär-Bezirksgerichte und 
Feldgerichte, 3. Militär-Standgerichte und 4. das Mili- 
tär- Obergericht. 

Die Militär-Untergerichte sind nur für leichtere 
Straffälle (wegen welcher die auszusprechende Frei- 
heitsstrafe sechs Monate nicht übersteigt und die 
Aberkennung bürgerlicher Ehrenrechte, Dienstent- 
lassung oder Degradation nicht in Frage kommt) 
— mit Ausschluss aller Anschuldigungen wider 
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Officiere — zuständig, bestehen bei selbständigen 
Truppen - Abtheilungen und Commandantschaften, 
jedoch nur nach Bedürfnis, und sind mit dem Com- 
mandanten (Stellvertreter) als Vorstand, einem Officier 
und dem Auditor als Beisitzer und einem Actuar 
(Gerichtsschreiber) besetzt. 

Alle anderen Straffälle, sowie die Entscheidungen 
über zwischen den Untersuchungsrichtern und den 
Untergerichten ihres Sprengels entstandene Com- 
petenzconflicte, gehören vor die Militär-Bezirksgerichte 
(im Mobilisirungs- und Kriegsfalle Feldgerichte) ; diese 
bestehen bei den höheren Commandostellen und sind 
aus dem Commandanten (General oder Stabsofficier) 
als Vorstand, dem Auditor als Director, der erforder- 
lichen * Zahl von Officieren und Auditoren als Richtern 
(zwei Auditoren bei gemeinen Delicten, und einem 
Officier und zwei Auditoren bei Militärdelicten, resp. 
in Fällen, wo der Commandant den Vollzug einer 
Verfugung eines Auditors beanständet, aus einem 
Auditor und einem Officier) und einem Secretär 
zusammengesetzt. 

Die Beisitzer werden durch die Commandanten 
für die Dauer eines Jahres im Voraus commandirt, 
im Felde eventuell für jeden einzelnen Fall. 

Die Functionen des Militär-Staatsanwaltes, eines 
Justizbeamten, decken sich mit denen des Civil-Staats- 
anwaltes 

Die Militär- Standgerichte sind ausserordentliche, 
durch vorherige Verkündigung des Standrechtes be- 
dingte Gerichte für bestimmte, der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit entzogene Straffälle und werden für 
jeden einzelnen Fall durch den zur Ausübung des 
Standrechtes, durchs Gesetz oder auf Grund beson- 
derer Ermächtigung berufenen Commandanten besetzt, 
bestehen aus dem Vorstande und weiteren 12 Richtern, 
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wozu, falls ein solcher zur Verfügung steht, ein 
Auditor beordert wird, 

Das Militär-Obergericht, als Rechtsmittel-Instanz 
und Behörde zur Entscheidung der Competenz- 
conflicte zwischen Militärgerichten ist mit dem Prä- 
sidenten (General), einem Auditor (General) als 
Director und der erforderlichen Anzahl von Audi- 
toren (7 bei der dem Obergerichte zustehenden 
Official-Prüfung von Todesurtheilen, sonst 5 Au? 
ditören) als Beisitzern und einem Secretär besetzt. 
Den zum Richteramt berufenen Auditoren kommen 
verfassungsmässig die den Civilrichtern zustehenden 
Rechte zu* 

Bei den Militär-Untergerichten werden die militär- 
staatsanwaltschaftlichen Functionen durch vom Ge^ 
richtsvorstande beorderte Officiere oder Militär-Ge- 
richtspraktikanten versehen; bei den Militär- Bezirks- 
gerichten sind Staatsanwälte aus dem Stande der 
Militär-Justizbeamten und beim Militär-Obergerichte 
ein Militär-Oberstaatsanwalt bestellt. 

Der Gerichtsvorstand ist der Repräsentant des 
Gerichtes; er überwacht die Einhaltung der Dienst- 
ordnung und unterzeichnet die Gerichtsausfertigungen, 
ordnet die Sitzungen an, bestimmt für die Haupt- 
verhandlungen die Richter (und eventuell statt seiner 
den Vorsitzenden), beordert die Geschworenen, hand- 
habt bei den Hauptverhandlungen die Disciplin und 
verfügt den Urtheilsvollzug. 

Der Auditor versieht die Geschäftsführung des 
Gerichtes (inneren Dienst), leitet die Hauptverhand- 
lungen und Berathungen, vollzieht die Beeidigung der 
Geschworenen und verkündet die Urtheile. 

Die strafrechtlichen Voruntersuchungen werden 
bei den Heeres-Abtheilungen und Commandantschaften 
durch deren Auditore als Militär-Untersuchungsrichter 
geführt, die als solche selbständig und auch allein' 
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verantwortlich sind, so dass, falls sie gegen die An- 
ordnung des Vorstandes wegen Einleitung der Unter- 
suchung Bedenken haben, die Entscheidung des 
Militär -Bezirksgerichtes durch den Commandanten 
einzuholen ist, was auch platzgreift, wenn der Com- 
mahdant eine Verfügung des Untersuchungsrichters 
aus dienstlichen Gründen beanständet. 

Das Mili tär -Straf ver fahren richtet sich 
nach den für das bürgerliche Strafver- 
fahren geltenden gesetzlichen Bestim- 
mungen, insoweit es in der Militär-Strafgerichts- 
ordnung nicht anders verordnet ist. 

Das Verfahren zerfällt in Vorerhebungen bei 
Uebertretungsfällen und in eine geheime schriftliche 
Voruntersuchung bei Militär - Bezirksgerichten als 
Vorverfahren, und in eine öffentliche mündliche Haupt- 
verhandlung als Hauptverfahren. 

Die Untersuchungshaft ist obligatorisch bei- Ver- 
dacht wegen einer mit der Todesstrafe oder mehr als 
zehnjährigen Freiheitsstrafe bedrohten Strafthat und 
wider aufgegriffene Fahnenflüchtige. Eine Befreiung 
von der Haft gegen Cautionsleistung findet nicht statt. 
Active Mannschaftspersonen können durch Beschluss 
ihres Untersuchungsrichters unter besondere Aufsicht 
ihrer Abtheilung gestellt werden. 

Nach Durchführung der Voruntersuchung*) legt 
der Inquirent den Act dem Staatsanwälte am Militär- 
Bezirksgerichte vor , welcher seinen schriftlichen 
Antrag zur Beschlussfassung einbringt. Das Bezirks- 
gericht beschliesst entweder Ergänzung der Unter- 
suchung, Verweisung zur Hanptverhandlung beim 
Bezirksgerichte oder Verweisung der Sache an das 

*) In Uebertretungsfällen überweist der Gerichtsvorstand 
des Untergerichtes nach gepflogener Vorerhebung zur: Ein- 
stellung, Abgabe an die competente Behörde oderzur Haupt- 
Verhandlung vors Untersuchungsgericht. 
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competente Gericht oder an die zuständige Behörde, 
oder Einstellung des Verfahrens mit eventueller Ver- 
weisung ans Ehrengericht. 

Mit j eder Verweisung zur Hauptverhandlung wegen 
eines Delictes, für das die Untersuchungshaft obliga- 
torisch ist, ist selbe auszusprechen, und kann weiters 
ausgesprochen werden, wenn der eines Verbrechens Be- 
schuldigte Mannschaftsperson ist, oder wenn es sich 
um ein mit mehr als zweijähriger Gefängnisstrafe be- 
drohtes Vergehen handelt. Gegen diese Verweisungs- 
beschlüsse steht die Nichtigkeitsbeschwerde dem 
Staatsanwälte und dem Angeklagten zu, Letzterem 
jedoch nur bei Verweisung zur Haupt Verhandlung 
wegen eines Verbrechens. Die Entscheidung über diese 
Beschwerden steht dem Militär-Obergerichte zu. Die 
Anfertigung einer Anklageschrift findet nicht statt 
Dem Angeklagten ist aber der Verweisungsbeschluss 
und die Zeugenliste mit der Belehrung über sein 
Recht zur Verteidigung und Antragsstellung zur 
Hauptverhandlung zu geben. 

Die V ertheidigung ist frei. Jeder Beschul- 
digte kann sich einen Vertheidiger selbst wählen, 
oder, wenn die Hauptverhandlung vor einem Militär- 
Bezirksgerichte statthaben soll, die Bestellung eines 
solchen von Amtswegen begehren. 

Als Vertheidiger können bei gemeinrechtlichen 
Delicten nur Rechtsverständige, bei militärischen De- 
licten auch Officiere oder Militärbeamte fungiren. 
Zur Uebernahme der Ex- offo- Verteidigung sind ver- 
pflichtet: Advocaten und geprüfte Rechtscandidaten, 
einschliesslich die Militär- Gerichtspraktikanten, und bei 
militärischen Delicten active Officiere und Beamte, 
sämmtliche aber nur dann, wenn sie sich am Gerichts- 
sitze befinden. 

Staatsanwälte oder ihre Vertreter 
können n iemals Ve rtheidi gungen überneh- 
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men, Militärrichter und Gerichtsfunctionäre nur mit 
Bewilligung des Gerichtsvorstandes. 

Bei militärischen Delicten kann das die Ver- 
weisung beschliessende Gericht aus militärdienst- 
lichen Interessen die Wahl eines Verthei- 
digers aus dem Givilstande untersagen. 

Die Militär - Bezirksgerichte urtheilen in Ver- 
brechens- und Vergehenssachen (mit Ausschluss der 
Ungehorsamsfälle- und der nach § 42, Abs. U*) des 
R. M. St. G. B.) unter Zuziehung von Ge- 
schworenen, sonst ohne Geschworene. 

Bei Verbrechen, die mit Todesstrafe, mit lebens- 
wieriger oder über fünfjähriger Freiheitsstrafe bedroht 
sind, wird der Wahrspruch von 1 2, sonst von 6 Ge- 
schworenen abgegeben. 

Zum militärischen Geschwornendienst sind, ein 
Alter von 25 Jahren vorausgesetzt, befähigt, bezie- 
hungsweise verpflichtet: active Officiere und Unter- 
officiere und pensionirte Officiere, falls ihre körper- 
liche und geistige Beschaffenheit den Geschwornen- 
dienst nicht ausschliesst. Sonstige Ausnahmen be- 
ziehen sich auf das Zugehörigkeits-Verhältnis der 
Officiere zum Kriegsministerium, zur Staatsanwalt- 
schaft, zum Gerichtspräsidium und Gensdarmerie- 
corps ; im Uebrigen sind die Ausnahmen nicht gene- 
reller Natur und beziehen sich meist auf die Befan- 
genheit des eventuellen Geschworenen. 

Betrifft die Anklage einen Soldaten oder Unter- 
officier, so haben die Geschworenen zu einem Drittel 
aus Ober- und Unterlieutenants und einem Drittel 
Unterofficieren zu bestehen ; betrifft sie einen Junker 
oder Charge-Gleichgestelken, oder einen (Ober- oder 

*) § 42, Absatz 2, R, M. St. G. setzt voraus, dass vom 
Civilgericht über eine Person des Beurlaubtenstandes eine Vet- 
urtheilung erfolgt und nur auf die Hauptstrafe und nicht auch 
auf die Ehrenstrafe erkannt ist 
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Unter-)Lieutenant, so fungirenbei zwölf Geschworenen 
zwei Majore ; vier Hauptleute und sechs Lieutenants, 
bei sechs Geschworenen ein Major, zwei Hauptleute 
und drei Lieutenants ; betrifft sie einen Officier vom 
Hauptmann aufwärts, so wird die Geschwornenbank 
aus je einem Dritttheil von dem Range des Angeklagten 
und demnächst höheren und niederen Range zusammen- 
gesetzt. Die Functionen eines Obmannes der Geschwo- 
renen übt der Dienstälteste der höchsten Charge aus. 

Das Hauptverfahren vor den Militär- 
Bezirksgerichten ist öffentlich, mündlich 
und c ontradic t orisch und richtet sich im Allge- 
meinen nach den für das schwurgerichtliche Verfahren 
in Verbrechensfällen geltenden Bestimmungen. Der 
Zutritt zur Hauptverhandlung ist jeder erwachsenen 
männlichen Person gestattet. 

Die Oeffentlichkeit kann aber aus besonderen 
militärdienstlichen Interessen, oder aus den 
allgemein gesetzlichen Gründen ausge- 
schlossen werden ; im letzteren Falle darf der Zutritt 
dem Stadtcommandanten und dem Commandanten 
jener Abtheilung oder Dienststelle, der der Beschul- 
digte angehört, nicht verweigert werden, und im 
ersteren Falle nicht dem Beschädigten, den Mit- 
gliedern von Militärgeiichten und drei Vertrauens- 
personen des Angeklagten und den Personen, denen 
der Vorsitzende den Zutritt besonders gestattet. 
Zuhörer, Zeugen und Angeklagte des Militärstandes, 
die sich ungebührlich benehmen oder die Ordnung 
stören, bestraft der Vorsitzende, insoferne nicht straf- 
gerichtliche Verfolgung platzgreift, nach den Dis- 
ciplinarbestimmungen ; Personen des Civilstandes lässt 
er wegweisen oder abführen, beziehungsweise über- 
stellt sie dem zuständigen Gerichte. 

Ausschreitungen des Vertheidigers vom Militär- 
stande kann der Vorsitzende selbst eventuell mit Arrest 
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bis 30 Tage bestrafen und die Bestrafung des Civil- 
Vertheidigers bei der Dienststelle oder dem zuständigen 
Gerichte des Vertheidigers beantragen. Zur Wort- 
entziehung ist ein Gerichtsbeschluss nothwendig. 
Zuwiderhandlungen gegen die Pflichten eines Ge- 
schworenen in Hinsicht der Clausur während der 
Dauer der Berathung bestraft der Vorsitzende mit 
Disciplinar-Arreststrafe bis 30 Tage. 

Für Feldgerichte gelten durch- 
gehends die gleichen Bestimmungen 
hinsichtlich der Abführung der Hauptverhandlung. 

Zur Giltigkeit eines militärgerichtlichen Verdictes 
wird absolute Stimmenmehrheit verlangt und bei Ge- 
schworenen-Wahrsprüchen noch, dass bei zwölf Ge- 
schworenen für die Sehuldfrage eine Majorität von 
acht, (für Strafmilderungsgründe von sieben) und bei 
sechs Geschworenen immer eine Majorität von vier 
Stimmen vorhanden sei. 

Die Urtheile der Militärgerichte ergehen »im 
Namen Seiner Majestät des Königs«, dem allein das 
Begnadigungsrecht gewahrt ist. 

Gegen militär-bezirksgerichtliche Urtheile ist dem 
Ankläger und Verurtheilten das ordentliche Rechts- 
mittel der Nichtigkeitsbeschwerde (an das Militär- 
Obergericht) in den Fällen gewährt, in welchen sie 
gegen schwurgerichtliche Endurtheile zulässig ist. 
Gegen Urtheile der Feldgerichte ist die Frist auf 
einen Tag herabgesetzt. 

Die Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des 
Gesetzes und die Wiederaufnahme . des Strafver- 
fahrens (an das Militär-Obergericht) ist nach Massgabe 
der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen zulässig. 

Gegen Endurtheile der Militär-Untergerichte ist 
das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde, wenn 
wesentliche Formen verletzt oder Gesetze unrichtig 
angewendet worden sind, im Frieden zulässig, im 
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Felde ausgeschlossen. Das dem König vorbehaltene 
Begnadigungsrecht kann im Feldverhältnisse demcom- 
mandirenden General verliehen werden. 

Bei verhängtem Standrecht . wird zur Erfüllung 
der Obliegenheiten des Staatsanwaltes und Verthei- 
digers je ein Officier bestimmt. Die Functionen der 
Geschworenen (einschliesslich den Vorstand = 13) 
sind dem Friedensverhältnisse analog, nur hinsicht- 
lich der Stimmenzählung gilt folgende Ausnahme : 
ist eine Mehrheit von 10 Stimmen vorhanden, so 
erfolgt die Verurtheilung zum Tode; ist eine von 
7 gegen 6 Stimmen für »unschuldige, so ist die 
Schuldfrage verneint, sonst wird die Verweisung der 
Sache an das ordentliche Untersuchungsgericht aus- 
gesprochen. Der Commandirende hat im Standrecht, 
wo Rechtsmittel insgesammt ausgeschlossen sind und 
einschliesslich der Execution das Verfahren binnen 
24 Stunden erledigt sein muss, das Begnadigungsrecht. 

Ein Bestätigung« recht des Königs oder 
des Kriegsministers oder eines oberen Militär-Befehls- 
habers ist dem bayerischen Rechte weder im 
ordentlichen, no ch im ausserordentlichen 
Verfahren bekannt; der König hat gegenüber 
militärischen Urtheilen nur dieselbe Befugnis, • wie 
gegenüber bürgerlichen Strafurtheilen, und ist dem- 
entsprechend im ordentlichen Verfahren der Vollzug 
der Todesstrafe von seiner Erklärung, dass er »dem 
Rechte seinen Lauf lasse«, abhängig. 

III. Die Württemberg' sehe*) Straf- 
gerichtsordnung. 

Zu den ordentlichen Militärgerichten gehören : 
1 . Die kriegsrechtlichen Commissionen, 2. das Kriegs- 

*) Diese zur Zeit ihres Erscheinens als ein humanes 
Gesetz zu bezeichnende Strafgesetzordmmg ist derzeit veraltet, 
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recht, 3. das Revisionsgericht (das Standrecht und 
die ausserordentlichen Militärgerichte sind Ausnahms- 
gerichte). 

Ad 1. Der Regiments-Befehlshaber ordnet die 
kriegsrechtliche Commission an und besetzt sie mit 
fünf Personen, wovon der Höchste (Hauptmann) als 
Vorstand fungirt. Ist der Angeschuldigte ein Unter- 
officier, so tritt statt des Soldaten ohne Charge ein 
Feldwebel als Mitrichter ein. Stimmenmehrheit ent- 
scheidet. Der Auditor (im Mangelfalle ein geeigneter 
Officier) ist Referent und Actuar und hat nur be- 
rathende Stimme. 

Ueber Officiere und bei Delicten, die eine 
schwerere Ahndung als dreimonatliche Freiheitsstrafe 
heischen, kann die kriegsrechtliche Commission 
nicht tagen. 

Der Regiments-Befehlshaber kann das Erkenntnis 
bestätigen oder mildern, oder, wenn er es für zu 
gelinde hält, die Sache einem Kriegsrecht zur Ent- 
scheidung übergeben, was auch dann geschieht, wenn 
der Verurtheilte, durch die eine Disciplinarstrafe über- 
steigende Strafe sich beschwert erachtend sofort 
bei Kundmachung des Urtheiles die Ueberweisung 
ans Kriegsrecht verlangt, welches das erstinstanzliche 
Urtheil bestätigen, beziehungsweise zum Vortheile 
oder Nachtheile des Angeklagten ändern kann. 

Ad 2. Ueber höhere als vor die kriegsrechtliche 
Commission gehörige Straffälle werden vom Kriegsrecht 
erkannt. Es besteht aus sieben Mitgliedern (ein Vor- 
stand und sechs Beisitzer) und einem ■ Auditor als 
Referenten und Actuar und wird nach dem Grade 
des Angeschuldigten mit verschiedenen Rängen 
besetzt, wovon bei Soldaten ein Soldat ohne Charge 



dass sie bei der Reform nicht in Frage kommt Es wurde 
daher die Darstellung auf Grundzüge beschränkt. 
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der niedrigste und ein Oberstlieutenant (eventuell 
Major) der höchste Rang, und bei Generalen ein 
höherer General der höchste und ein Stabsofficier 
der niedrigste Rang ist 

Die Anordnung eines Kriegsrechtes über Mann- 
schaft erfolgt durch den Militär-Commandanten, über 
Officiere vom König, respective vom Kriegsminister 
oder von dem commandirenden General im Felde. 
Die Stimmenmehrheit entscheidet, bei Todesurtheilen 
die absolute Mehrheit. 

Ad 3. Alle kriegsrechtlichen Urtheile müssen zur 
Revision und Entscheidung in zweiter und letzter 
Instanz ans Revisionsgericht eingeschickt werden. 
Dieses Gericht besteht aus sieben Mitgliedern (ein 
Generalmajor als Vorstand, drei Stabsofficiere und 
drei Rechtsgelehrte, wovon einer zugleich Referent 
ist, eventuell vier Officiere und zwei Juristen) und 
einem Actuar. 

Die militärischen Mitglieder werden vom Kriegs- 
minister und im Felde vom commandirenden General 
ernannt. 

Das Verfahren vor dem Revisionsgerichte ent- 
spricht dem erstinstanzlichen, nur dass die An- 
wesenheit des Angeklagten entfällt. Das Revisions- 
gericht cassirt entweder das kriegsgerichtliche Urtheil 
oder bestätigt es, respective ändert es (zum Vor- 
oder Nachtheile des Angeklagten) ab. 

Zur dem Angeschuldigten nachtheiliger Ab- 
änderung wird schon die absolute Stimmenmehrheit 
gefordert ; um aber das kriegsgerichtliche Erkenntnis 
bis zur Todesstrafe zu verschärfen, muss Stimmenein- 
heit vorhanden sein. 

Das Erkenntnis des Revisionsgerichtes bedarf 
der Bestätigung des Königs oder des von ihm dazu 
Ermächtigten. 
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